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Bundesrat! Ich e röffn e  die 46. Sitzung des is t zur Einsicht aufgelegen, unbeanstände t 
Bundesrates. geblieben und gilt Bohin als g en ehmig t. 
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E n t s c hu l d igt für die heutige Sitzung sind 
die Herren Bundesräte Re hrl  un.d Le i s s in g. 

Hoher Bundesrat! Als der vom Land Tirol 
an erster Stelle entsandte Vertreter übernehme 
ich im zweiten Halbjahr 1949 den Vorsitz 
im Bundesrat. Gleich meinem Vorgänger werde 
ich bestrebt sein, die Geschäfte des Vor­
sitzenden sachlich, objektiv und korrekt zu 
führen. Ich glaube mich auch der Zustimmung 
aller Mitglieder des Hohen Bundesrates sicher, 
wenn ich meinem Vorgänger im Amte, 
Herrn Bundesrat Zi n gl, für seine sachliche 
und objektive Verhandlungsleitung und 
Geschäftsführung den herzlichsten Dank aus­
spreche. (Lebhafter allgemeiner Beifall.) 

Eingelangt sind ein Schreiben des Herrn 
Bund.eskanzlers sowie eine Zuschrift des 
Bundeskanzleramtes. Ich bitte den Herrn 
Schriftführer, diese beiden Stücke zu verlesen. 

V orsitzencler lug. Dr. Lechner: Eingelangt 
sind ferner alle jene Gesetzesbeschlüsse des 
Nationalrates, die Gegenstand der heutigen 
Tagesordnung sind. Ich habe diese Vorlagen 
gemäß § 29 der Geschäftsordnung den Ob­
männ.ern der zuständigen Ansschüsse zur 
Vorberatung zugewiesen. Die Ausschüsse 
haben diese Gesetzesbeschlüsse des National­
rates bereits behandelt. 

Gemäß § 30 der Geschäftsordnung beantrage 
ich, von der Vervielfältigung der Ausschuf3-
berichte sowie von der 24stündigen Ver­
teilungsfrist Abstand zu nehmen. Wird dagegen 
ein Einwa nd 0rhoben '? (Niemand meldet sich.) 
Es ist dies nicht der Fall. Mein. Antrag ist 
sohin mit der vorg€;schriebenen Zweidrittel­
mehrheit angenommen. 

Wir gehen in die T a g e s or d n u n g ein. 

Der 1. Punkt ist der Gesetzesbeschluß des 
Schriftführer Lehner (lie8t): Nationalrates vom 30. Juni 1949, betreffend 

"An den Herrn Vorsitzenden des Bundes- die Bergbauförderungsgesetznovelle 1949. 

rates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 29. Juni 1949, Z. 9147 Pr. K., 
über meinen Antrag gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der zeitweiligen Ver­
hinderung des Bundesministers für Vermögens­
sicherung und Wirtschaftsplanung, Dr . Peter 
Kr a u l an d, Bundesminister für Handel und 
'Viederaufbau Dr. Ernst Kolb mit der 
Vel'tretung des genannten Bundesministers 
betraut. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme die Mitteilung 
zu machen. Figl." 

"An den Herrn Vorsitzenden des Bundes­
rates, zu Handen des Herrn Parlaments­
direktors Sektionschef Dr. Pultal' , Wien I., 
Parlament. 

Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
Bundeskanzler mit Schreiben vom30.JuniI949, 
Z. 876/N. R./1949, den beiliegenden Gesetzes­
beschluß vom 30. Juni 1949, womit die 
V. Gesetzgebungsperiode des Nationalrates 
vorzei t.ig beendet wird, übermittelt.. 

Da dieser Gesetzes beschluß zu den im 
Artikel 42, Aba. (5), des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in der Fassung von 1929 angeführten 
Beschlüssen gehört, beehrt sich das Bundes­
kanzleramt zu ersuchen, den Gesetzesbeschluß 
dem Bundesrat zur Kenntnis zu brin.gen. 

}t'ür den Bundeskanzler: 
gez. Heiterer." 

(Der Schriftführer verliest ferner den vom 
Nationalrat ara 30. Juni 1949 beschlossenen 
Gesetzestext. ) 

Berichterstatter Weindl: Hoher Bundesrat! 
Das Bergbauförderungsgesetz vom 2. Juli 1947, 
B.G.BI. NI'. 181, hat zur Förderung des 
Kohlenbergbaues eine Reihe von Sonder­
bestimmungen getroffen. Zunächst können. 
nach diesem Gesetz den Bergbauberechtigten 
gewisse Vorschreibungen zur Intensivierung 
der Kohlengewinnung gemacht werden, bei 
deren Nichterfüllung ein Werksleiter bestellt 
oder die Bergbauberechtigung cut,zogen und 
einem anderen übertrugen werden ka.nn.. Das 
Ministerium für Handel und Wiederaufbau 
kann zur Förderung der Kohlengcwinnung 
Maschinen, die stillstehen oder wenig intensiv 
benützt werden, anfordern. Der Bundes­
minister für Finanzon kann zur Förderung der 
Kohlengewinnung zu diesem Zwecke Gesamt­
beträge von. 30 Millionen Schilling als Darlehen 
aus Bundesmitteln gewähren oder für zu 
solchen Zwecken gewährte Darll:}hcn die 
Haftung des Bundes als Bürge und Zahler 
übernehmen. Das Gesetz war bis 31. März 1949 
befristet. 

Wie die erläuternden Bemerkungen zur 
Regienmgsvorlage ausführen, sind diese 
Sonderbestimmungen weiterhin notwendig, bis 
das im Kohlcnplan für den Inlandsbergbau 
gesteckte Ziel wenigstens annähernd erreicht 
ist. Die Wirksamkeit des Bergbauförderungs­
geset.zes soll daher bis 31. März 1950 ver­
längert werden. 

Das Bergwesen ist eine Angelegenheit der 
unmittelbaren Bundesverwaltung. 

Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend mit 
1. April 1949 in Kraft. Mit seiner Vollziehung 
ißt das Bundesministerium für Handel und 
Wiederauf bau betraut. 
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Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat sich gestern mit diesem G�setzes­
beschluß befaßt, und in seinem Namen be­
antrage ich, das Hohe Haus möge gegen den 
vorliegenden Gesetzesbcschluß k e i n e n  E i n­
s p r u c h  erheben. 

Der Antrag des Berichterstatters wird 
angeno mmen. 

oder anderer immaterieller Güterrechte einer 
besonderen Regelung vorbehalten . bleiben 
sollen. Dieses in dieser Gesetzesstelle ver­
heißene Gesetz ist nunmehr in der Form des 
uns heute als Nationalratsbeschluß vor­
liegenden Sechsten Rückstellungsgesetzes 
Wirklichkeit geworden. Es trug ursprünglich 
die Ziffer 8 und ist nunmehr als Sechstes 
Rückstellungsgesetz zu bezeichnen. 

Der 2. Punkt der Tagesordnung ist der Gegenstand dieses Bundesgesetzes sind einer-
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom seits Rückstellungsansprüche aus Patent-, 
30. Juni 1949, betreffend die 1. Novelle zum Marken- und Musterrechten, deren Geltend­
Außenhandelsverkehrsgesetz 1948. machung im Dritten Rückstellungsgesetz diesel' 

Berichterstatter PrechtI: Hoher Bundesrat! ���a�!� 
g

7��n:��r�:i��n���:�I�e
�:�n&e:Z:�/ Durch das Außenhandelsverkehrsgesetz vom aber auch Bestimmungen über die Erfindungen 

24. November 1948, 'B. G.Bl. Nr. 251, wurde' von Dienstnehmeru, die auf Grund reichs­zwar grundsätzlich die Aus- und Einfuhrfreiheit deutscher Vorschriften seinerzeit von den statuiert, doch mußten damals eine Reihe von Dienstgebern in Anspruch genommen werden Waren ausgenommen werden, die in zwei konnten und in Anspruch genommen wurden. Anhängen zu diesem Gesetz aufgezählt wurden, 
und zwar in. der Liste A als Genehmigungsliste Im ersten Abschnitt umschreibt das Gesetz 
für die Ausfuhr und in der Liste B als Ge- seinen Geltungsbereich. Gegenstand des 
nehmigungsliste für die Einfuhr. Die Einfuhr, Gesetzes sind n.ach § 1 Patent-, Marken- und 
beziehungsweise Ausfuhr der in der Liste A Musterrechte, die dem Eigentümer (Berech­
und B aufgezählten V{aren bedarf der Zu- tigten) entzogen oder - das ist eine Besonder­
stimmung der Außenhandelskommission.. heit _ dieses Überleitungsgesetzes - an deren 

Ausübung der Eigentümer oder seine Erben 
Der Nationalrat hat nunmehr aus Gründen (Legatare) verhindert worden sind. Ich er­

des Schutzes der österreichischen Wirtschaft wähnte schon, daß auch Dienstnehmer­
beschlossen, die Liste A, also die Ausfuhrliste, erfindungen in den Geltungsbereich des 
zu ergänzen. Diese Ergänzung bezieht sich Gesetzes fallen. 
namentlich auf die Ausfuhr von Sämereien, Der Abschnitt TI sieht" allgemeine Be­
Pferden, Maschinen und Apparaten für die stimmungen vor, in denen er, soferne keine 
Verarbeitung von Gespinstwaren - auch im gesetzliche Regelung hier getroffen ist" die 
gebrauchten Zustande -, denen unter anderem Bestimmungen des Dritten Rückstellungs­
Stick- und Klöppelmaschinen zuzuzählen sind. gesetzes gelten läßt. 

Angelegenheiten des Handels sind nach Der Abschnitt III behandelt den Begriff 
Gesetzgebung und Vollziehung Bundessache. der Behinderung - ein Begriff, der hiemit 
Dieses Bundesgesetz soll rückwirkend mit erstmalig in die "\Vicdergutmachungsgesetz-
1. Juli 1949 in Kraft treten, Mit der Voll- gebung eingeführt wird. 
ziehung ist das Bundesministerium für Handel Der Abschnitt IV handelt von den Lizenzen 
und Wiederauf bau betraut. und der Fruchtnießung, deren Entziehung und 

Hoher Bundesrat! Der Ausschuß für wirt- Behinderung ebenfalls Gegen.stand dieses 
f Gesetzes ist. scha tliche Angelegenheiten hat sich gestern 

mit diesem Gesetzesbeschluß befaßt und mich Im Abschnitt V sind eine Reihe von Detail-
beauftragt, dem Hohen Haus den A n  t r a g  zu vorschriften und Sonderbestimmungen in bezug 

auf das Patent- und das Markenrecht ent­unterbreiten, dagegen keinen Ei n s p r u c h  zu 
{'rheben. halten. 

Der Abschnitt VI verweist auf die während 
Der Antrag de.s BeTichte1'statte'rs wird der Nazizeit geltenden Bestimmungen, wonach 

angenommen. Dienstgeber Erfindungen ihrer Gefolgschafts­
3. Punkt der Tagesordnung ist der Gesetzes­

beschluß des Nationalrates vom 30. Juni 1949, 
betreffend das Sechste Rückstellungsgesetz. 

Berichterstatter Di'. Fleischacker : Hohes 
Haus! Der § 30 des uns allen. bekaIUlten 
Dritten Rückstellungsgesetzes besagt, daß die 
Ansprüche wegen. Entziehun.g oder Behinderung 
der Ausübung von Urheber- oder Patent­
rechten sowie sonstiger gewerblicher Schutz-

mitglieder in Anspruch nehmen konnten, und 
ordnet an, daß in einem solchen Fall der 
Dienstnehmer begehren kann, daß mit ihm 
über die in Anspruch genommenen Erfindungen 
ein Vertrag im Sinne des Patentgesetzes 
abgeschlossen werde. Kommt ein solcher 
Vertrag nicht zustande, so ist, wie in don 
folgenden Absätzen dieses Abschnittes fest­
gesetzt ist, die Rückstellungskommission be­
fugt, hier eine Entscheidung zu treffen. 
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Der Abschnitt VII regelt das Verfahren. 
Im Abschnitt VIII ist die Vollzugsklausel 

enthalten. Nach der Regierungsvorlage war 
das Handelsministerium im Einvernehmen mit 
anderen Ressorts zur Vollziehung ermächtigt. 
Der zuständige Nationah'atsausschuß hat nun 
diese Bestimmung in der Weise abgeändert, 
daß das Einvernehmen mit anderen Ressorts 
nicht mehr vorgeschrieben wird, so daß 
künftighin lediglich das Handelsministerium 
für den Vollzug dieses Gesetzes zuständig ist. 

Hohes Haus! Diese Spezialmaterie, die ja 
nicht allgemein bekannt ist, wurde in Fach­
kreisen sehr eingehend beraten, und ich da�f 
auch namenS des zuständigen Ausschusses 
des Bundesrates den An t r a g  stellen, gegon 
diesen Nationalratsbeschluß k e i n en E i n­
s p r u c h  zu erheben. 

Der Antrag des Berichterstatters 'Wi'rd 
angenommen. 

Der 4. Punkt dlu Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Juni 1949, womit das Bedarfsdeckungs­
strafgesetz 1947, B.G.Bl. Nr. 146j1947, neuerlich 
abgeändert wird. 

Berichterstatter Eichinger : Hoher Bundesrat! 
Die strengen Strafbestimmungen des Bedarfs­
deokungsstrafgesetzes entsprangen der düste­
ren Wirtschafts lage des Jahres 1945. Eine 
Milderung dieser Strafbestimmungen wurde mit 
der H. Bedarfsdeckungsstrafgesetznovelle vom 
8. Juli 1948, B. G. BI. Nr. 148, erreicht. Die 
Wirtschaftlage hat sich weiter gebessert, so 
daß eine neuerliche Milderung der Strafbe­
stimmungen nicht nur möglich, sondern not­
wendig ist. Die verworrenen, unübersichtlichen 
reichsrechtlichen Bewirtschaftungsvorschriften 
zur Zeit des Inkrafttretensdes Bedarfsdeckungs­
strafgesetzes hatten es zweckmäßig erscheinen 
lassen, durch ein einziges Gesetz, nämlich das 
Bedarfsdeckungsstrafgesetz, alle Verletzungen 
der Bewirtschaftungsvorschriften unter ge­
meinsame Strafsanktionen zu stellen. Seither 
sind verschiedene Gesetze, wie zum Beispiel 
das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz . und 
das Preisregelungsgesetz erlassen worden., 
die nicht nur Bewirtschaftungsvorschriften, 
sondern auch die zu ihrer Ahndung erforder­
lichen Strafbestill1ll1ungen enthalten. 

.vie Besserung der allgemeinen Wirtschafts­
lage und die Herstellung klarer Rechtsverhält­
nisse auf den Einzelgebieten der Bewirtschaf­
tung lassen es gerechtfel'tigt erscheinen, das 
Bedarfsdeckungsstrafgesetz, das in der gelten­
den Fassung mit 31. August 1949 befristet ist, 
zu novellieren. 

Zum Gesetz selbst: § 1 sagt nur mehr (liest) : 
"Unter Bedarfsgegenständen werden alle be­
weglichen Sachen verstanden, die leben8-

wichtigen Bedürfnissen unmittelbar oder 
mittelbar dienen." Die früheren Absätze (2) 
und (3) bezüglich der Bedarfsleistungen und 
Löhne entfallen. 

§ 2 erhält die Neufassung (liest): "Öffentlich 
bewirtschaftete Bedarfsgegenstände sind solche, 
zu deren ordnungsgemäßer Verteilung be­
sondere Maßnahmen und Einrichtungen (Ver­
teilungsordnung) bestehen und getroffen 
werden. Hiezu gehören: 

a) Bedarfsgegenstände, die nur gegen 
Marken, Bezugscheine oder ähnliche Ausweise 
abgegeben werden dürfen; 

b) Bedarfsgegenstände, die für Zwecke der 
öffentlichen Bewirtschaftung durch behörd­
liche Verfügung oder, durch allgemeine V or­
schriften dem freien Verkehr entzogen sind 
und nicht unter lit. a fallen." 

In den neuen Bestimmungen wird also genau 
umschrieben, was öffentlich bewirtschaftete 
Bedarfsgegenstände sind. 

§ 3, der sich auf Zuwiderhandlungen gegen 
die Verteilungsordnung bezieht, entfällt. 
Ebenso entfallen die §§ 5 über die mißbräuch­
liche Verwendung von Bedarfsgegenständen, 
6 über die Nichterfüllung einer Anmelde­
oder Lieferungspflicht, 7 und 7 a über Preis­
überschreitungen und andere Umtriebe, 9 a 
über verbotene Ankündigungen sowie 13 a 
über die Betriebssperre. 

Grundsätzlich kann gesagt werden, daß in 
den Strafbestimmungen des Gesetzes nur mehr 
Sanktionen gegen den Schleichhandel, gegen 
den Preiswucher , gegen den Kettenhandel, 
gegen die verbrecherische Gefährdung oder 
Beeinträchtigung der Bedarfsdeckung und 
gegen fahrlässiges Verderbenlassen von Be­
darfsgegenständen enthalten sind. Ebenso sind 
Änderungen der gemeinsamen Bestimmungen 
bezüglich der Terminisierung von Vel'waltungs­
übertretungen, beziehungsweise der vom Ge­
richt zu ahndenden Verstöße vorgenommen. 
worden. 

Das Bedarfsdeckungsstl'afgesetz ist somit 
nIcht mehr ein alle Verstöße und Verletzungen 
von Bewirtschaftungs- und Preisvorschriften 
umfassendes Gesetz, sondern es ergänzt nur 
mehr versohiedene andere Bewirtschaftungs­
gesetze, zum Beispiel das Rohstofflenkung8-
gesetz, das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 
und das Preisregelungsgesetz, in denen eigene 
zu ihrer Ahndung erforderliche Strafbestim­
mungen enthalten sind. Es sind daher im 
Bedarfsdeckungsstrafgesetz nur mehr solche 
Tatbestände unter Strafe gest�llt, für die nach 
der Schwere der Straftat die Strafdrohungen 
der entsprechenden Gesetze nicht ausreichen. 
oder solche Strafdrohungen in diesen Gesetzen 
überhaupt fehlen. 

83 
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Dieses Gesetz ist mit 31. März 1950 befristet. 
Mit seiner Vollziehung sind das Bundesministe­
rium für Justiz und das Bundesministerium 
für Inneres betraut. 

Der Verfassungs- und Rechtsausschuß hat 
sich mit dieser Gesetzesmaterie eingehend be­
schäftigt und ist zu der Ansicht gekommen, dem 
Hohen Bundesrat den A n t r a g  zu unterbreiten, 
gegen den Gesetzesbeschluß k e i n e n  E i n­
s p r u c h  zu erheben. 

Bundesrat Dr. Fleischacker : Hohes Haus! 
Es ist das verfassungsmäßige Recht des Parla­
mentes, auch auf die Vollziehung der von ihm 
erlassenen Gesetze überall dort Einfluß zu 
nehmen, wo die Handhabung der Gesetze von 
dem Willen und den Absichten der gesetzgeben­
den Organe abweicht. Die Verabschiedung der 
heutigen Novelle zum Bedarfsdeckungsstraf­
gesetz gibt mir nun Anlaß, auf folgendes hin­
zuweisen: 

Der § 4, Abs. (1), des Bedarfsdeckungsstraf­
gesetzes in. der gegenwärtigen Fassung, der 
durch die vorliegende Novelle im wesentlichen 
unberührt bleibt, lautet (liest): 

"Eines Vergehens macht sich schuldig, wer 
unbefugt mit Bedarfsgegenständen unter Zu­
widerhandlung gegen die Verteilungsordnung 
oder wer mit Ausweisen der in § 3, Abs. ( 1 ), 
lit. a, bezeichneten Art gewerbsmäßig Handel 
treibt." . 

Es kann nun, Hohes Haus, nach meiner Auf­
fassung keinem Zweifel unterliegen, daß als "un­
befugt" im Sinne dieser Gesetzesstelle nur der­
jenige anzusehen ist, der zum Handel mit den 
im konkreten Fall in Betracht kommenden 
Waren nach den bestehenden Gewerbevor­
schriften nicht ermächtigt, also nicht befugt 
ist. Dennoch haben österreichische Gerichte in 
der letzten Zeit ein'c:n gegenteiligen Standpunkt 
eingenommen. 

Vor mir liegt ein Urteil des Landesgerichtes 
für Strafsachen Wien vom 29. Jänner 1949, das 
eine Auffassung vertritt, die mit dem Willen 
des Gesetzgebers sichtlich nicht überein­
stimmt. Es heißt dort unter anderem (liest): 

"Die Verantwortung des Angeklagten" -
es hat sich um einen Wiener Lebensmittel­
großhändler gehandelt -, "daß er infolge 
seines Gewerbescheines zum Handel mit allen 
Lebensmitteln befugt sei, also beim Erwerb der 
Waren nicht unbefugt gehandelt habe, ist 
nicht stichhältig, da der Gesetzgeber mit dem 
Wort ,unbefugt' eindeutig zum Ausdruck 
bringen will, daß die Gewerbeberechtigten, 
welche ja durch die Verteilungsordnung und 
die Bewirtschaftungvorschriften in der Aus­
übung ihres Gewerbes eingeschränkt werden, 
wenn sie diesen Vorschriften zuwider mit 
Bedarfsgegenständen Handel treiben, diesen 
Handel unbefugt ausüben." 

Hohes Haus! Ich halte es bei dieser Recht­
sprechung der letzten Zeit für erforderlich, die 
Meinung des Herrn Bundesministers für Justiz 
als Chef der Anklagebehörde über dieses Thema 
zu hören. Ich erlaube mir daher, den Herrn 
Berichterstatter zu bitten, uns ergänzend mit­
zuteilen, welche Erklärung der Vertreter des 
Herrn Bundesministers für Justiz in der 
heutigen Sitzung des Rechtsausschusses zu 
diesem Gegenstand abgegeben hat. 

Berichterstatter Eichinger (Schl1tßwort) : 
Hohes Haus! Der Ausschuß für Verfassungs­
und Rechtsangelegenheiten hat sich mit dieser 
Frage eingehend beschäftigt. Dabei wurde auch 
der Vertreter des Justizministers befragt und 
ersucht, zu diesem§ 4 eine Erklärung des 
Ministers abzugeben. 

Die Erklärung, der beide im Ausschuß ver­
tretenen Parteien zugestimmt haben, lautet 
(liest) : 

"Der Vertreter des Bundesministeriums für 
Justiz, Landesgerichtsrat Dr. Hausner, gibt 
namens des Herrn Justizministers die Erklärung 
ab, daß der Herr Bundesminister die Organe 
der Staatsanwaltschaft anweisen wird, künftig 
bei Auslegung des Begriffes ,unbefugt' in § 4, 
Abs. (1), des Bedarfsdeckungsstrafgesetzes 
von 1947 in der derzeit geltenden Fassung 
den Standpunkt einzunehmen, daß derjenige 
nicht als unbefugter Händler anzusehen ist, 
der nach den bestehenden Gewerbevorschriften 
zum Handel mit den in Betracht kommenden 
Waren befugt ist. Ein solcher Händler kann 
sohin, soferne nicht· die Voraussetzungen des 
Erkenntnisses des Obersten Gerichtshofes vom 
27. November 1946, GZ. 2 Os. 353/46/6, 
vorliegen, nicht als Schleichhändler im Sinne 
des § 4 Bedarfsdeckungsstrr.fgesetz angesehen 
werden." 

Der Bundesrat erhebt gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates k e i nen E in s pr uch. 

Der 5. Punkt der TagesordIllmg ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 30.Juni 
1949, betreffend das Preisregelungsgesetz 1949. 

Berichterstatter Beck: Hohes Haus! In Zeiten, 
in denen das Angebot an Waren hinter der 
Nachfrage nach diesen Waren wesentlich 
zurückbleibt, ist es eine Selbstverständlichkeit, 
daß die Preise einer Regelung unterzogen 
werden müssen, um die Bevölkerung vor "über­
preisen zu schützen. Die Nachkriegszeit 
seit 1945 war eine Zeit, in der der geschilderte 
Zustand in hohem Maße beobachtet werden 
konnte, und daher führte erstmalig schon die 
Provisorische Staatsregierung mit Beschluß 
vom 17 . Juli 1945 eine Regelung der Preise 
durch. Ich darf daran erinn('rn, daß wir erst 
vor kurzer Zeit - ich hatte die Ehre, darüber 
dem Hause zu berichten - eine kurzfristige 
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Verlängerung des Preisregelungsgesetzes 1948' und Wirksamkeit dieses Gesetzes wesentlich 
bis 31. August dieses Jahres beschlossen haben. erweitert werden kann. 
Ich konnte damals berichten, daß im zustän- Im § 3 wird zum Ausdruck gebracht, daß die 
digen Ausschuß des Nationalrates gerade ein Befugnisse im Sinne dieses Gesetzes vom Innen­
Unterausschuß eingesetzt worden war, der ministerium auf nachgeordnete Behörden üb01'­
eine Regierungsvorlage bearbeitete, die tragen werden können. Werden solche Befug­
eine Neuregelung der ganzen Materie be- nisse an Bezirksverwaltungsbehörden odor 
zweckte. Der Unterausschuß hat seine Ar- Bundespolizeibehörden übertragen, so cnt­
beiten abgeschlossen, und heute liegt uns der scheidet über Berufungen der Landeshaupt­
neue Beschluß des Nationalrates vor. Diese mann endgültig. 
Vorlage weicht sowohl im Mantelgesetz als Im § 5 sind die Strafbestimmungen enthalten. 
auch in den beiden Anlagen A und B von der Wer den auf Grund dieses Bundesgesetzes 
Regierungsvorlage wesentlich ab. Im einzelnen erlassenen Maßnahmen zuwiderhandelt, wird 
ist nun zu dem Gesetz zu sagen: von der zuständigen Behörde mit Geld bis 

§ 1 bestimmt, was überhaupt Gegenstand der zu 50.000 S, im Falle der Uneinbringliehkeit 
Regelung ist. Da kann man nun zwei Gruppen mit einer Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten 
von Waren, beziehungsweise Lejstungell unter- bestraft. 
scheiden. In der Anlage A des Gesetzes sind Sehr wichtig ist der § 6, der sagt, daß mit 
Waren und Leistungen anO'eführt, deren Preis- dem Inkrafttreten dieses neuen Gesetzes alle 
regelung zwingend vorgeschrieben ist, während bisherigen Gesetze auf diesem Gebiete, vor 
in der Anlage B Sachgüter, also Waren an- allem auch alle preisrechtlichen Vorschriften 
geführt werden, deren Preisregelung nur fakul- aus der Zeit zwischen dem 13. März 1938 und 
tativ gegeben ist, die also durch das hiefür zu- dem 10. April 1945 außer Kraft treten, wodurch 
ständige Innenmiuisterium in die Preisregelung auf diesem G�biete endlich die s�hon . se�t 
einbezogen werden können. Interessant ist, daß langem sehr wunschenswerte KlarheIt herbeI­
das Innenministerium ermächtigt wird, Sach- geführt wird. Ausgenommen davon sind nur 
güter und Leistungen auszunehmen. Da- vier Verordnungen aus dieser Zeit, deren 
gegen ist dann in Abs. (4) zum Ausdruck Wirksamkeit erhalten bleiben muß. Das 
gebracht, daß die Bundesregierung mit. Zu- Gesetz ist befristet, seine Wirksamkeit erlischt 
stimmung des Hauptausschusses des National- mit 31. Dezember 1949. 

rates über Antrag des Innenministeriums . Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
Sachgüter und Leistungen, die in den Anlagen, heiten hat g�stern die Z?stimmung zu diesem 
A und B nicht angeführt sind, durch Verordnung Gesetz erteIlt und mICh. beauftragt, den 
vorübergehend den Bestimmungen dies(�s Antrag zu stellen, das Hohe Haus möge dem 
Gesetzes unterwerfen kann. vorliegenden Gesetzesabschluß des National-

Im § 2 sind Vorschriften darüber enthalten, rat.es die Zustimmung nicht versagen. 
wie Preise und Entgelte bestimmt werden. In De.r Antrag des Berichte.rstatters minI an-
diesem Zusammenhang möchte ich erwähnen, genommen. 

'daß an die Schaffung einer Preiskommission 
gedacht ist, und zwar in der Form, daß die 
Wirtschaftsministerien und natürlich auch das 
hiefür zuständige Inn.enminister�um je einen 
Vertreter entsenden, daß aber dieser Kommis­
sion auch je ein Vertreter der Bundeskammer 
der gewerblichen Wirtschaft, der Landwirt­
schaftskammer für Niederösterreich und Viien 
als geschäftsführender Stelle der Lan.dwirt­
schaftskammern Österreichs und des Öster­
reichischen Arbeiterkammertages angehören. 
Den Vorsitz führt der Bundesminister für 
Inneres, beziehungsweise der von ihm ernannte 
Stellvertreter. 

Es wäre noch zu erwähnen, daß das Innen­
ministerium im Einvernehmen mit den im 
Gesetz genannten Stellen durch Bescheid 
Maßnahmen treffen kann, die der Sicherung 
volkswirtschaftlich angemessener Preise und 
Entgelte für die dem Anwelldungshereich 
dieses Bundesgesetzes unterliegenden Sach­
güter oder Leistungen mittelbar oder unmittel· 
bar dienen, wodurch die Durchschlagskraft 

Der 6. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Juni 1949, betreffend das Rohstofflenkungs­
gesetz 1949. 

Berichterstatter Mellich: Hoher Bundesrat! 
Vor uns liegt das Rohstofflenkungsgesetz 194H, 
d8Js sich mit der Lenkung des Verkehrs VOll 
industriellen Rohstoffen und Halbfabrikaten 
beschäftigt. Das Gese�z war notwendig, weil 
das Warenverkehrsgesetz, in welchem dies'J 
Materie bisher gesetzlich geregelt war, am 
30. Juni 1949 außer Kraft trat und weil, wenn 
kein Gesetz vorhanden wäre, das diese Materia­
lien hier erfaßt, es leicht vorkommen könnte, daß 
die Preise auf irgend eine Art und Weise cin�' 
willkürliche Aufwärtsbewegung nehmen, dü' 
vermieden werden muß. Eine Ausnahme davon 
bilden lediglich jene Waren, die im Vormerk­
verkehr eingeführt werden: das sind Waren, 
die zur Veredlung nach Österreich eingefü.hrt, 
hier verarbeitet und wieder zurückgeliefert 
werden. Das Gesetz selbst behandelt diese AU8-
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nahme nicht, sie ist aber im Bericht des Ver­
fassungs ausschusses enthalten. 

Zum Gesetz selbst. Der § 1 behandelt die 
Lieferung und den Bezug der Waren, wobei 
die Waren, die hier erfaßt werden, demon­
strativ aufgezählt werden. Wichtig ist, daß 
§ 1 vorsieht, daß auch Lieferauflagen erteilt 
werden können, so daß bei auftretendem 
Mangel rasch Hilfe gewährt werden kann. 

Zu Punkt 4 des § 1 muß gesagt werden, daß 
es uns wundert, daß Schweinsleder ausgenom­
men wurde, während alle anderen Häute und 
Felle genannt sind. Schweinsleder bildet 
unserer Auffassung nach ebenfalls einen sehr 
wichtigen Rohstoff, der für die Bekleidungs� 
in.dustrie keine unwesentliche Rolle spielt. 

In Punkt 6 des § 1 wird unter anderem auch 
von Garnen gesprochen. Auch hier ist es 
wichtig, daß der Bewirtschaftung der Game 
erhöhtes Augenmerk zugewen.det wird. Allein 
schon die Tatsache, daß bekannt wurde, daß 
die Garne wahrscheinlich frei und nicht mehr 
bewirtschaftet sein werden, hat bewirkt, daß 
sehr viele Garnlieferanten besonders die 
kleinen und mittleren Weber nicht mehr mit 
Garn beliefert haben, ja daß sie sogar die 
Bezugscheine nicht mehr einlösten. 

Der § 2 beschäftigt sich dann mit Rechts­
geschäften über Waren, die der Genehmigungs-
pflicht unterliegen. 

'-

§ 3 beschäftigt sich mit den zu erlassenden 
Anordnungen. 
§ 4 verpflichtet die Unternehmungen, die 

die Waren erzeugen, bearbeiten und verarbeiten, 
zu Meldungen und zu Auskünften über Be­
triebsverhältnisse. Abs. (2) sieht vor, daß auch 
Behörden, Ämter und Anstalten des Bundes, der 
Länder und Gemeinden ihren Bestand melden 
müssen, um allfällige Hortungen zu ver­
hindern. 

§ 5 sieht eine Kontrolle vor. Hier wäre zu 
erwähnen, daß nicht allein die Unternehmun­
gen, dü� nicht melden, sofort kontrolliert 
werden können, sondern auch diejenigen, die 
zweifelhaft erscheinende Meldungen erstatten. 
Das Ministerium, beziehungsweise der Aus­
schuß, der nach diesem Gesetz eingerichtet 
werden kann, hat hier eine Möglichkeit, ent­
sprechend den Anordnungen vorzugehen. 

Der § 6 des Gesetzes beschäftigt sich mit der 
Heranziehung von gesetzlichen Interessenver­
tretungen, um die Arbeiten des Ministeriums 
zu erleichtern. 
§ 7 sieht vor, daß bei Einfuhren auch ent­

sprechende Zollabfertigungsformula.re ausge­
füllt werden müssen, um statistische Unter­
lagen zu haben. 
§ 8 sieht die Enichtung eines Rohstoff­

lenkungsausschu8ses vor, der sich aus je sechs 
Vertretern der Bundeskammer der gewerb-

lichen Wirtschaft und des Österreichischen 
Arbeiterkammertages und aus je zwei Ver­
tretern der Landwirtschaftskammer für 
Niederösterreich und Wien und des Öster­
reichischen Gewerkschaftsbundes zusammen­
setzt. Abs. (2) regelt den Vorsitz des Roh­
stofflenkungsausschusses. Abs. (3) sieht vor, 
daß sich der Ausschuß die Geschäftsordnung 
selbst gibt. 
§ 9 legt fest, daß zur Deckung des Aufwandes 

auch Kostenbeiträge eingehoben werden 
können. Im Abs. (2) wird vorgesehen, daß 
rückständige Kostenbeiträge im Verwaltungs. 
wege eingehoben werden können. 

Im § 10 werden die Strafbestimmungen be­
handelt. Die Strafen sind diesmal, der Wichtig­
keit des Gesetzes entsprechend, hoch angesetzt. 
Es sind Geldstrafen bis zu 500.000 S oder 
Arreststrafen bis zu sechs Monaten vorgesehen. 
§ 11 sieht vor, daß Mitglieder des Ausschusses 

bei Verletzung eines ihnen bei Ausübung ihrer 
Tätigkeit bekanntgewordenen Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisses ebenfalls entsprechend 
bestraft werden können. 

Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist das 
Bundesministerium für Handel und Wieder­
aufbau betraut. Die Wirksamkeit erlischt mit 
31. Dezember 1949. 

Namens des Ausschusses empfehle ich Ihnen, 
gegen das Gesetz keinen Einspruch zu erheben. 

Der Bundesrat beschließt, gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates keinen Einspr'ltc h  
zu erheben. 

Der 7. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Juli 1949, betreffend die 7. Wirtschafts­
verbände-Gesetz-Novelle. 

Berichterstatter Mellich: Hoher Bundesrat! 
Das Gesetz stellt lediglich eine neuerliche 
Verlängerung des Wirtschaftsverbände­
Gesetzes dar. Die Verlängerung bis zum Ende 
des Jahres war notwendig, weil ja das 
Gesetz in diesem Jahre abläuft und noch nicht 
klar ist, wie weit Lenkungsmaßnahmen, die 
durch ein eigenes Gesetz geschaffen werden 
sollen, dieses Gesetz ersetzen werden. Es wird 
Aufgabe des neuen Nationalrates sein, ein 
entsprechendes Gesetz zu schaffen, das eine 
planvolle Lenkung vorsieht. 

Das Gesetz hat zwei Artikel. Artikel I sagt, 
daß das Gesetz über die Errichtung von öster. 
reichischen Wirtschaftsverbänden in der der. 
zeit geltenden. Fassung abgeändert wird, und 
zwar wie folgt: ,,§ 22: Dieses Gesetz tritt mit 
31. Dezember 1949 außer Kraft." 

Artikel II lautet (liest) ,' "Dieses Bundes­
gesetz tritt mit 30. September 1949 in Kraft. 
Mit seiner Vollziehung sind die Bundesministe-
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rien für Volksernährung und für Land- und 
Forstwirtschaft im Ein vernehmen mit dem 
Bundesministerium für Handel und Wieder­
aufbau betraut." 

Ich bitte Sie, diesem Gesetzesheschluß zu­
zustimmen. 

Lit. d ändert den § 12, Abs. (4), insoferne, 
als klar ausgesprochen wird, daß gegen Strom­
sünder Abschaltmaßnahmen ergriffen werden 
können. 

Lit. e setzt die Geltungsdauer dieser N oveIle 
bis 30. Juni 1950 fest. 

Gegen den Gesetze8beschluß wi1'd kein Ei'n- Artikel II enthält die Vollzugsklausel. Sie 
s p r u c h erhoben. besagt, daß dieses Bundesgesetz mit 1. Juli 1949 

Der 8. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 13 . Juli 
1949, betreffend die Lastverteilungs-Novelle 
1949. 

in Kraft tritt und daß mit seiner Vollziehung 
das Bundesministerium für Energiewirtschaft 
und Elektrifizierung im Einvernehmen mit 
den jeweils beteiligten Bundesministerien, 
hinsichtlich des § 3 a, soweit der ordentliche 
Rechtsweg in Betracht kommt, das Bundes-

Berichterstatter Scheibengraf: . Hoher ministerium für Justiz betraut ist. 
�undesr�t! D�s Lastverteilungs�esetz hat In Namen des Ausschusses für wirtschaft­sICh bewährt. WIr brauchen nur a71 dIe ununter- liehe Angelegenheiten, der diese Vorlage brochene Str?mversorgung des �Inters 19�8/491 gestern behandelte, stelle ich den A n tr a g, zu denken. DIe N ovelle, .welch� die erforde�llChen gegen diesen Gesetzes beschluß keinel1. Einspruch Maßnahmen vorsah, 1st. mIt 30. J�U1 1949 zu erheben. außer Kraft getreten. DIe nunmehrIge Last- . '  
verteilungs-Novelle 1949 sieht eine Verlänge- Der Antrag des Benchterstatters w'wd a n-
rung vor, sie schließt auch bisher bestandene genommen. 
formalrechtliche Lücken. Sie umfaßt zwei 
Artikel. 

Artikel I, lit. a, faßt § 3, Ahs. (2), neu: es 
wird darin ausgeführt, daß generelle Anord­
nungen über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Stromkonsums seitens des Bundesministe­
riums für Energiewirtschaft und Elektrifi­
zierung durch KUD.dmachung in der "Wiener 
Zeitung" verlautbart werden sollen. 

Der bisherige Abs. (2) wird Abs. (3). Er 
bestimmt, daß über die binnen zwei Wochen 
einzubringenden Einsprüche gegen Verfügungen 
des Bundeslastverteilers . das Bundesminister­
rium entscheidet. Außerdem werden rechts­
unzulässige Textt.eile aus diesem Absatz eli­
miniert. 

Der 9. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Juli 1949, betreffend das Fernmeldegesetz. 

Berichterstatter Enzfelder : Hoher Bundes­
rat! Das alte österreichische Telegraphengesetz 
vom 18. Juli 1924 wurde durch die "Verord­
nung über die Einführung des Fernmelde­
wesens in Österreich" vom 11. Dezember 1939 
fast zur Gänze außer Kraft gesetzt und das 
reichsrechtliche "Fernmeldeanlagengesetz " 
vom 14. Jänner 1928 eingeführt, das noch bis 
heute neben den reichsdeutschen Benützungs­
ordnungen (Fernsprechordnung, Telegraphen­
ordnung) in Kraft ist. 

Die Notwendigkeit für die Schaffung des 
neuen Gesetzes ergab sich aus drei Punkten: 

Durch lit. b wird § 3 a verändert. Der erstens aus der Zweckmäßigkeit der Wieder­
Ahs. (1) dieses Paragraphen stellt nun klar, einführung des Verwaltungsverfahrens (§ 26 
daß die ,Mehrgebühren' eine Vertragsstrafe der Regierungsvorlage), das durch die reichs­
darstellen. Der Abs. (2) enthält neben seinen rechtlichen Bestimmungen außer Kraft gesetzt 
übrigen Bestimmungen eine Sonderregelung wurde; zweitens durch die rasche technische 
betreffend die Höhe der Mehrgebiihren bei Weiterentwicklung, die klarere und umfaßen­
Pauschalabllehmern. Abs. (3) baut das Er- dere Begriffsbestimmungen erforderlich machte, 
mäßigungsrecht der Landesla.stverteiler, 

I
' als sie die heiden alten Gesetze besaßen; 

welches bis jetzt in der Verordnung 214/1948 und drittens, daß dadurch dem Bundesministe­
geregelt erschien, in dieses Gesetz ein. rium für Verkehr der Weg zur Ersetzung der 

Lit. c ändert $ 5, Ahs. (2) ,  in dem die I noch in Kraft stehenden deutsc�en Benützu�gs­
Kompetenz des Landeslastverteilers festgelegt ordnungen durch zweckentsplechendere, en 
ist, und Abs. (5) dahin, daß über Einsprüche· österreichi�chen Verhältnissen angepaßte 
gegen Verfügungen des Landeslastverteilers geebnet wIrd. 
der zuständige Landeshauptmann, soweit Die außer Kraft zu setzen.den Bestimmungen 
dadurch die Anordnungen und Ver- sind in Abschnitt VII, § 32, Abs. (2), zusammen­
fügungen des Bundeslastverteilers oder die gefaßt. 
Interessen mehrerer Bundesländer·· berührt Die erläuternden Bemerkungen zur Regie­
werden, das Bundesministerium für Energie-I ru

. 
ngsvorlage, Seite 6 und Seite 7 bis einschließ­

wirtschaft und Elektrifizierung entscheidet. li:ch "zu § 2", und der Bericht des Ausschusses 
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für Verkehrswesen. in seinen ersten beiden öffentlichen Verkehr dienenden Fernmelde­
Absätzen enthalten, allerdings etwas verstreut, anlage ein Benützer getötet oder an seinem 
alles, wa,s zum Gesetz und dessen Zustande- Körper oder an seiner Gesundheit verletzt 
kommen zu sagen wäre. oder eine Sache beschädigt wurde. 

Die Regierungsvorlage umfaßt sieben Ab- Der Abschnitt V enthält die Strafbestimmul1-
schnitte. gen.. Gemäß § 24 wird der Geheimnismißbrauch 

vom Gericht als Übertretung bestraft. § 28 
regelt das Verfa,hren in den vo� den Fern­
meldebehörden zU a,hndmiden Übertretullgs­
fällen. 

Der Abschnitt I, Allgemeine Bestimmungen, 
enthält als einzige Bestimmung die . Definition 
der Fernmeldeanlagen. Der § 1 definiert den 
Begriff der Fernmeldeanlagen als technische 
Anlagen, die es ermöglichen, drahtlich oder 
drahtlos Zeichen, Schriften, Bilder, Schall­
wellen oder Nachrichten jeder Art zu über­
tragen, auszusenden oder zu empfangen. Auch 
das Gesetz vom Jahre 1924, das im Post- und 
Telegraphenverordnungsblatt kundgemacht ist, 
sagt deutlich im § 1 ,  Begriff des Telegra phon : 
"Unter Telegraph im Sinne dieses Gesetzes 
sind Einrichtungen und Anlagen aller Art zU 
verstehen, die der Zeichen-, Schrift-, Bild� 
und Schallübertragung mittels Elektrizität 
dienen." Also auch der Funk ist ausdrücklich 
festgehalten. 

Der Abschnitt II behandelt in den §§ 2 bis 9 
die Fernmeldehoheit. Nach § 2 und 3 steht 
das Recht, Fernmeldeanlagen zu errichten und 
zu betreiben, ausschließlich dem Bund zu. 

Der § 4 definiert den Begriff der }'unkan­
lagen. Der Abs. (2) regelt vor allem die Fälle, 
in denen bezüglich der Herstellung, des Be­
sitzes und Vertriebes dieser Funkanlagen eine 
Bewilligungspflicht des Bundes vorgesehen ist. 

Nach § 5 sind bewilligungsfrei und nur 
anzeigenpflichtig unter anderem Fernmelde­
anlagen innerhalb der Grenzen eines Grund­
stückes. 

Der Abschnitt III behandelt die Verwaltung 
der Fernmeldeangelegenheiten, wovon der § 1·1 
sehr wichtig ist. Danach haben die Bezirks­
verwaltungs- und Bundespolizeibehörden im 
Rahmen ihres gesetzlichen Wirkungskreises 
den Fernmeldebehörden Hilfe zu leisten. 

Der Abschnitt VI regelt im § 30 die Hinter­
ziehung von Fernmeldegebühren. Hier kann 
nach rechtskräftiger Entscheidung einer 
Fernmelclebehörde oder des Gerichtes ein Viel­
faches der entzogenen Gebühren vorgeschrieben 
werden. 

Der letzte Abschn.itt VII enthält in den 
§§ 31-33 die Übergangs- und Schlußhe­
stimmungen. 

Der Nationalrat hat in seiner Sitzung a111 
13. Juli zum § 31 eine Abänderung beschlossen. 
Es wurde ein Abs. ( 1 )  mit folgendem Wortlaut 
eingefügt (lie8t) : 

"Durch dieses Gesetz werden die prosse­
gesetzlichen Bestimmungen, die den Empfang 
und die Verbreitung von Nachrichten durch 
Nachrichtenagenturen und Zeitungen regeln 
und ihre Freiheit von jeder Zensur verbürgen, 
nicht berührt." 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für Verkehr im 
Einvern.ehmen mit den beteiligten Bundes­
ministeriell betraut. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat sich in seiner gestrigen Sitzung mit 
diesem Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
ausführlich befaßt und mich beauftragt, dem 
Hohen Bundesrat vorzuschlagen, er möge dem 
Gesetz seine Zustimmung erteilen. 

Gegen den Ge8etze8be8chluß de8 Nationalmteö 
wird ke in  E i n8pruch erhoben. 

Der Abschnitt IV behandelt die Benützung Der 10. Punkt der Tagesordnung ist der 
der Fernmeldeanlagen. § 15  regelt den Wir- Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 13. Juli 
kungsbereich der Benützungsordnungeu, ihre 1949, betreffend das Ruhegenußvordienstzeiten­
Erlassung durch das Bundesministerium für gesetz. 
Verkehr sowie den Zulassungszwang. 

Berichterstatter Großauer : Hoher Bundesrat ! 
Nach § 18 besteht für private Funkanlagen, Der vorliegende Gesetzesbeschluß betrifft die 

die Nachrichten empfangen, die von einer Anrechnung von Vordienstzeiten für die Be­
öffentlichen Zwecken dienenden. Fernmelde- messung des Ruhegenusses. Nach Artil�el V 
anlage übermittelt werden und für die private der 3. Gehaltsgesetznovelle in der Fassung vom 
Funkanlage nicht bestimmt sind, eine Geheim- 13 . März 1938 ist die Bundesregierung ermäch­
haltungspflicht und ein Verwertungsverbot. tigt, Vorschriften über die A11rechnung von 

§ 21 behandelt die Zuständigkeit zur Ent- Zeiträumen für die Bemessung des Ruhegenusses 
scheidung von Streitigkeiten aus derBenützungs- zu erlassen, welche in einem nicht öffentlich­
ordnung. I rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund, zu 

§ 22 handelt vor allem von der Haftung der 

I 
einem Bundesland, einem Bezirk, einer 

Post- und Telegraphenverwaltung, wenn durch Gemeinde oder zu von Organen solcher Gebiets­
einen Mangel oder durch Arbeiten an einer de� körperschaften verwalteten Stiftungen, Fonds 
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<)der Anstalten zurückgelegt wurden. Der 
l"orliegende Gesetzesbeschluß soll nun der 
Bundesregierung neuerlich die Ermächtigung 
�ur Anrechnung von Zeiträumen geben, die in 
(}inem privatrechtlichen Dienstverhältnis zum 
Bund oder zu einer Anstalt des Bundes oder 
einer Gebietskörperschaft oder auch in frei­
beruflicher oder selbständiger Tätigkeit 
�urückgelegt wurden. Die Anrechnung dieser 
Vordienstzeit ist notwendig für die Bemessung 
<les Ruhegenusses. Sie erfolgt grundsätzlich 
:nach Beitragsleistung und ohne Nachzahlung, 
wobei aber Ausnahmen gemacht werden 
können. 

Die Vorlage besteht aus vier Paragraphen. 
§ 1 besagt, daß die Bundesregierung er­

mächtigt ist, durch Verordnung zu bestimmen, 
ob und unter welchen Umständen Zeiträume, 
!Sofern solche auf GTund besonderer gesetzlicher 
Bestimmungen anrechenbar sind, angerechnet 
werden können. . Von einer B,eitragsleistung 
kann abgesehen werden, insbesondere dann, 
werUl Beiträge bereits entrichtet wurden. 
§ 2 gibt der Bundesregierung die Befugnis, 

für Einzelfälle die Anrechnung von Zeiträumen, 
die nicht schon nach den geltenden Vorschriften 
angerechnet werden können, für die Bemessung 
des Ruhegenusses zu bewilligen. 
§ 3 setzt den Artikel V der 3 .  Gehaltsgesetz­

novelle aus 1929 außer Kraft. 
Die Bundesregierung ist mit der Vollziehung 

dieses Gesetzes betraut. 
Das Gesetz ist notwendig. Es betrifft einen 

wichtigen Teil unserer öffentlich Bediensteten. 
Die Vorlage wurde im Einvernehmen mit der 
Gewerkschaft der öffentlich Angestellten 
erstellt. 

Ich darf v,bschließendnamens des Ausschusses 
für Verfassungs- und Rechtsangelegenheiten 
bitten, der , Bundesrat möge diesem Gesetz­
entwurf die Zustimmung geben. 

Gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
wi1'd ke in  Einspruch erhoben. 

Der 11. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationah'ates vom 
13. Juli 1949 , betreffend das PensionsUber­
leitungsgesetz. 

Berichterstatter Großauer: Hoher Bundesrat ! 
Diese für die Pensionisten des BlIndes sehr 
wichtige Vorlage kommt nun endlich naGh 
langen Verhandlungen, die seitens der Gewerk­
schaft mit den Zentralbehörden geführt werden 
mußten, zur Beratung. Das Gesetz ist des­
wegen sehr wichtig, weil die Pensionen unserer 
Bundesangestellten dringend einer Regelung 
bedürfen. Wir haben eine ganze Reihe von 
Pensionisten. 'ViI' erinnern uns noch an die 
Altalt-Pension.isten, und besonders wer im 

Gewerkschafts- und Rechnungswesen tätig ist, 
weiß, daß es eine ganze Reihe von Vorschriften 
gibt, die die Pensionen regeln. Nun süll diese 
Regelung in ein System gebracht werden. 
Diesem Zweck dient das Gesetz. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß befaßt 
sich in zwei Hauptstücken mit 12 Paragraphen 
mit der Regelung dieser Materie. Darnach sind 
vor allem zu unterscheiden jene Ruhegenuß­
empfänger, die bereits am 13. März 1938 in 
einem Pensionsbezug gestanden sind, solche, 
die an diesem Tage noch im Dienste waren 
und dann in den Ruhestand versetzt wurden, 
und schließlich solche Pensionisten, die sowohl 
am 13. März 1938 als auch bei Beendigung der 
nationalsozialisti�chen Herrschaft im Dienste 
waren und seither auf Grund des Beamten­
überleitungsgesetzes nicht mehr übernommen 
wurden. Die Vorschriften dieses Gesetzes 
sollen, wie ich bereits betont habe, nunmehr 
eine einheitliche Regelung unseres Pensions­
wesens bringen. Die Gewerkschaft der öffent­
lich Angestellten war an der Ausarbeitung 
dieser Vorlage sehr wesentlich beteiligt. Nach 
langen Verhandlungen konnte ein Einver­
nehmen mit den Zentralbehörden erzielt 
werden . 

Die An.gleichung der neuen Pensionsbezüge 
kann allerdings nicht sofort, sondern erst in 
Stufen erfolgen. . Die erste Stufe ist für den 
1. Jänner 1950 angekündigt, nachdem erst durch 
Berechnungen und nach Überprüfung der not­
wendigen Mittel für den Voranschlag 1950 
entsprechende Vorsorge getroffen werden muß. 
Die genaue Festsetzung der Angleichung erfolgt 
durch im Einvernehmen mit dem Haupt­
ausschuß des Nationalrates zu erlassende 
Verordnungen der Bundesregierung. 

Ich darf - ebenso wie beim vorigen 
Gesetz - auch hier bitten, dieser höchst 
wichtigen Vorlage zuzustimmen. 

( Während des vorstehenden Referates hat 
Vorsitzender-Stellvertreter H onay den Vorsitz 
übernommen.) 

Bundesrat Holzfeind: Hoher Bundesrat ! 
Aus der Fülle der Gesetze, die heute beim 
letzten Zusammentreten des Bundesrates ver­
abschiedet werden, sind, glaube ich, die beiden 
letzten Gesetze, über die Anrechnung von 
Vordienstzeiten für den Ruhegenuß und das 
Pensionsüberleitungsgesetz, sozialpolitisch ge­
sehen, wohl die wichtigsten. Schätzt man, daß 
es rund 150.000 Altpensionisten des Bundes 
gibt, schätzt man, daß es darüber hinaus rund 
100.000 Pensionisten bei den Ländern und 
Gemeinden gibt, so wird man auf eine Zahl 
von rund einer Viertelmillion Menschen 
kommen, die namentlich durch das Pensions­
überleitungsgesetz betroffen werden. Aber 
auch das Gesetz , das die Anrechnung von 
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Vordienstzeiten für den Ruhegenuß behandelt, 
ist schon höchst notwendig geworden. Um 
Ihnen diese Notwendigkeit zu demonstrieren, 
möchte ich Ihnen nur einige Bespiele sagen. 

Es ist den Gewerkschaften gelungen, altes 
Unrecht im öffentlichen Dienst wieder gut zu 
machen. Es ist ihnen zum Beispiel gelungen, 
Arbeiter, die Jahrzehnte hindurch dem Staat 
gedient haben, in den Jahren seit 1 945 aus 
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis in ein 
öffentlich-rechtlichef:! Dienstverhältnis zu über­
führen. Die Organisationen haben durch­
gesetzt, daß man diese Dienstzeiten, die 
Arbeiter und auch Angestellte erfüllt haben, 
angerechnet hat. Sie konnten bisher für den 
Ruhegenuß nicht angerechnet werden, weil 
durch das Fehlen einer gesetzlichen Be­
stimmung nicht die Möglichkeit gegeben war, 
eine diesbezügliche Verordnung zu erlassen. 
So kam es zum Beispiel, daß Beamte zwar 
eine auch für die Vorrückung anrechenbare 
Dienstzeit von 30 Jahren aufwiesen, trotzdem 
aber, wenn sie durch Unfall oder Tod ab­
gegangen sind, ihre Witwen gar keinen 
Anspruch auf Pension hatten, weil ihnen diese 
Dienstzeiten mangels gesetzlicher Voraus­
setzungen nicht für den Versorgungsgenuß 
angerechnet werden konnten. 

Wir müssen hier feststellen, daß die 
Gemeinde Wien etwas schneller gearbeitet 
hat, schneller in jeder Beziehung. Nicht nur, 
daß sie fast sämtliche im Gemeindedienst 
arbeitenden Menschen in ein öffentlich-recht­
liches Dienstverhältnis überführt hat, was eine 
Gleichstellung des Arbeiters mit dem Ange­
stellten und Beamten bei der Gemeinde 
Wien bedeutet, sie hat darüber hinaus noch 
entsprechend dieser Vorlage auch die An­
rechnung bereits durchgeführt, was beweist, 
wie die sozialistische Gemeinde Wien auch 
in dieser Hinsicht für ihre Angestellten sorgt. 

Zum Pensionsüberleitungsgesetz möchte ich 
mit Wallenstein sagen : "Spät kommt ihr, 
doch ihr kommt !" Wahrlich, es ist der letzte 
Augenblick in dieser Gesetzgebungsperiode, in 
dem wir dieses so bedeutende und wichtige 
Gesetz endlich in Erfüllung gehen sehen. Die 
Bedeutung des Gesetzes kommt schon dadurch 
zum Ausdruck, wenn ich darauf hinweise, 
daß im Jahre 1921,  als die Dienstpragmatik 
abgeändert und ein Besoldungsgesetz mit 
19 Verwendungsgruppell geschaffen wurde, 
damals auch ein sogenanntes Pensionsgesetz 
geschaffen wurde, welches vorsah, daß bei 
allen Veränderungen der Bezüge der Aktiven 
sich auch die Bezüge der Pensionisten mit 
verändern sollen. Dieses Gesetz ist damals 
110ch in einer Koalitionsregierung zustande­
gekommen. Im Jahre 1924 wurde dann das 
Gehaltsgesetz geschaffen, das später mehrfach 
novelliert wurde. Die wichtigste Novelle, von 

der schon gesprochen wurde, war die cl'es 
Jahres 1929. Die Nationalsozialisten haben im 
Jahre 1938 alle diese Gesetze außer Kraft 
gesetzt und ihre Bestimmungen eingeführt. 
Sie haben dabei gleichzeitig eine Art An­
gleichung versucht. Im Jahre 1946 schließlich 
wurdedas Gehaltsübel'leitungsgesetzgeschaffen . 
Mit allen diesen gesetzlichen Bestimmungen 
sind jeweils andere Bezüge für die Aktiven 
festgesetzt worden, aber nicht geändert wurden 
die Bezüge der Pensionisten, die unter ganz 
gleichen Voraussetzungen und mit ganz 
gleichem Dienstalter denselben Dienst gemaoht 
haben. Man kann sich vorstellen, welch uner­
hörte Ungerechtigkeit das bedeutete und welche 
Schwierigkeiten hier eingetreten sind. 

Es war daher schon von 1945 an das Be­
streben aller Organisationen, hier . endlich 
einmal eine Form zu finden, die nicht nur 
für die Zukunft, sondern auch für die Ver­
gangenheit Gerechtigkeit schafft. Diese Form 
wurde in diesem Pensionsüberleitungsgesetz 
gefunden, und ich möchte sagen, daß diese 
beiden Gesetze, das Ruhegenußvordienst­
zeitengesetz und das Pensionsüberleitungs­
gesetz, praktisch nunmehr die Lücken, die das 
Dienstreoht dßr öffentlich Angestellten bisher 
noch aufgewiesen hat, schließen. 

Seit 1945 wurde auf Grund des Beamten­
Überleitungsgesetzes das Gehaltsüberleitungs­
gesetz und im weiteren das Vertrags­
bedienstetengesetz ausgearbeitet. Damit war 
der gesetzliche Rahmen für die Arbeiter und 
Angestellten des Bundes, nicht aber für die 
Pensionisten geschaffen. Der § 3 des Beamten­
Überleitungsgesotzes hat ausgesprochen, daß 
bis zur Erlassung der neuen Überleitungs-Ver­
ordnung die Provisorische Staatsregierung das 
Recht hat, auf Vorschlag des Staatsamtes für 
Finanzen Vorschüsse auf die Gehälter und 
Pensionen zu leisten. Durch die genannten 
Gesetze hat die Vorschußwirtschaft für 
die aktiven Bediensteten aufgehört ; für 
die gesamten Altpensionisten aber hat sie 
weiter bestanden. Das bedeutete, daß bis 
zu diesem Pensionsüberleitungsgesetz die 
Pensionisten überhaupt keinen · gesetzlichen 
Anspruch auf eine bestimmte Höhe des 
Bezuges hatten. Die Provisorische Staats­
regierung hätte gerade so gut 1 S oder 10 S 
als Vorschuß festlegen können. 

Nun hat sich das Finanzministerium mit 
diesem schon vom moralischen Standpunkt 
aus unmöglichen Zustand befaßt, es hatte 
aber die Absicht, den alten Zustand, wie cr 
bestanden hatte, durch das Pensionsüber­
leitungsgesetz zu verewigen. Die ersten Ent­
würfe reichen auf Jahre zurück, und es war 
selbstverständlich, daß die Organisationen der 
öffentlich Angestellten dazu nie ihre Zu­
stimmung · geben konnten. 
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Die Grundsätze, die die Organisationen bei 
dem Pensionsüberleitungsgesetz aufgestellt 
haben, waren : Erstens Durchführung der 
Automatik. Das heißt, alle Altpensionisten 
sind so zu behandeln, als ob sie in das Gehalts­
überleitungsgesetz übernommen worden wären ; 
wenn sich die Ansätze des Gehaltsüberleitungs­
gesetzes, die Grundlagen für die Berechnung 
ändern, dann hat sich auch der Pensionsbezug 
zu ändern. Im Hinblick auf die verhältnis­
mäßig hohen Kosten - wir schätzen elie 
Kosten des Pensionsüberleitungsgesetzes auf 
rund 200 Millionen Schilling - wurde eine 
zumindest etappenweise Angleichung verlangt. 
Ferner wurde verlangt, daß die Prozentsätze, 
nach denen ursprünglich im Jahre 1938 und 
vorher einzelne Pensionsparteien in den Ruhe­
stand getreten waren, aufrecht bleiben, was 
sich besonders auch auf die Militärpensionen 
bezieht. Wir haben weiter den Grundsatz 
aufgestellt, daß Ruhestandsbeamten, die 
wieder verwendet worden sind und denen 
diese Dienstzeit, wenn sie ausgedient hatten, 
nicht angerechnet wurde, diese Dienstzeit 
angerechnet werden muß. Ferner haben wir 
grundsätzlich verlangt, daß auf die Arbeiter, 
die als Professionisten bei den Bundesforsten, 
bei den Salinen, bei der Münze oder der 
Staatsdruckerei arbeiten, die · Bestimmungen 
des Pensionsüberleitungsgesetzes analoge An­
wendung finden . Wir können heute fest. 
stellen, daß es nach schwierigen, zähen Ver­
handlungen mit dem Finanzministerium ge­
lungen ist, diese Grundsätze auch zur Anwen­
dung zu bringen . Es ist damit rund 250.000 
Menschen endlich jene Gerechtigkeit zuteil 
geworden, nach der sie durch Jahre verlangt 
haben. 

Nun aber, meine Herren , muß ich von einer 
rein sachlichen Angelegenheit auf eine politische 
übergehen. Aus diesen schwierigen Verhand­
lungen, die durchaus sachlich geführt wurden, 
ist leider von einem Teil der Volkspartei, vom 
Österreichisohel1 Arbeiter- und Angestellten­
bund, in der letzten Zeit ein Politikum gemacht 
worden. Denn ein Politikum ist es, wenn der 
Österreichische Arbeiter- und Angestellten­
bund es unternimmt, Flugblätter mit dem 
Titel "Wir rufen Dich ! "  usw. an alle Post· 
pensionisten zu verschicken, wobei noch zu 
untersuchen wäre, woher er die Adressen hatte. 
Gleichzeitig wurde in verschiedenen Provinz. 
blättern, ich verweise auf die "Tiroler Nach­
richten", die ich selbst hier habe und zitieren 
könnte, erklärt, daß dieses Gesetz das alleinige 
Verdienst der Vertreter des Arbeiter- und 
Angestelltenbundes sei. Ich muß hier meinen 
Freund G r o ß a u er berichtigen, wenn er in 
diesem Zusammenhang von der Gewerkschaft 
der öffentlich Angestellten gesprochen hat, 
denn Tatsache ist, daß in den "Tiroler Nach-

richten" steht, daß es das alleinige Verdienst 
der Vertreter des Arbeiter- und Angestellten­
bundes sei, weil die Sozialisten dieser Frage 
keine Bedeutung zugemessen hätten. 

Ich glaube, daß es nicht zweckmäßig ist, 
wenn man aus der Not der Pensionisten ein 
Politiküm macht. Wir von der sozialistischen 
Seite haben dies bisher unterlassen, und ich 
hätte es auch heute unterlassen, über diese 
Frage zu sprechen, wenn dies nicht die ÖVP 
bereits vor längerer Zeit schon getan hätte. 
Ich habe mich vornehmlich deswegen zum 
'\Vorte gemeldet, um Tatsachen richtig zu 
stellen. Wenn die ÖVP und der Arbeiter- und · 
Angestelltenbund meinen, daß es ihr Verdienst 
sei, so muß ich an sie in erster Linie die Frage 
richten : Warum hat man denn das im Jahre 
1921 beschlossene Pensionistengesetz und die 
darin bestehenden Automatik-Bestimmungen 
des § 64, welln ich mich richtig erinnere, damals 
im Jahre 1927, als die bürgerliche Mehrheit 
herrschte, wieder außer Kraft gesetzt � Warum 
hat man, wenn man wirklich die Angleichung 
gewollt hätte, diese nicht in den Jahren 1934 
bis 1938 durchgesetzt ? Tatsache ist, daß 
diese Fragen erst dan.n wirklich entscheidend 
und brenn.end will'den, als die bedeutendsten 
Organisationen des öffentlichen Dienstes, die 
Eisenbahner, die Gemeindeangestellten, die 
Post- -und Telegraphenangestellten und ihre 
sozialistischen Fraktionen entscheidende Be­
schlüsse im Jänner dieses Jahres gefaßt haben, 
wobei sie zum Ausdruck brachten, daß die 
Sozialisten innerhalb dieser Betriebe, die 
schließlich einen bedeutenden Machtfaktor in 
diesem Staate darstellen, sich mit den Pensio­
nisten in dieser Frage hundertprozentig soli­
darisch erklären. 

Ich will nicht als Vorsitzender des Ver­
handlungsausschusses, der diese Fragen in 
allen Phasen mitverhandelt hat, auf Details 
eingehen. Ich kann Ihnen nur versichern, daß, 
was die reale und sachliche Mitarbeit anbelangt, 
eher das Umgekehrte von dem, was in diesen 
Flugblättern stand, hätte bewiesen werden 
können. 

Die Sozialistische Partei hat im Jahre 191 D 
durch die Aufhebung des Zweiten Haupt­
stückes der Dienstpragmatik über die Diener­
schaft praktisch die Gleichstellung des 
Beamtenrechtes für alle öffentlich An.gestellten, 
insoweit sie öffentlich-rechtliche Beaieustete 
sind, hergestellt. Die Sozialisten und die 
sozialistische Fraktion. waren es, die es bei 
dem Vertragsbedienstetengesetz als eine un­
umstößliche Forderung erklärt haben, daß in 
dienstrechtlicher Beziehung kein Un.terschied 
zwischen Arbeiter und Angestellten gemacht 
werden darf, und die Sozialistische Partei war 
es schließlich und endlich, die - ich erinnere 

84 
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Sie an das dritte Lohn- und J?reisabkommen -
durchgesetzt hat, daß die Renten der Arbeiter 
und Angestellten grundsätzlich gleichgestellt 
werden, wobei sie grundsätzlich auf dem 
Standpunkt steht, daß, sozial gesehen, eine 
sukzessive Augleichung des Arbeitsrechtes an 
das Angestellten- und Beamtenrecht zu er­
folgen hat. 

Die Sozialistische Partei hat durch Jahr­
zehnte hindurch die sozialen Rechte der 
Arbeiter und im besonderen auch die der 
öffentlich Angestellten und der Pensionisten 
gewahrt. Eine Entschließung des Nationalrates 
verlangt, daß die erste zwecks Angleichung 
der Pensionen an die Sätze des Gehaltsüber­
leitungsgesetzes von der Bundesregierung zu 
erlassende Verordnung dem Hauptausschuß 
des Nationalrates nicht später als bis 1 .  De­
zember 1949 vorgelegt werde. Die Sozialistische 
Partei wird dafür sorgen, daß nach Durch­
führung der ersten Etappe das Gesetz in 
demselben sozialen Geist weiter durchgeführt 
werde, in dem es begonnen wurde. 

Wir können daher mit einer gewissen 
Befriedigung auf eine wirklich soziale Gesetz­
gebung - auch für die öffentlich Angestellten ­
hinweisen, und wir, als Sozialisten, können 
sagen, daß wir dazu den entscheidenden Teil 
beigetragen haben. (Lebhafter Beifall bei der 
SPO.) 

Herr Vorredner nicht bestreiten -, daß gerade 
die Vertreter des Arbeiter- und Angestellten­
bundes die Initiative ergriffen haben uad 
unentwegte Vorkämpfer für dieses Pensions­
überleitungsgesetz waren, das wir tatsächlich 
in sozialpolitischer Hinsicht als eine der größten 
Errungenschaften bezeichnen. Denn es war 
überaus bedauerlich, wie diese alten Leute, 
die dem Staate treu und ehrlich gedient haben, 
die ganze Zeit hindurch im Nachteil geblieben 
sind. Deshalb begrüßen wir dieses Gesetz auf 
das wärmste und sind stolz darauf, daß gerade 
unsere Vertreter es waren, die die Hauptarbeit 
für die Verwirklichung dieser Gesetzwerdung 
geleistet haben. (Lebhafter Beifall bei der Ov P.) 

Bundesrat Freund : Hoher Bundesrat ! Es ist 
von meinem geschätzten Vorredner das Wort De­
magogie gefallen. Ich möchte mich bemühen, auf­
zuzeigen, wie groß der Irrtum meines Vorredners 
in bezug auf seine Auffassung über Demagogie 
ist. Ich möchte meine Ausführungen mit einer 
Feststellung beginnen. Wir haben, unmittelbar 
nachdem dieser wahnsinnige Krieg sein Ende 
gefunden hatte, damit begonnen, die dienst-, 
und besoldungsrechtlichen Verhältnisse bei den 
öffentlich Angestellten aller vier Sparten wieder 
in Ordnung zu bringen. Wir haben uns 
bemüht, von den reichsrechtlichen Be­
stimmungen wieder zu geordneten österrei­
chischen Dienst- und Besoldungsverhältnissen 
zurückzukehren. Wir wußten aber, daß dazu 

Bundesrat Schaidreiter : Hohes Haus! Ich gewisse Voraussetzungen notwendig sind. Wer 
hätte mich nicht zum Wort gemeldet, wenn sich die Lage der Pensionisten in Österreich 
der Herr Vorredner etwas objektiver gewesen vor Augen hält, der muß sich sagen, daß das 
und nicht so stark iu Demagogie verfallen Bestreben der Gewerkschaften, dieser furcht­
wäre (Bundesrat Populor'lt m :  Das waren nur baren Not der Pensionisten zu steuern, richtig 
Feststellungen !) , und das ausgerechnet am gewesen ist. Wir haben heute, um nur ein 
Schlusse des Parlaments. Das hat mich stark Beispiel herzunehmen, bei den Österreichischen 
befremdet. Er war nicht in der Lage zu wider- Bundesbahnen zehn oder elf verschiedene 
legen, daß tatsächlich die Vertreter des Pensionistengruppen, die nach ganz ver­
Arbeiter- und Angestelltenbundes die Haupt- schiedenen Normen ihre Bezüge erhalten, was 
initiative zu diesem Pensionsüberleitungsgesetz wieder bedeutet, daß der Verwaltungsapparat 
ergriffen haben, sondern mußte in seiner mit den Arbeiten für die Verrechnung unge­
Argumentation auf weit zurückliegende Jahre heuer belastet ist. 
zurückgreifen, wo es noch keine Volkspartei Aus diesen Erwägungen heraus und in dem 
und auch noch keinen Arbeiter- und Ange- Bestreben, an diesen Ärmsten der Armen, 
stelltenbund gab. Wir sind sehr objektiv. den Pensionisten, das alte Unrecht wieder gut­
Wir anerkennen ohne weiteres, daß die zumachen und aus den verschiedenen Peusio­
Sozialisten für die Kreise, die positiv in Arbeit 

I 
nistel1kategorien eine einheitliche Pensionisten­

oder im Verdien.ste stehen, gewiß auch das gruppe zu schaffen, haben wir uus bemüht, 
Ihrige zur Verbesserung der Lage der arbeiten- . das sogenannte Pensionsüberleitungsgesetz zu 
d'3n Schichten und auch der Beamten bei- schaffen. Dieses Gesetz setzte aber voraus, 
getragen haben. Aber wenn. diese Leute aus daß in erster Linie die Besoldungsordnung und 
dem Erwerbsleben einmal ausgeschieden sind, das Diellstrecht der öffentlich Angestellten 
schein.t das Interesse der Sozialisten für sie geordnet wird. Als das Gehaltsüberleitungs­
nicht mehr so groß zu sein. ( Wide'rspr-uch bei gesetz der öffentlich Angestellten und das 
den Sozialisten. - Bundesmt Be c k : Wem Besoldungsgesetz für die österreichischen 
scheint es 80 ?) Uns scheint es so auf Grund Eisenbahner neu erstellt wurde, ist auch die 
der Erfahrung, die wir sammeln konnten. Pensionsberechnung auf eine neue Grundlage 
Das sind amtliche Tatsachen. Wahr ist - gestellt worden. Damit waren die Voraus­
das ist unbestreibar und das kann auch der setzungen ge��chaffen und der Boden für das 
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Pensionsüberleitungsg esetz g e ebn e t. Die vier 
Gew erkschaften des öffentlich en Dienstes hab en 
eine Arb eitsgemeinschaft, ein en Verhandlungs­
ausschuß g ebilde t, in den VertretE'r aller drei 
Fraktionen b eru f en wurden. 

Ich muß hier ganz o ffen b ekennen, daß das 
Bemüh en der b eiden großen verantwortlich en 

Parteien in diesem Verhandlungsausschuß 
ehrlich gewesen ist und daß b eide Teile r edlich 
b estrebt waren, dieses Gese tz zustande zu 
bring en, nur aus der Erwä gung h eraus, daß 
es in erster Linie darum g eht, die große No t 
von tausenden und ab ertausenden Familien 
zu lindern. Ist es aber nicht umso b edau erlicher, 
w enn man dann hinausgeht und draußen 
mit der No t dieser armen Menschen politisch es 
Schindluder treibt 1 (Zustimmung bei den 
Sozialisten.) Das ist es, was wir verur teil en 
müssen. Wir haben erkannt, daß sich die 
Interessen und Ansichten d er Vertr eter d er 
ÖVP im V erhandlungsausschuß vielleicht mehr 
in den höheren Regionen bewegten, während 
sich die anderen, vor all em die V ertr eter der 
sozialistischen Fraktion,  nicht von diesem 
Kastengeist l eiten ließen, sondern, genau so wie 
für die oberen, auch für die unter en, die kleinen 
Pensionisten die Wiederherstellung geordneter 
Pensionsverhä ltnisse gefordert hab en. Und 
wenn wir bei den Verhandlungen von der 
Ko mmunistisch en Partei, die auch so g ern das 
Wor t  "Demagogie" in den Mund genommen 
hat, so o ft angegriffen worden sind, dann 
müssen wir es wohl bedau ern, daß auch ein 
V ertreter des Arb eiter- und Ang estell tenbundes 
das tat; ich halte ihm nur eines zugute, Kollege 
Sc h a i dr e i te r, daß Du über die Arbeiten d es 
V erhandlungs ausschusses vielleicht zu wenig 
informiert bist und die einz eln en E tapp en 
dieses Gese tz es nicht verfolg en konntest. 

Aber wie hat es in Wirklichkeit ausgesehen 1 
Wir hab en nicht einen Entwurf b ekommen, 
sondern wir hab en si eb en oder ach t  Entwürfe  
b ekommen, bis wir so weit waren, daß wir die 
Vorlage als für beide Teile tragbar bezeichnen 
konnten, wobei wir als verantwortliche V er­
trau ensmänner so großer Gruppen le tzt en 
Endes auch die wirtschaf tliche Lag e des 
Staates berücksich tigen mußten. Wir waren 
vor die Alternative g estellt zu prüfen, ob das, 
was man uns in dem n euen Pensionsüb er ­
leitungsgese tz zugestanden hat, und das, was 
man auf der anderen Seite auf dem Gebiet 
der sonderrech tlichen Pensionsb estimmungen 
als Äquivalent von uns verlangt hat, ob der 
Preis für die üb erleitung und die b ewilligte 
Auto matik nicht viell eicht zu ho ch ist. Wir 
wußten, warum wir die Automatik ge fordert 
haben ; weil wir aus Erfahrung wissen , daß, 
w enn die Auto matik in dem Pensionsüber­
l eitungsgese tz nicht verankert ist, wir ge­
zwung en wär en, bei jeder Regulierung der 

Gehälter der öffentlich Ang estellt en immer 
erst separate Verhandlungen zu führen, um 
den Pensionisten w enigstens auch ein en Teil 
dessen g eb en zu können, was man für die 
Aktiven durch die g ewerkschaftliche Arbeit 
erkämpft hat. 

"Wie hat delm der Preis ausg esehen, den man 
von uns verlangt ha t?  Viell eich t  ist der 
Koll eg e Sc ha i dr e i t e r  so lieb enswürdig, sich 
von den Vertr etern der ÖVP, Herrn Dr . 
Lang usw., informieren zu lassen. :Man hat 
uns die überleitung und Automatik nur in 
der Weise g eben wollen, da� man ein Junktim 
mit gewissen p ensionsrechtlichen Be ­
stimmungen g emacht ha t. Nicht wir haben 
die Pensionsstillegung als eine Bedingung für 
das Pensionsüberleitungsgese tz verlangt; nich t 
wir hab en verlangt, daß die Bestimmungen 
für die Ruhestandseh en verschl echtert w erden ;  
nich t  wir haben v erlangt, daß die Dienstzeiten 
der wiederverw ende ten Ruheständl er, die sie 
während des Krieges o der nachher g el eistet 
haben, nicht in Anrechnung g ebracht w erden. 
Dies alles hat man von uns als Äquival ent 
für das Pensionsüberleitungsgese tz und für die 
Auto matik gefordert. 

Daraus ist schon zu ersehen, daß die Ver­
handlungen, wi e auch der Berichterstatter 
objektiverweise erklä rt hat, üb er diesen unge­
heuer großen Fragenkomplex des Pensions­
überl eitungsg esetz es nich t in einer kurz en 
Spanne Zeit erledigt werden konnt en, w eil die 
Interesseng egensätz e b ezüglich viel er Be­
stimmungen so groß g ewesen sind. Erst nach 
langwierigen Verhandlungen und erst a13 uns 
der achte Gese tz entwurf vorgelegt worden war, 
als man durchgesetzt ha tte, daß alle Ding e so 

geordn e t  w erden konnten, daß sie den 
Bedingungen aller Be teiligten entsprachen, 
dann erst hab en wir uns entschlossen, diesem 
Entwurf die Zustimmung zu g eben. Vielleicht 
hä tten wir noch das eine o der das andere 
verbessern können ,  w enn es die Zeit gestattet 
hä tte und w enn wir nicht interessiert daran 
wä ren, daß dieses Gesetz noch in der heutigen, 
der l etzten Sitzung des Bundesrates vel'­
abschiedet wird. Denn w enn es heute nicht 
verabschiedet wird, dann bedeutet das, daß 
die Pensionisten noch ein w eiteres Jahr warte-H 
könnten, bis sie überhaupt wüßten, ob si0 
einen Anspruch auf das eine o der das ande]'", 
b esitz en o der nicht. Wenn man nUll nach 
diesen schwierigen V erhandlungen, an denen 
sich die Vertreter aller drei Fraktionen intensiv 
be teiligt haben, hinausgeht und glaubt, mit 
einem solchen Pamphl e t, wie Ihr vom Arhoiter­
und Angestelltenbund es hinausschickt., diD 
Menschen draußen irritieren zu können, dann 
sag e  ich Ihnen, werden Sie sich tä uschen, weÜ 

j eder vernünftige Mensch ganz gcn8,u weiß, 
daß nicht die eine oder andere Fraktion eut-
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scheidend gewesen ist, sondel'n daß es sich 
um eine Frage handelt, die die gesamten 
öffentlich Bediensteten, ·  ob Aktive oder 
Pensionisten, betrifft. (Zustimmung bei den 
Parteigenossen.) 

Ich habe mich also nur deswegen zum Worte 
gemeldet, um unseren Kollegen vom Arbeiter­
und Angestelltenbund zu sagen : So können 
wir hier nicht arbeiten, daß man von Dema­
gogie spricht . Wenn mein geschätzter Vor­
redner sagt, Sie haben schon lange, lange früher 
etwas zur Besserung der Lage der Pensionisten 
verlangt, dann muß ich Ihnen sagen : Denken 
Sie doch an die Zeit von 1933 zurück ! Ich frage 
Sie, waren es die Sozialisten, die damals die 
Pensionsbestimmungen verschlechtert haben 1 
( Widerspruch bei der O VP. - Zwischenrufe des 
Bundesrates Populorum. - Der Vorsitzende 
H onay gibt das Glockenzeichen.) Damals sind 
es doch schließlich jene Männer gewesen, die 
in der Regierung waren und somit in Österreich 
allein die Macht besessen haben ; die hätten es 
doc�. leicht gehabt, diese Verschlechterungen für 
die Armsten der Armen hintanzuhalten. Ist das 
geschehe11 1 (Lebhafte Zwischenrufe.) Nein ! 
Es mußte erst die furchtbare Hölle der faschisti­
schen Zeit über uns hinweggehen, um auch 
in Ihren Reihen die Erkenntnis reifen zu lassen, 
daß man mit diktatorischen Gelüsten solche 
Probleme in Österreich nicht lösen kann. 

Wir haben uns ehrlich bemüht zusammen­
zuarbeiten, wir haben noch in keiner Flugschrift, 
in keiner Fachpresse und in keiner Ver­
sammlung davon gesprochen, daß nur wir 
Sozialisten das allein getan haben. Der 
Kollege S c h a i d r e i t e r  selbst hat ja Gelegenheit 
gehabt, mich unbeobachtet in einer Ver­
sammlung zu kontrollieren, vielleicht in der 
leisen Hoffnung, mich bei irgendeiner Demagogie 
zu erwischen. (Heiterkeit.) Aber so weit habe 
ich es noch nicht gebracht. (Neuerliche 
Zwischenrufe bei der (j V P.) Ich bin daher der 
Auffassung, daß es vollstä.ndig verfehlt ist, 
mit dieser Sache draußen politische Propaganda 
zu machen. 

Ich möchte nur noch einige Worte an die 
Vertreter des Finanzministeriums richten. Wir 
haben noch eine Gruppe von Pensionisten, die 
vielleicht nicht direkt in den Rahmen dieses 
Pensionsüberleitungsgesetzes fallen ; es slnd 
das jene Pensionisten, die wir als die Gn.aden­
pensionsbeziehel' bezeichnen können. Es sind 
darunter vielleicht Menschen, die es nicht 
verdienen, daß man für sie ein Wort verliert, 
weil sicherlich manche von ihnen in leicht­
sinniger Weise ihre Existenz untergraben und 
ihre Pensionsberechtigung verloren haben. 
Wenn wir dennoch auf diese Gnadenpensio­
nisten aufmerksam machen, so vor allem 
anderen deswegen, weil es ja auch ihre 

Familienmitglieder zu spüren bekommen, von 
denen oft mehr als 90 Prozent für die Ver­
fehlungen ihrer Familienerhalter nicht schuldig 
gesprochen werden können. Diese Menschen 
befinden sich in einer furchtbaren Notlage. 
Die Gnadenpensionen betragen 50 bis 100 S, 
die Gnadenpensionsbezieher bekommen keine 
Teuerungszulage, sondern nur die 36 Prozent 
plus die 6 Prozent ; man hat ihnen auch 
die Ernährungsbeihilfe gestrichen. 

Ich möchte daher von dieser Stelle aus an 
das Bundesministerium für Finanzen das 
Ersuchen stellen, eine Überprüfung dieser 
Gnadenpensionen vorzunehmen ; wie mir heute 
ein Vertreter des · Finanzministeriums mit­
geteilt hat, soll eine diesbezügliche Verfügung 
schon auf dem Wege sein, was wir wirklich 
gerne zur Kenntnis nehmen. Wir hoffen nur, 
daß sie auch bald in die Tat umgesetzt wird. 

Zum Schluß möchte ich noch folgendes 
sagen : Wir Sozialisten haben ehrlich und offen 
mitgearbeitet, um dieses Gesetz Wirklichkeit 
werden zu lassen. Wir anerkennen die großen 
Schwierigkeiten, mit denen Österreich bei 
seinem wirtschaftlichen Aufbau zu kämpfen 
hat. Wir mußten uns daher auch damit 
begnügen, daß wir nicht heute schon sagen 
können, wie hoch denn die erste Etappe am 
1 .  Jänner 1950 sein wird. Aber das Gefühl 
der Sicherheit, das man in tausenden und 
abertausenden Menschen dadurch geweckt hat, 
daß der 1 .  Jänner 1950 als Termin gesichert ist, 
wird schon Beruhigung draußen auslösen. 
Die Frage nach der Höhe der ersten Stufe wird 
dadurch gelöst werden, daß im Nationalrat 
eine Entschließung angenommen wurde, in 
der die Regierung aufgefordert wurde, dem 
Hauptausschuß bis 1. Dezember 1949 die 
Verordnung über die Höhe der am 1 .  Jänner 1950 
flüssig zu machenden ersten Etappe vorzulegen. 
Damit werden wir einen großen Schritt auf 
sozialem Gebiet für die Pensionisten machen ; 
für jene Menschen, die 35, 40 und mehr Jahre 
dem Staat und der Allgemeinheit treu gedient 
haben. Wenn wir schon in so vielen Gesetzen 
unsere Humanität gegenüber den Verirrten 
aus der Nazizeit bekundeten und ihnen 
menschlich entgegenkamen, dann soll man 
darüber nicht jene Menschen vergessen; die 
in Treue zu ihrem Dienst, zu ihrem Volk und 
zu ihrer Heimat gestanden sind. (Lebhafter 
Beifall bei den Sozialisten.) 

Berichterstatter Großauer (Bchlußwort) : Ich 
habe als Berichterstatter nur die Vorlage zu 
vertreten - ich möchte fast sagen, leider -, 
es wäre ansonsten leicht möglich und vielleicht 
auch notwendig, auf einige Dinge in der nun 
abgewickelten Debatte einzugehen. Ich glaube 
aber, der Würde des Hauses - es scheint eine 
sehr schwüle Atmosphäre in diesem Haus zu 
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!Sein - ist mehr gedient, wenn ich als Bericht. 
erstatter, auch namens des Ausschusses fest· 
stelle, daß mit dieser Vorlage vielen Tausenden 
unserer Mitbürger der Glaube an dieses 
Österreich und der Glaube an die Volks· 
vertretung gegeben wurde. Ich bitte um die 
Abstimmung. (Beifall bei der Ö VP.j 

Der Bundesrat erhebt gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates keinen Einspr uch.  

Der 12. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13 .  Juli 1949, betreffend das Tabakmonopol. 

Berichterstatter Ing. Dr. Lechner : Hohes 
Haus ! Das altehrwürdige und sicher auch 
bewährte Monopol des Staates auf Tabak, 
das im Jahre 1784 geschaffen, beziehungsweise 
eingerichtet worden ist, wurde im Jahre 1938 
im Zuge der Machtübernahme durch den 
Nationalsozialismus aufgehoben und ist seit 
1945 praktisch nach den Grundsätzen, nach 
denen es bis 1938 geübt worden war, gehandhabt 
worden. Es geht aber nun darum - und das 
soll mit diesem Gesetzesbeschluß erzielt 
werden -, diesem n.eu errichteten Tabak. 
monopol die gesetzliche Grundlage zu geben. 

Einbezogen in diese Monopolhoheit des Bundes 
ist Tabak und alles, was als Tabak verbraucht 
werden kann ; auch alle Ersatzmittel, insoweit 
sie durch besondere Kundmachung als solche 
bezeichnet sind. Die Monopolhoheit steht dem 
Bundesministerium für Finanzen und seinen 
nachgeordneten Behörden zu, während die 
Monopolverwaltung, also die Geschäfts­
führung - eine Einrichtung, die im Jahre 1938 

. erfolgte - der Austria Tabakwerke A. G. 
übertragen ist, die also auch, da es sich um 
ein Vollmonopol handelt, mit der Erzeugung, 
Bearbeitung und Verwendung von Monopol­
gegenständen sowie deren Verschleiß betraut 
ist. Demzufolge ist es auch Aufgabe dieses 
Gesetzes, alle diese Zweige eingehend zu regeln. 

Im § 5 wird bestimmt, daß die Einfuhr, 
die Durchfuhr und Ausfuhr von Gegenständen 
des Tabakmonopols an eine Bewilligung des 
Finanzministeriums gebunden ist. Es ist vor· 
gesehen, daß für die Einfuhr eine Monopol. 
abgabe zu entrichten ist und daß für die Be­
willigung der Aus. und Durchfuhr eine Kontroll­
gebühr eingehoben werden kann. Ausge­
nommen von der Bewilligungspflicht sind 
praktisch nur jene Mengen, die im Reisenden­
verkehr , beziehungsweise dem kleinen Grenz­
verkehr über die Grenze gebracht werden . 

Die §§ 9 ff. regeln . die Vorschriften für die 
verbotene Erzeugung, Bearbeitung und Ver· 
wendung. Es bedarf also jeder, der Tabak 
anbaut oder der Tabak, der nicht von ihm 
angebaut worden ist, pflegt, oder der Ersatz· 
mittel, die in der Verordnung ausdrücklich 
als Tabakersatz bezeichnet sind, einsammelt 

oder aufbewahrt, einer ausdrücklichen Be· 
willigung. Diese Bewilligung kann unter Be­
dingungen und Auflagen erteilt werden. In den 
§§ 1 1  und 12 wird bestimmt, ob und unter 
welchen Voraussetzungen für die Bearbeitung 
und Verwendung eine Bewilligung erforder­
lich ist. 

Im Abschnitt III des Gesetzes wird, 
beginnend mit § 14, der Verschleiß von Tabak 
geregelt. Hier wird die Bestimmung getroffen, 
daß die Gegenst.ände des Tabakmonopols an 
Verbraucher nur zu den Preisen der Tabak­
regie, das heißt der MOl1opolverwaltung, ver­
kauft werden dürfen und daß der Verkauf nur 
durch die von den Fimmzbehörden ausdrück. 
lieh zugelassenen Verschleißer erfolgen darf. 

Abschnitt V bringt eingehen,de Be­
stimmungen darüber, was alles als Über­
tretung dieses Gesetzes zu gelten hat. Es wird 
zwischen Monopolhinterziehungen, Monopol­
hehlerei, Monopolgefährdung und Monopol­
ordnungswidrigkeiten unterschied9n. Für 
Monopolhinterziehungen und Monopolhehlerei 
sind Strafsätze bis zu 500.000 S, in jenen 
Fällen, wo es sich um Fahrlässigkeit handelt, 
bis zu einem Betrag von 50.000 S vorgesehen. 
Für Monopolordnungswidrigkeiten ist ein Straf. 
satz von 10.000 S angesetzt. 

Die §§ 27 ff. behandeln eingehend die Be­
stimmungen über die Durchführung des Straf­
verfahrens und der sonstigen Verfahren, die 
im Zuge der Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlich werden. 

Abschnitt VI enthält die Schluß· und 
Übergangsbestimmungen. Insbesondere ist die 
wichtige Bestimmung des § 34 zu erwähnen, 
wonach auch die Austria Tabakwerke der 
Gewerbesteuerpflicht gegenüber der Gemeinde 
unterliegen. 

Dem Gesetzesbeschluß des Nationalrates ist 
eine Entschließung angeschlossen, die dahin 
geht, daß der Bundesminister für Finanzen 
aufgefordert wird, für die Dauer des Bestandes 
der Rechtsform einer Aktiengesellschaft den 
Aufsichtsrat der Austria Tabakwerke A. G. 
den für Aktiengesellschaften geltenden Rechts­
vorschriften entsprechend zu bestellen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat in seiner gestrigen Sitzung den 
Beschluß gefaßt, dem Hohen Haus den Antrag  
vorzu]egen, gegen . di�se Gesetzesvorlage des 
Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Der Antrag des Berichtersf,attel's wird 
angeno m men. 

Der 13. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Natiol1,alrates vom 
13 .  Juli 1949, betreffend die Übernahme der 
Louis de Rothschild'schen Domänen Waid .. 

hofen a. d. Ybbs und GöstIing durch die 
Republik Österreich. 
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Berichterstatter Ing. Dr. Lechner : Hoher 
Bundesrat ! Im Sinne des Bundesfinanzgesetzes 
bedarf es bei einem Grunderwerb in diesem 
Ausmaße eines Gesetzesbeschlusses der gesetz­
gebenden Körperschaft, der die Bundes­
regierung ermächtigt, diesen Rechtserwerb 
vorzunehmen. 

In diesem Falle handelt es sich um den 
Erwerb einer Liegenschaft aus dem 
Rückstellungsvermögen der Familie Roth­
schild mit einem Gesamtausmaß von rund 
6327 ha. Davon sind rund 1000 ha landwirt­
schaftlicher Grundbesitz, während das übrige 
Gebiet Forstgebiet ist. Das gegenständliche 
Vermögen war im Jahre 1938 der Familie 
Rothschild entzogen worden und ist seit 1945 
in öffentlicher Verwaltung gestanden. Im 
Jahre 1948 ist es im Zuge der Rückstellung 
an die . Familie Rothschild grundbücherlich 
zurückgegeben worden, ist aber faktisch weiter­
hin in der Verwaltung des Bundes geblieben. 

Im Zuge der Rückstellung haben sich Ver­
handlungen in der Richtung angebahnt, . daß 
dieser ausgedehnte Forstbesitz, der sich dem 
Besitz der Bundesforste anschließt, durch die 
Bundesforste übernommen werden soll. Die 
Verhandlungen haben zur Ausarbeitung eines 
Vertragsentwurfes geführt, der der Regierungs­
vorlage beiliegt. Dieser bietet für den Bund 
solche Voraussetzungen und Bedingungen, daß 
sich die Bundesregierung entschlossen hat, 
dem Nationalrat und Bundesrat zu empfehlen, 
die Ermächtigung für den Erwerb dieser 
Besitzung auszusprechen. 

In den erläuternden Bemerkungen zur 
Regierungsvorlage und auch in dem ausführ­
lichen Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses befindet sich eine Gegenüber­
stellung des Wertes dieser Liegenschaften und 
des Wertes der Lasten, die der Bund zu über­
nehmen hat. Aus dieser Gegenüberstellung 
und aus den weiteren Darstellungen, die in 
den beiden Unterlagen enthalten sind, kann 
entnommen werden, daß Wert und Gegenwert 
gleich sind. Die Lasten bestehen darin, daß 
der Bund die gesamten Leistungen für die 
akti ven Angestellten und für die Pensionisten 
dieses Betriebes, beziehungsweise der Familie 
Rothschild zu übernehmen hat. 

§ 1 der Regierungsvorlage spricht nun dieRe 
Ermächtigung der Bundesregierung aus, auf 
Grund deren sie befugt ist, den Vertrag im 
Sinne des vorliegenden Entwurfes abzu­
schließen . 

§ 2 behandelt in weiterer Ausführung dos 
§ I den Vertragsgegenstand : auf der einen 
Seite die Liegenschaften, um die es dabei geht, 
auf der anderen Seite die Lasten, die der Bund 
als Gegenleistung zu übernehmen hat. Im 
besonderen ist hervorzuheben, daß die Lasten 

vom Bund ab 1 .  April 1947 zu übernehmen 
sind, während Besitz und Genuß an diesen 
Liegenschaften am 28. April 1948 auf den 
Bund übergegangen sind. 

§ 3 der Vorlage spricht aus, daß dieses 
Rechtsgeschäft und alle dazu erforderlichen 
Eingaben und Urkunden von allen Gebühren 
und Stempeln befreit sind. Weiter ist be­
stimmt, daß dieses Rechtsgeschäft der nach 
anderen Gesetzen, insbesondere nach dem 
Grundverkehrsgesetz, erforderlichen Ge­
nehmigung nicht bedarf. 

Im Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten, der gestern über diese Vorlage beraten 
hat, ergab sich der Anlaß, darauf einzugehen, 
daß der bedeutende in den gegenständlichen 
Besitz eingeschlossene landwirtschaftliche 
Grundbesitz zweckmäßigerweise nicht ebenso, 
wie es beim Forstbesitz von vornherein selbst­
verständlich ist, in der Verwaltung der Bundes­
forste bleiben soll, sondern daß der einliegende 
landwirtschaftliche Besitz dazu verwendet 
werden soll, Land- und Forstarbeitern eine 
Gelegenheit zur Schaffung einer eigenen land­
wirtschaftlichen Existenz zu bieten. 

Weiter ist der Ausschuß in diesem 
Zusammenhange auch darauf eingegangen, daß 
die Bundesforste, denen dieser Forstbesitz aus 
den Domänen Waidhofen und Göstling ein­
gegliedert werden soll, in allen Ländern 
Splitterbesitze, kleine Waldstücke haben, die 
durch ihre Abgelegenheit und geringe Größe 
einen unverhältnismäßig hohen Aufwand für 
die Verwa.ltung und Bewirtschaftung erfordern. 
Die darüber mit den Bundesforsten in dieser 
Richtung geführten Verhandlungen, die schon 
auf Jahre und Jahrzehnte zurückgehen, 
konnten deshalb nicht zu einem Erfolg führen, 
weil seitens der Bundesforste immer wieder 
der Einwand entgegengestellt wurde, daß die 
Bundesforste sich verpflichtet fühlen, den 
gesamten Besitzstand ungeschmälert zu er­
halten, und daß sie auf konkrete Anträge 
wegen Abgabe solcher Splitterstücke nur dann 
eingehen können, wenn ihnen gleichzeitig 
Gelegenheit gegeben wird, gleichwertigen Besitz 
hinzuzuerwerben und auf diese Weise den 
gesamten Besitzstand ungeschmälert zu 
erhalten. 

Nachdem nun auf Grund dieses Gesetzes­
beschlusses den Bundesforsten eine hoch­
wertige Waldfläche von rund 6300 ha anwächst, 
ist es in diesem Zusammenhang der gegebene 
Zeitpunkt, an diese Verhandlungen und an 
diese Anregungen, die an die Bundesforste seit 
Jahren und Jahrzehnten herangekommen sind, 
zu erinnern und den Bundesforsten die 
Empfehlung zu geben, daß eben anläßlich 
der Übernahme der Rothschild' sehen Domänen 
nun doch daran gedacht werden soll, solche 
unwirtschaftliche Splitterstücke abzugeben. 
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Diese Anregungen und Gedanken sind in Schaffung eines bundeseinheitlichen Dienst­
einem E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  der Ab- rechtes der Landeslehrer erhalten, das von der 
geordneten Ing. Dr. L e c h n er und Genossen zu- Pflichtschullehrerschaft schon seit langem an­
sammengefaßt worden. Dieser Entschließungs- gestrebt wird und eine wesentliche Verein­
antrag lautet (liest) : fachung der Personalverwaltung herbei-

"Der Herr Bundesminister für Land- und führen soll. 
Forstwirtschaft wird aufgefordert, alle Ver- Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 

Nationalrates stellt das erste Teilstück anlassungell ehestens zu treffen, daß dieses bundeseillheitlichen Landeslehrerdienst-
1. der den Domänen in Waidhofen und rechtes dar und trägt den vordringlichen Be­Göstling eingegliederte landwirtschaftliche dürfnissen der Praxis Rechnung. Die Grundbesitz , soweit nicht Bindungen aus Bestimmungen des Gehaltsüberleitungsgesetzes diesem gegenständlichen Vertrag entgegen- für die Bundes beamten sowie des Gesetzes stehen, zur Bildung selbständig lebens- über die Abfertigung der Bundesbeamten fähiger Bauernanwesen an geeignete Inter- werden auf die Landeslehrer erstreckt, ebenso essenten, bevorzugterweise an weichende die auf Grund dieser Gesetze jeweils erlassenen Bauernsöhne und Land- und Forstarbeiter, oder noch zu erlassenden Verordnungen. zu ihrer wirtschaftlichen Selbständig- Der Ausschuß für Unterricht des National-machung abgegeben wird, rates hat in seiner Sitzung vom 23. Juni 1949 
2. der allenthalben, vor allem in den durch die Einfügung eines neuen § 11 ,  der sich westlichen Bundesländern, vorhandene auf die Zulagen wegen einer in den Jahren Splitterbesitz der Bundesforste in unwirt- 1914 bis 1918 erlittenen Kriegsbeschädigung schaftlicher Abgelegenheit und Größe im bezieht, n.n der Regierungsvorlage eine Ä.nde-Interesse der Vereinfachung und Verbilligung I d S't d rung vorgenommen. n er 1 zung es der Verwaltung und Wirtschaftsführung und Unterriehtsausschusses vom 6. Juli 1 949 zur Erzielung einer aktiven Gebarung der wurden noch Ä.nderungen in den §§ 1 bis 9 Bundesforste an bäuerliche Gemeinschaften beschlossen, wodurch das Pensionsüberleitungs­und Einzelbauern , die fachlich und örtlich gesetz für die Bundesbeamten auch auf die dafür qualifiziert sind und von der zu- Landeslehrer ausgedehnt wird. ständigen Landeslandwirtschaftskammer im Zum Gesetz selbst : § 1 ,  Aba. (1 ) ,  spricht die 

Einvernehmen mit der Lalldesforstinspektion Ausdehnung des Gehaltsüberleitungsgesetzes, vorgeschlagen werden, abgegeben wird ." des Bundesgesetzes vom 30. März 1 949, 
Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen- betreffend die Abfertigung von Bundesbeamten, 

heiten hat gleichzeitig mit dem Beschluß, dem die ohne Ruhegenuß aus dem Dienste scheiden, 
Hohen Hause zu empfehlen, gegen den und des Pensionsüberleitungsgesetzes auf die 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates keinen Landeslehrer und Kindergärtnerinnen aus. 
Einspruch zu erheben, beschlossen, auch diesen Ebenso finden diese Gesetze Anwendung bei 
Entschließungsantrag dem Hohen Haus zur Personen, die einen Ruhe- oder Versorgungs­
Annahme zu empfehlen. anspruch aus einem solchen Dienstverhältnis 

Gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrate8 ableiten. Die Abs. (3) bis (5) enthalten An­
wird ke in  Einsp'i'uch  erhoben. Die vorge- passungsbestimmungen, die wegen der bisher 

bestandenen Unterschiede nach Bundesländern 8chlagene Entschlie ßung wird angenommen. notwendig wurden. 
( V01-sitzender Ing. Dr. Lechner  übernimmt Die §§  2 bis 6 enthalten Bestimmungen zur 

wieder den Vorsitz.) Vereinheitlichung des Landeslehrerdienst-
14 

rechtes. Der . Punkt der Tagesordnung ist der Die §§ 2 ,  3 und 4 besagen, daß die Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom Voraussetzungen für die Erlangung von Dienst-
13.  Juli 1949 über das Landeslehrer-Gehalts- posten der einzelnen Verwendungsgruppen, 
überleitungsgesetz. die Amtstitel und das Ausmaß der Lehrver-

Berichterstatter Riedl : Hoher Bundesrat ! pflichtung durch Verordnungen festgesetzt 
Das Lehrerdienstrechts-Kompetenzgesetz vom werden. 
21 .  April 1948 hat auf dem Gebiete des Dienst- · § 5 bestimmt, daß sich die begünstigte 
rechtes der Lehrer an öffentlichen Volks-, Anrechnung von Dienstjahren für den Ruhe­
Haupt- , Sonder- und Berufsschulen, der land- genuß nach den bezüglichen Vorschriften für 
und forstwirtschaftlichen Fachschulen sowie die BUlldeslehrer richtet. 
der Kindergärtnerinnen, soweit diese Anstalten Nach § 6 finden die Bestimmungen der §§ 85 
nicht vom Bund erhalten werden, dem Bunde und 86 der Lehrerdienstpragmatik aus 1917 
die Gesetzgebung und die Verordnungsgewalt, über die Versetzung in den dauernden Ruhe­
den Ländern die übrige Vollziehung zugewiesen. stand sinngemäße Anwendung auch für die 
Der Bund hat dadurch die Kompetenz zur Landeslehrer. 
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§ 7 enthält eine Einteilung der Lehrer und 
Kindergärtnerinnen in die entsprechenden 
Verwendungsgruppen, womit die Bestimmun­
gen des Gehaltsüberleitungsgesetzes ergänzt 
werden. 

§ 8 enthält ergänzende Bestimmungen zu 
§ 40 des Gehaltsüberleitungsgesetzes bezüglich 
der Kindergärtnerinnen. 

§ 9 regelt den Vorgang bei der Einreihung 
der Landeslehrer, die am 13 .  März 1938 in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
als Lehrer standen, in die Verwendungs­
gruppen und Gehaltsstufen nach den Bestim­
mungen des Gehaltsüberleitungsgesetzes und 
des § 6 des gegenständlichen Bundesgesetzes. 

In Ziffer 2, lit. a bis d, werden die anrechen­
baren Dienstzeiten festgelegt. Durch die Ein­
stufung aller Lehrer auf Grund ihrer tatsäch­
lichen Dienstzeit erscheinen abweichende 
partikuläre Bestimmungen aufgehoben. 

Die Ergänzung des § 9, Abs. (2) ,  sieht die 
sinngemäße Überleitung und Behandlung der 
Pensionsparteien vor. 

Um bei den Anrechnungsmöglichkeiten von 
Vordienstzeiten Härten zu vermeiden, enthält 
der § 10 Übergangsbestimmungen. 

§ 1 1  besagt, daß Zulagen wegen einer Kriegs­
beschädigung aus 1914 bis 1918 auch weiter 
bestehen bleiben. 

Durch den § 12 werden bisher geltende 
dienstrechtliche Vorschriften, die den Be­
stimmungen dieses Gesetzes entgegenstehen, 
mit dem Wirksamkeits beginn dieses Gesetzes 
aufgehoben ; insbesondere auch die bisherigen 
Bestimmungen über die unterschiedliche 
Behandlung der männlichen und weiblichen 
Lehrer. 

§ 14 enthält die Vollzugsbestimmungen. 
Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­

angelegenheiten hat diese Vorlage in seiner 
gestrigen Sitzung behandelt. Er b e a n t r a g t, 
der Bundesrat möge gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates k e i n e n  E i n­
s p r u c h  erheben. 

Der Antrag des Berithterstatters wird a n-
genommen. 

Der 15. Punkt der Tagesordnung ist der 
Ge�etzesbeschluß des Nationalrates vom 
13.  Juli 1949, betreffend das Landesvertrags­
lehrergesetz 1949. 

die Vertragslehrer der Länder eine ent­
sprechende gesetzliche Regelung zu treffen. 

Das Dienst- und Besoldungsrecht der Ver­
tragsbediensteten des Bundes regelt das 
Vertragsbedieustetengesetz 1948. Durch den 
vorliegenden Gesetzesbeschluß des N ational­
rates soll nun das Vertragsbedienstetengesetz 
auf die Vertragslehrer der Länder ausgedehnt 
werden. 

Der Unterrichtsausschuß des National­
rates hat die Regierungsvorlage durch Voran­
setzung eines neuen § 1 geändert. Die bisherigen 
§§ 1 bis 8 erhalten die Bezeichnung 2 bis 9. 

§ 1 ,  Aba. (1) ,  besagt, daß Vertragslehrer 
angestellt werden können. Abs. (2) erklärt 
die Anstellung als zulässig : erstens wenn 
keine Personen vorhanden sind, die die An­
stellungserfordernisse für den betreffenden 
Dienstposten besitzen, und zweitens soweit es 
sich um Lehrer handelt, die vor dem 1 . Juli 
1949 in vertraglicher Verwendung standen. 

§ 2, Abs. (1), dehnt das Vertragsbediensteten­
gesetz 1948 auf die Landesvertragslehrer aus. 
§ 3 weist die Zuständigkeit hinsichtlich der 
Vertragslehrer den entsprechenden Organen 
der Vollziehung der Länder zu. 

§ 4 gibt eine Zuweisung der Vertragslehrer 
in die entsprechenden Entlohl1ungsstufen. 

§ 5 ergänzt die Bestimmungen des § 41 des 
Vertragsbedienstetengesetzes hinsichtlich der 
Vertragskindergärtnerinnen und regelt 
analog dem Landeslehl'cr-Geha.ltsiiberleitungs­
gesetz - die Bezüge der Vertragskindergärt­
nerinnen. 

§ 6 enthält Urlaubs- und Ferienbestim­
mungen ; diese richten sich nach den Vor­
schriften für Landeslehrer desselben Bundes­
landes. 

Nach dem § 7 treten bisher geltende diesem 
Gesetz entgegenstehende Vorschriften mit 
Wirksamkeitsbeginn dieses Gesetzes außer 
Kraft. 

§ 8 bestimmt, daß Fristen für die Vertrags­
lehrer mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
beginnen. 

§ 9 enthält die Vollzugsklausel. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat auch dieses Gesetz be­
handelt und stellt den Antrag, der Hohe 
Bundesrat möge diesem Gesetzesbeschluß des 

Berichterstatter Riedl : Hoher Bundesrat ! Nationalrates seine Zustimmung nicht ver­
Mit dem vorher behandelten Landeslehrer- sagen . 

. Gehaltsüberleitungsgesetz wurde durch Aus-
dehnung der einschlägigen Gesetze auf die . Gegen

. 
den f!esetzesbe8chl'uß des N ationalmtes · 

Lehrer und Kindergärtnerinnen der Länder w�rd k e z n  E � ns pr u c h  erhoben. 

eine weitgehende Vereinfachung der Rechts- Die Sitzung wird um 12 Uhr 40 Minuten 
stellung dieser Dienstnehmer geSichert . . Es j' unterbrochen und um 13 Uhr 25 Minuten wieder 
besteht nunme.hr die Notwendigkeit, auch für aufgenommen. 

46. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 39

www.parlament.gv.at



46. Sitzung des Bundesrates der Republik Österreich. - 15 .  Juli 1 949. 8 1 5  

Der 16. Punkt df'r Tagesordnung ist der und Sachaufwand, wurde infolge des strengen 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom Grundsatzes der Selbsterhaltung durch die 
13. Juli 1949, betreffend den Religionsunter- Kirche besorgt. 
richt in der Schule. Die gegenwärtige Regelung, die uns in diesem 

Berichterstatter Dr. Lugmayer : Hoher Gesetzesbeschluß des Nationalrates vorliegt, 
Bundesrat ! Die Gestaltung des Religions- geht hier einen etwas anderen Weg. Die 
unterrichtes in den Schulen, die von der Bestimmungen hinsichtlich dcs Pflichtgegell­
Staatsverwaltung abhängen, ist ein Sonderfall standes bleiben, ebenso die Bestimmungen 
des Verhältnisses von Staatsverwaltung und hinsichtlich der Abmeldemöglichkeit ; bei der 
Kirchenverwaltung überhaupt. Wir haben Bestreitung des Aufwandes aber tritt eille 
aus der nationalsozialistischen Hen-schaft bis starke Verschränkung zwischen St.aatsver-
1945 ein feindnachbarliches Verhältnis der waltung und Kirchenverwaltung ein. Zunächst 
Staatsverwaltung zur Kirchenverwaltung einmal im Hinblick auf die Aufsicht. Es 
gehabt, das dazu geführt hat, daß der Religions- heißt in dem Gesetz, die unmittelbare Aufsicht 
unterricht aus den Schulen so ziemlich ver- über den Religionsunterricht führt die Kirchen­
schwunden ist. Im Jahre 1945 hat das zuständige verwaltung, die oberste Leitung und Aufsicht 
Staatsamt in der Provisorischen Staatsregierung des Staates über das gesamte Erziehungs- und 
sehr zeitig eine Neuregelung auf dem Erlaßwege Unterrichtswesen nach dem Bundes-Verfas­
gebracht, und zwar, wie ich feststellen möchte, sungsgesetz von. 1929 wird aber hiedurch nicht 
nicht einfach aus sich heraus, sondern im Ein- berührt. 
vernehmen mit der Kirchenverwaltung, . Eine zweite Verschränkung tritt im Hin­
speziell mit der Wiener Kirchenverwaltung, blick auf die Lehrbehelfe ein. Die Lehrpläne 
mit der allein man ja  damals verhandeln werden von der Kirchenverwaltung erstellt, 
konnte. Soviel ich mich erinnere, sind alle das Bundesministerium für Unterricht macht sie 
anderen Kirchel1verwaltungen beziehungs- lediglich kund. Bei den Lehrbehelfen hingegen 
weise Diözesen dieser Regelung beigetreten. findet eine Vereinbarung zwischen Kirche und 

Diese Regelung entsprach dem Grundsatz Staat statt. Es heißt hier in § 2, Abs. (3) (liest) : 
eines freundnachbarlichen Verhältnisses, aber "Für den Religionsunterricht dürfen nur Lehr­
einer vollständigen Selbständigkeit mit allen bücher und Lehrbehelfe verwendet werden, 
Folgerungen, die sich daraus für die Kirchen- die von der zuständigen kirchlichen (religions­
verwaltung ergeben. Die Staatsverwaltung gesellschaftlichen) Behörde und vom zustän­
stellte für den Religionsunterricht lediglich digen Bundesministerium für zulässig erklärt 
die Schulräume zur Verfügung und worden sind." 
insofern die Lehrpläne, als der Religions- .Besonders stark ist die Verschränkung 
unterricht zum Pflichtgegenstand erklärt zwischen Staatsverwaltung und Kirchen­
wurde. Das ist der erste wesentliche Punkt. verwaltung aber im Hinblick auf die Lehr­

.. Der Religionsunterricht erschien also wieder personen. Die Religionslehrer werden wohl 
im Lehrplan. Aber es bestand die Ab- von der Staatsverwaltung angestellt, diese 
meldemöglichkeit, und zwar bis zum Alter kann aber n11r solche anstellen, die von der 
von 14 Jahren durch die Eltern, beziehungs- kirchlichen Behörde als befähigt und ermäch· 
weise die sonstigen. gesetzlichen Vertreter des tigt erklärt werden ; wir haben hier also einen 
Schülers ; vom 14. Lebensjahr an konnte der starken Einfluß der Kirchenverwaltung. 
Schüler sich selbst abmelden. Diese Bestim- Anderseits unterstehen aber alle diese 
mung, die manchmal in der Öffentlichkeit Religionslehrer den Disziplinarvorschdften der 
etwas Aufsehen macht, ist begründet gewesen betreffenden öffentlich-rechtlichen Körper­
und heute noch begründet im § 21 des All- schaft, die sie angestellt hat. 
gemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches über die Als Folge dieser Regelung haben wir nUll 

. Minderjährigkeit und besonders in einem drei Gattungen von Religionslehrern. Zunächst 
Gesetz vom 25. Mai 1868, das folgende Be- einmal die Religiollslehrer an mittleren Lehr­
stimmung trifft (lie8t) : "Nach vollendetem anstalten, die als Bundeslehrer in dem gleichen 
14. Lebensjahr hat jedermann ohne Unter- Sinn betrachtet werden können wie sonstige 
schied des Geschlechts die freie 'Vahl des Lehrer des Bundes. Sie stehen im pragmati­
Religionsbekenntnisses nach seiner eigenen sierten Verhältnis, das heißt also, wenn ich 
überzeugung und ist in dieser freien Wahl mich mit einem Terminus ausdrücken darf, 
nötigenfalls von . der Behörde zu schützen." der längst vergangen ist, daß sie ihr Le.ben lang 
Auf . Grund . dieser gesetzlichen Bestimmung der Staatsverwaltung eigen � ich will nicht 
aus dem Jahre 1868 war es auch im Jahre 1945 sagen leiheigen - sind, das heißt, daß sie ihr 
notwendig, die Abmeldemöglichkeit vom Leben lang, also auch als Pensionisten, den 
Religionsunterricht dem Vierzehnjährigen Disziplinarvorschriften der Staatsverwaltung 
bereits selbst in die Hand zu geben. DJr Auf- unterstehen. Es ist daran gedacht, daß zu­
wand für den gesamten Unten-icht, Personal- nächst auch hei diesen Bundeslehrern nur ein 
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vertragliches Verhältnis eingegangen wird. Berichterstatter Dr. Lugmayer : Wir haben 
Als zweite Gruppe von Lehrpersonen haben es auch hier mit einem befristeten Gesetz zu 
wir dann die Vertragslehrer, die von Gebiets- tun, und zwar ist dieses Gesetz mit dem Jahre 
körperschaften, also sowohl vom Bund als 1954 befristet. Ich möchte von vornherein 
auch von den Ländern, angestellt werden. sagen, daß es ein sehr glücklicher Gedanke ist, 
Dann haben wir noch eine dritte Gruppe, die das Gesetz zu befristen, da es in gewisser 
sogenannten kirchlichen Religionslehrer, die Hinsicht Neuland betritt. Nach unserer Er­
nicht von einer öffentlich-rechtlichen Gebiets- fahrung könnte man auch insofern irgend­
körperschaft, weder vom Bund noch von den welche Bedenken haben, als es sich hier um 
Ländern, angestellt werden, sondern die über- eine Zwecksteuer handelt. Zwecksteuern 
haupt im Dienste der Kirchenverwaltung haben sich im allgemeinen in der Staatsver ­
stehen, also unmittelbar von ' der Kirchen- waltung nicht besonders bewährt. _ 'Vir ver­
verwaltung bestellt werden . Diese sogenannten suchen aber hier mit diesem Gesetz einen Weg 
kirchlichen Religionslehrer erhalten lediglich zu gehen, der in der Zeit liegt und der vielleicht 
eine staatliche Remuneration und eventuell auch in anderen Ländern Nachahmung finden 
ein Wegegeld, unterstehen aber den gleichen wird. 
Disziplinarvorschriften wie die übrigen Gruppen. Das Gesetz beruht auf dem Grundsatz, daß 

Das Gesetz ist befristet, das heißt, es tritt die mechanisierte Kunst zugunsten der 
ein Jahr nach Kundmachung des Schul- und lebenden Kunst, die sich in einer Notlage 
Erziehungsgesetzes, das seit langem in Ver- befindet, herangezogen wird. Hiebei ist nicht 
handlung steht, aber noch zu keinem Ende an die mechanisierte Kunst im Ganzen gedacht, 
gekommen ist, außer Kraft. sondern lediglich an die mechanisierte Kunst, 

wie sie uns im Filmverleih entgegentritt. Unter 
lebender Kunst sind nach den Verhandlungen 
vor allem zu verstehen die Veranstaltungen des 
Theater- , Konzert- und Orchesterw:esens und 
Ausstellungen. Das ist zwar nicht direkt im 
Gesetzestext selbst enthalten, wohl aber 
sowohl in der Regierungsvorlage wie iu dem 
Ausschußbericht des Nationalrates . Der 
Gesetzestext ist viel allgemeiner. Er lautet 
einfach : "Zur Förderung kultureller Bestre­
bungen wird ein Kulturgroschen eingehoben. "  

Der Gesamtaufwand, der der Staatsver­
waltung durch die Einbeziehung des Reli­
gionsunterrichtes in den allgemeinen Unter­
richt und damit in die allgemeine Staatsver­
waltung entsteht, beträgt 20 Millionen 
Schilling, das sind fünf Prozent des gesamten 
Lehraufwandes, also gewiß nicht allzuvieI. 

Wenn wir uns nach der Berechtigung dieser 
Regelung . fragen, so ist darüber bei der letzten 
Behandlung eigentlieh nirgends Streit ent­
standen. Es ist klar, daß der Unterricht in 
der Glaubenslehl'e, der Religionsunterricht, 
nicht nur eine Erziehungsangelegenheit ist, 
die lediglich die Kirchenverwaltung angeht, 
auch nicht nur eine allgemeine kulturelle 
Angelegenheit, die die Kirchenverwaltung 
betrifft, sondern daß er auch Werte in sich 
birgt, die für den gesamten moralischen Aufbau 
uer Staatsverwaltung, des Staatsvolkes des 
östern�ichischen Staates nicht ohne Belang 
sind. 

Dieser Kulturgrosahell beträgt bis zu 
10 Prozent einer Besucherkarte in einem 
Kino, mindestens aber 10 g. Die genauere 
Festsetzung ist dem Verordnungswege über­
lassen. Für die Einhebung dieser neuen Abgabe 
wird keine neue Verwaltungsstelle geschaffen. 
Das ist zu begrüßen. Als Inkassant oder als 
Steuerbeauftragter der Staatsverwaltung 
scheint hier der Filmverleiher auf. Man rechnet . 
mit einem Ertrag des Kulturgroschens von 
10 Millionen Schilling im J alu. Dieser Ertrag 

Wir können also sagen - wenn wir hier soll folgendermaßen aufgeteilt werden : einen Terminus übernehmen, der im nächsten 25 Prozent bekommt die Bundesverwaltung, Gesetz vorkommt -, daß die Staatsverwaltung praktisch also das Bunclesministerium für 
der Kirchenverwaltung für ihre Arbeit zu- Unterricht, in die Hand, 75 Prozent erhalten 
gunsten des moralischen Wiederaufbaues eine die Landesverwaltungen, also die Landes­
Art "Kulturgroschen" vergütet.  " regierungen. Die Landesregierungen können 

Im Auftrage des Ausschusses für Ver- über ihre Einnahmen unmittelbar verfügen ; 
fassungs- und Rechtsangelegenheiten b e- das Unterrichtsministerium hingegen hat einen 
a n t r a g e  ich, gegen den Gesetzentwurf keinen Beirat erhalten, der es bei der Verwendung des 
Einspruch zu erhebE.n. Bundesanteiles beraten soll. 

Gege11, den Gesetz€sbeschluß des N ational1'Utea Man denkt daran, mit diesem Kulturgroschen 
wird ke in  Eins p r u c h  erhoben. Theater, Konzerte, Ausstellungen und ähn­

Der 17. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Juli 1949, betreffend das Kulturgroschen­
gesetz. 

liche kulturelle Veranstaltungen zu fördern. 
Bundeseigene Unternehmungen hingegen er­
halten aus den Mitteln des Kulturgroschens 
keine Förderung. Ich muß besonders darauf 
aufmerksam machen, daß die Art der Unter-
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stützung im Gesetze nicht näher beschriebCll ist. I in die Hand bekommen, eine Auswahl dessen 
Das ist aber nicht ein Mangel, sondern vielleich t treffen. könnten, was unserer Jugend darge­
eher ein Vorzug, denn es kann mit diesem boten werden soll. Das wäre dann auch ein 
Ertrag von 10 Millionen Schilling in verschiede- Beitrag zum Ka.mpf gegon das stetige Herab­
ner Weise umgegangen werden .  Dieser Betrag sinken unserer heutigen Kultur., zum Kampf, 
kann lediglich im Sinne einer Art produktiver der häufig unter dem Schlagwort. "Kampf 
Arbeitslosenfürsorge verwendet werden, das ' gegen Schmutz und Schund" aufscheint. 

heißt, man könnte, um Schauspieler nicht I Dieser Kampf ist sehr schwer, wenn man ihn. 
arbeitslos werden zu lassen, Theater, die nur negativ führt, aber sehr aussichtsreich, 
vor dem Zusammenbruch stehen , stützen, 11 wenn er auf eine positive Art und Weise 
und zwar ohne Rücksicht darauf, ob das geführt wird. Der Betrag von 10 Millionen 
Theater beim Publikum entsprechenden An- , Schilling könnte, wenn �r richtig ver�endet 
kl�ng find?t oder n.�cht . Das wäre ��e eine Art, I· wird - und das �vollen WIr hoffen :-, em ganz 
WIe man dIese Betrage verwenden konnte ,  also hedeutender Be ... trag zum \Vtcderaufbau 
lediglich im Interesse der bei diesen Ver- unserer Kultur werden.. 
anstaltungen hauptberuflich Beschäftigten. In diesem Sinne, Hoher Bundesrat,  b e-

Ich könnte mir aber auch eine andere Art a n t r age ich im Namen des Ausschusses, 
der Verwendung denken, und diese wäre wohl gegen diesen Gesetzesbeschluß des National­
vorzuziehen. Sie besteht darin, die Beträge 80 rates k e i n en E i n s pr u c h zu erheben. 

De1" Antrag des Bel"ichter statter 8 wird zu verwenden, daß es gar nicht erst zu einer 
Theaterkrise kommen kann, indem wir trachten, 
da·ß die Theater eine größere Besucherzahl a n g e n o m m e n. 

aufweisen. Ich stelle mir das so vor, daß man 
die Beträge z .  B. dazu verwendet, um in einem 
erhöhten Ausmaß Schüler zu solchen kultu­
rellen Veranstaltungen führen zu können. 
Man könnte zum Beispiel ganze Schulklassen, 
etwa zu einem bestimmten Anlaß, zum Bei­
spiel an einem Staatsfeiertag, gratis in ein 
Theat.er, in ein Konzert oder zu sonstigen Auf­
führungen führen. Das wäre meiner Ansicht 
nach der eigentliche ·Sinn des Gesetzes, das 
den Kurztitel "Kulturgroschengesetz" hat. 

Diese Notwendigkeit habe ich auch SChOD 
im vorbereitenden Ausschuß betont , wo 
ich verlangt habe, daß diese Art der Ver­
wendung in größerem Ausmaß durch die 
Staatsverwaltung durchgeführt wird. Man 
könnte gelegentlich auch die betreffenden 
Behörden darauf aufmerksam machen, daß 
das Gesetz in diesem Sinne von uns aufgefaßt 
wird, daß nämlich diese Beiträge wirklich als 
Kulturgroschen gedacht sind und nicht einfach 
eine Gabe darstellen, die den auf dem Gebiete 
des Theaters und der Konzerte hauptberuflich 
Tätigen gewährt wird , wenn sie arbeitslos 
werden oder damit sie nicht arbeitslos werden. 

Der 18. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13.  Juli 1949, betreffend den Einspruch des 
Bundesrates gegen die 4. Verbotsgesetznovelle. 

Berichterstatter Dr. Hiermann : Hohes Haus ! 
Der vorliegende Gesetzesbeschluß des National­
rates ist im wesentlichen auf einen Einspruch 
des Bundesrates vom 24. Mai heurigen Jahres 
zurückzuführen. Dama.ls ist uns schon die 
4. Verbotsgcsctznovelln vorgelegen, allerdings 
in einer Form, daß der Verwaltungsgerichtshof 
befürchtete, mit BCf:>chwerdefällen über­
schwemmt zu werden . Nunmehr hat der 
Na,tionalrat dieses Gesetz gegenüber der 
damaligen Fassung wCI,entlich umgearbeitet 
und auch erweitert. Er hat dabei der Absicht, 
die der Bundesrat hei seinem damaligen Ein­
spruch verfolgte l ins besondere den Verwaltungs­
gerichtshof zu entlasten, aber auch eine raschere 
Abwicklung der vorliegenden Beschwerde­
fälle zu gewährleisten, weitestgehend Rechnung 
getragen. 

Die Streitfrage , um die es sich hier handelte, 
war bekanntlich folgende : ·  Der Verfassungs­

gericht.shof hatte seinerzeit zu der Fassung 
Meine sehr verehrten Bundesräte ! Wenn des Verbotsgesetzes, beziehungsweise der dazu 

der Kulturgroschen in diesem Sinne Ver- erschienenen Verordnung vom 10. März 1 947 
wendung findet, dann wird sich dieses Gesetz in einem Erkenntilis die Auffassung vertreten, 
tatsächlich sehr kulturfördernd auswirken . daß es sich bei den Beschwerdekommissionen 
Dann wird es möglich sein, Theaterveranstal- nicht um eine Kollegialbehörde im Sinne des 
tungen, Konzerte und Ausstellungen auch von Art. 1 33 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
hohem Niveau zu geben. Denn wir sind uns handle, sondern eben um eine Behörde, gegen 
klar darüber , daß nicht. alles, was als Kultur- deren Entscheidungen die Verwaltungsgerichts­
veranstaltung bezeichnet wird, wirklich eine hofbeschwerde zulässig sei . Dies deswegen, 
Kult.urleistung ist. weil ihre Einrichtung nicht in einem Landes-

. Es wäre dabei auch noch die Möglichkeit 

I
' oder Bundesgesetz getroffen war , sondern 

gegeben, daß die Erziehungs- und Schul- in einer Durchführungsverordnung. NUllmehr 
behörden dadurch, daß sie solche Mittel wird die uns jetzt vorliegende Gesetzesfassung 
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dahingehend abgeändert, daß an Stelle der Obersten Registrierungskommission zwar als 
Beschwerdekommission eine Oberste Regif!trie- unversetzbar erklärt werden, nicht aber in 
tungskommission - wie sie genannt wird - ihrem Hauptberuf, der ja nicht mit ihrer 
eingerichtet wird. Diese> Oberste Registrie- Arbeit in der Kommission zusammenhängt. 
rungskommission soll aus einem V orsitzcnden, Es ist das auch verständlich, weil der Haupt­
der erforderlichen Zahl von Stellvertretern beruf ja die Existenz darstellt und daher vor­
des V orsitzenden und weiteren Mitgliedern geht. 
bestehen und in Senaten entscheiden, deren Nun habe ich hier die Empfehlung und das 
Zahl dann endgültig dahin umrissen wird, Ersuchen vorzubringen,  daß man in derartigen 
daß außer dem Vorsitzenden noch vier Bei- Fällen, insbesondere jetzt, wo es sich ja um ein 
sitz er zu bestellen sind, wobei jedem Senat Aufarbeiten alter und angehäufter Rückstände 
ein Richter und zwei rechtskundige Ver- handelt, auch diese nebenberuflich bestellten 
waltungsbeamte angehören müssen. Mitglieder der Obersten Registrierungs-

Nun wird hier ganz · klar und deutlich die kommission möglichst ungestört in ihrem Amt 
Stellung der Mitglieder der Kommission als beläßt; so daß sie in praxi auch hinsichtlich 
Richter hervorgehoben und in der Neufassung ihrer Tätigkeit als KommissionsmitgIieder 
des § 7 des Verbotsgesetzes ausdrücklich unversetzbar werden. 
gesagt (liest) : Noch eine weitere Frage ist aufgeworfen 

"Die Mitglieder der Obersten Registrierungs- worden, sie betrifft die Geltungsdauer . Man 
kommission sind in Ausübung dieses Amtes hat es als nicht ganz verständlich erachtet, 
unabhängig und selbständig, unabsetzbar und warum dieses Gesetz, das ja von vornherein 
unversetzbar. " nur als ein Instrument zur Abwicklung der 

Damit ist nunmehr auch dem Erkenntnis restierenden Beschwerdefälle gedacht ist -

des Verfassungsgerichtshofes Rechnung ge- an neuen Fällen wird sich ja nicht mehr viel 

tragen, denn wir haben es hier jetzt gewisser- ergeben -, nicht befristet ist. Wir nehmen 

maßen mit einem Sonderverwaltungsgericht jedoch an, daß sich die Befristung von vorn­

zu tun, dessen Erkenntnisse nicht mehr der herein aus dem Aufgabenkreis ergibt, denn 

Verwaltungsgerichtshofbeschwerde unter- wir werden es, da es sich bei den Fragen der 

liegen, so daß dadurch eine Entlastung des Registrierung nur mehr um Restbestände 

Verwaltungsgerichtshofes herbeigeführt wird. handelt, hoffentlich bald erleben, daß wir 
nach Abzug der Besatzungsmächte über die 

Im weiteren wird hier im Gesetz noch das Probleme der Nationalsozialistengesetzgebung 
Verhältnis der nunmehr eingerichteten Behörde in einem freien Österreich, in einem freien 
zu den Entscheidungen der unteren Instanz Staat frei und nach eigenen Entschlüssen 
geregelt, vor allem also der Lalldeshaupt- wieder ellt�cheiden können. 
männer ; in Wien tritt dem Landeshauptmann Ich bitte das Hohe Haus im Namen des 
noch eine Einspruchskommission zur Seite. Ausschusses für Verfassungs- und Rechts-

Ferner wird eine Abänderung des § 9 des angelegenheiten, diesem Gesetzesbeschluß des 
Verbotsgesetzes vmgenommen, und zwar Nationalrates die Zustimmung zu erteilen. 
dahingehend, daß die Vorschriften über die Gegen den Gesetzesbescliluß wird kein Ein­
Anlegung und Auflegung der Listen, das hiebei spruch erhoben. 
einzuhaltende Verfahren sowie über das 
Rechtsmittelverfahren und über das Verfahren Der 19. Punkt der Tagesordnung ist der 
vor der Obersten Registrierungskommission, Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
ferner über die Voraussetzungen, unter denen 14. Juli 1949 , betreffend Abänderung des 
die Beschwerde an die Oberste Registrierungs- Urheberrechtsgesetzes. 
kommission zulässig ist, durch eine Verordnung, 
die der Zustimmung des Hauptau8schusses des Berichterstatter Dr. Lugmayer : Hoher 

Bundesrat ! Es handelt sich hier um eine auf Nationalrates bedarf, getroffen werden sollen. 
den ersten Blick ziemlich belanglose Angelegen-

Im Artjkcl II sind die Übergangsbestim- heit. Es ist Ihnen bekannt, daß durch das 
mUllgen enthalten. . Urheberrechtsgesetz die Verwertung von 

Es ist gestern im Ausschuß für Verfassungs- Werken der Musikautoren weitgehend ge­
und Rechtsangelegenheiten auch die Frage schützt ist. 'Venn jemand bei irgendeiner 
gestreift worden, inwieweit bei Mitgliedern Veranstaltung ein Musikstück vorträgt (singt, 

. der Obersten Registrierungskommission, die spielt), werden die Veranstalter im Sinne des 
dieses Amt nehenberuflich ausüben, die Un- Urheberrechtsgesetzes abgabepflichtig. Es 
versetzbarkeit gegeben ist. Es ist im Motiven- gibt dabei einige Erleichterungen, die der § 53 
bericht, beziehungsweise im Bericht des Haupt- dieses Urheberrechtsgesetzes umschreibt, die 
ausschusses kla.r ausgedrückt, daß diese jene Unternehmen gesellschaftlicher Art 
Personen hinsichtlich ihres Amtes in der genießen, die nicht auf Reingewinn berechIle� 
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sind. Doch ist der Kreis dieser Ausnahmen 1 13 .  Juli 1923, Deutsches R. G. BI. I S. 723 
so eng gezogen, daß sie nicht mehr in Frage ' (G. BI. f. d. L. Ö. Nr. 43/1938), für die Vieh· 
kommen, wenn irgendeine solche Veranstaltung zählungen das Viehzählungsgesetz vom 
auch nur in einem gewissen Kontakt mit einer 31. Oktober 1938, Deutsches R. G. BI. I 
Erwerbsunternehmung steht. S. 1532 (G. BI. f. d. L. Ö. Nr. 557/1938).  

Das wirkt sich besonders unangenehm aus, Verstöße gegen diese Vorschriften sind nach 
wenn in kleineren Gemeinden - in solchen § 3 des Strafanwendungsgesetzes vom29. August 
unter 2500 Einwohnern, wie es in diesem 1945, St. G. BI. Nr. 148, ausschließlich von 
Gesetzesantrag ausdrücklich heißt -, die den Gerichten zu ahnden. In beiden Fällen 
keine entsprechenden Lokalitäten haben, ergeben sich · dadurch für die Bevöl1,c.erung 
solche kleine Veranstaltungen, die das Gesetz vielfach ganz unverständliche Härten. So 
unter dem Titel "volkstümliches Brauchtum" ist zum Beispiel für die bloße Verschweigung 
zusammenfaßt, durchgeführt werden sollen, eines Tieres eine gerichtliche Strafe zu ver­
so daß die Veranstalter gezwungen sind, hängen, während bei der Nichtablieferung 
diese Vorführungen im Gasthause abzuhalten, eines solchen die Bestrafung durch die Ver­
wodurch sie abgabepflichtig werden. Bei diesen waltungsbehörde erfolgt. 
Veranstaltungen - nennen wir ein konkretes Zu den einzelnen Bestimmungen des Ge-
Beispiel, den Kirchtag oderkleine Vereinsfeste- setzesentwurfes ist zu bemerken : 
handelt es sich um Ereignisse, die tatsächlich Zu § 1 : Diese Bestimmungen entsprechen 
nicht im entferntesten den Rechten der dem bisher geübten Vorgange. 
Autoren auf Schutz irgendwie Abbruch tun Zu § 2 : Die Bestimmungen decken sich mit 
könnten. Die Veranstalter haben in der den bisherigen Viehzählungsbestimmungen. 
Regel auch gar nicht die Möglichkeit zu er- Zu § 3 : Nach den analogen Bestimmungen 
fahren, ob das betreffende Musikstück, der eine des Viehzählungsgesetzes durften die ge· 
oder andere Walzer, geschützt ist oder nicht, machten Feststellungen nur zu statistischen 
ob die Schutzfrist abgelaufen ist oder nicht. und volkswirtschaftlichen Zwecken verwendet 

werden. Abweichend davon erfolgte schon Um nun eine unliebsame Behinderung des b kulturellen Lebens in den kleinen Siedlunaen isher eine Verwertung der gemachten Fest-
e> stellungen für Ablieferungszw€ckc. Dies soll hintanzuhalten, wurde im Nationalrat ein 

Initiativantrag eingebracht, der solche Ver- nunmehr eine gesetzliche Verankerung finden. 
anstaltungen von der · Abgabepflicht befreit, Zu § 4 :  Da die Mitwirkung der Gemeinden 
wenn sie in Gemeinden stattfinden, die weniger bei der Durchführung des Gesetzes unent­
als 2500 Einwohner haben, und auch nur dann, behrlich ist, wird ihre Verpflichtung hiezu im 
wenn keine anderen passenden Räume zur Gesetze fest?elegt. . 
Verfügung stehen als solche in Erwerbsunter- Zu § 5 :  DIe Straf bestimmungen eiltsprechen 
ne�mun�en, und auch dann nur, wenn der I' den�ins�hläg�gen Bewlr�sohaftungsvorsch�iften, 
ReingewIlln der Veranstalter nieht dem s� Claß m Hmkunft dIe blo�e Versc�weI�ung 
Erwerbsunternehmen zufließt

' mcht strenger zu betrafen 1st als dIe NICht-
. . . . ablieferung. In Zukunft sollen demnach Das 1st eme bedeutende ErleIChterung für " tli h V t "ß h d" d Z"hl die kulturellen Bestrebungen in . den kleinen sam c e era 0 e, aue" 1e er a organe, 

S' dl d . h h b d A ft . von den Verwaltungsbehorden bestraft werden. le ungen, tm lC a e en u rag, 1m Nach Abs. (2) werden auch die vor dem Namen des vorberatenden Ausschusses Ihnen W· k k 't b . d' G ·  t b fi hl d G k . Ir sam eI S egmn leses ese zes egangenell zu emp e en, gegen as esetz eI n e n  V t "ß h d' b t fi . 
E . ers 0 e nac lesern zu es ra en sein. I n s p r u c h  zu erheben. Z § 6 D V' h " hl t II u : as le za ungsgese z so aus-

Der Antrag des Berichterstatters wird ange· drücklieh aufgehoben werden. Eine Auf-
nommen. hebung der Verordnung über die Auskunfts-

E 1: I t d 20 P kt d T d pflicht würde über den Rahmen des vor-s .lO g er . un er agesor nung: r d B d t h' h D Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom legen cn u� esgese zes. Inausge en. a 
14. Juli f949 betreffend die Durchführ n.�ch den Bestimmungen dieses Bunde�ge8etzes , � fur Bodenbenutzungserhebungen dIe Ver-
von Bodenbenutzungserhebungen und Vleh- d .. b d' A k ft fl' ht k '  A 
zählun n 

or nung u er le us un sp IC eme n-
ge . wendung mehr finden wird, sind auch deren 

Berichterstatter Eichinger : Hohes Haus ! Strafbestimmungen - soweit es sich um 
Zu den vom Bundeskanzleramt im Einver- Bodenbenutzungserhebungen handelt - hin­
nehmen mit dem Bundesministerium für Land- fällig g�worden. 
und Forstwirtschaft festgesetzten Terminen Zu § 7 :  Mit Rücksioht auf das in Aussicht 
finden Bodenbenutzungserhebungen und Vieh- genommene statistische Gesetz stellt das vor· 
zählungen statt. Die gesetzliche Grundlage liegende Gesetz nur eine überga.ngsmaßnahme 
für die Bodenbenutzungserhebungen bildet die dar und soll daher nur befristet bis 3 1 .  De­
Verordnung über die Auskunftspfiicht vom zember 1950 gelten. 
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Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist 
das Bundeskanzleramt im Ein vernehmen mit 
dem Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft betraut. 

Der 
.
Ausschuß für wirtschaftliche Ange­

legenheIten hat sich mit dieser Gesetzes­
vorlage eingehend beschäftigt und mich beauf­
tragt, dem Hohen Bundesrat vorzuschlagen, 
dem Gesetz die Zustimmung nicht zu ver­
weigern. 

De?" Bundesrat erhebt gegen den Gesetzes­
beschl-uß des Nationalrates k e i n e n  Einspruch. 

Der 21. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom I�: Juli 1949 über die Berechtigung zur 
Fuhrung der Standesbezeichnung "Ingenieur" 
durch Absolventen höherer land- und forst­
wirtschaftlicher Lehranstalten. 

Berichterstatter Di. Schöpf: Hoher Bundes­
rat ! Aus dem Gesetz, das im vorigen Jahr 
beschlossen worden ist und womit die Standes­
bezeichnung "Ingenieur" den Absolventen 
der gewerblichen und technischen höheren 
Lehranstalten < zugebilligt wurde, ist eine 
Gattung von Anstalten ausgenommen ge­
blieben, nämlich die land- und forstwirt­
schaftlichen höheren Lehranstalten. Auch 
diese haben sich nun zu Wort gemeldet, 
und der vorliegende Gesetzentwurf soll llun 
auch den Absolventen dieser Anstalten die 
Berufsbezeichnung "Ingenieur" zubilligen. 
Damit ist nicht nur ein verhältnismäßig 
selbstverständlicher Akt gesetzt, der die im 
letzten Jahr begonnene Reihe fortsetzt, sondern 
es soll damit auch ein Zustand wiederher­
gestellt werden, der von der nationalsozialisti­
schen Regierung ausgemerzt wurde. Es gab 
ja bereits bis 1 939 eine gesetzliche Regelung, 
wonach den Absolventen derartiger Lehr­
anstalten die Führung des Berufstitels 
"Ingenieur" gestattet war. Es ist also auch 
hier ein Akt der Wiederherstellung ehe­
maliger geordneter Verhältnisse, wenn wir 
dieses Gesetz nun zum Beschluß erheben . 

Vie gesetzliche Regelung kommt zwei 
Gruppen von Personen zugute. Einmal sind 
es die von nun ab absolvierenden Besucher 
derartiger Lehranstalten ; das ist ein selbst­
verständlicher Vorgang bei der Erwerbung 
dieses Berufstitels. Aber auch jene Personen, 
die in der Zeit von 1938 bis heute diese Lehr­
anstalten absolviert haben, bekommen nach­
träglich die Möglichkeit eingeräumt, diesen 
Titel zu beanspruchen. Sie haben sich freilich 
wegen Verleihung dieses Titels beim Bundes­
ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
zu bewerben, das die Voraussetzungen, deren 
Vorhandensein der Bewerber nachzuweisen 
hat, prüft. Als solche sind im Gesetz aufO'e­
zählt : österreichische Staatsbürgerschaft, uube-

scholtener Lebenswandel, abgelegte Reife­
prüfung an einer derartigen Lehranstalt, 
praktische Bstätigung. Die Vollziehung des 
Gesetzes ist dem Bundesministerium für Land­
und Forstwirtschaft anvertraut. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Ange­
legenheiten hat sich in seiner gestrigen 
Sitzung mit dieser Vorlage beschäftigt und 
stellt durch mich den A n t r a g, der Hohe 
Bundesrat möge gegen sie keinen Einspruch 
erheben. 

De·r Antrag wird angenommen. 

Der 22. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
14. Juli 1949, betreffend einige Bestimmungen 
über die Sozialversicherung der Bediensteten 
der dem öffentlichen Verkehr dienenden Eisen­
bahnen. 

Berichterstatter Populorum : Hoher Bundes­
rat ! Der vorliegende Gesetzentwurf regelt 
sozialversicherungsrechtliche Angelegenheiten 
der Bediensteten der dem öffentlichen Ver­
kehr dienenden Eisenbahnen. Die Besonderheit 
des Dienstes des Eisenbahners ließ es not­
wendig erscheinen, schon zur Zeit der 
ersten Entwicklung der Sozialgesetzgebung 
besondere ' Sozialversicherungseinrichtungen 
zu schaffen. So wurde schon im Jahre 
1889 außerhalb der allgemeinen Unfall­
versicherung eine eigene berufsgenossen­
schaftliche Unfallversicherung für die Eisen­
bahner geschaffen, die den besonderen Eigen­
heiten des Eisenbahnbetriebes angepaßt 
wOI'den ist. Die Einrichtungen für die Sozial­
versicherung der Eisenbahner haben sich für 
die Bediensteten selbst wie auch für die Eisen­
bahnunternehmungen zufriedenstellend aus­
gewirkt. 

Mit der Besetzung Österreichs im Jahre 1 938 
und der damit verbundenen Einführung der 
reichsdeutschen Sozialversicherung sind am 
1 .  Jänner 1939 auch in der gesamten die 
Eisenbahner betreffenden Sozialversicherung 
tiefgreifende Änderungen eingetreten, die nicht 
allein auf dem Gebiete der Unfallversicherung 
eine Aufspaltung der Organisation zur Folge 

hatten, sondern auch auf dem Gebiete der 
Krankenversicherung eine Dreiteilung ge­
schaffen haben, so daß allein für die Reichs­
bahnbediensteten drei Institute der Kranken­
versicherung errichtet wurden, die unab­
hängig voneinander ihre Tätigkeit ausgeübt 
haben. 

Es erscheint daher geboten, auch auf 
diesem Gebiete des sozialen Rechtes wiederum 
Ordnung zu schaffen und das österreichische 
Sozialversicherungsrecht zur Geltung zu 
bringen. Diesem Zweck dient die zn be­
handelnde Gesetzesvorlage. 
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Ihr § 1 bestimmt, daß für die festange­
stellten Bediensteten der Bundesbahnen sowie 
für deren Ruhe- und Versorgungsgenuß­
empfänger bezüglich der Krankenversicherung 
wieder jene Regelung gelten soll, die jeweils 
für die pragmatisierten BUlldesbeamten er­
lassen wird. Damit ist die Analogie mit der 
Krankenversicherung der pragmath5ierten 
Bundesbediensteten, wie sie vor dem Jahre 1938 
bestanden hat, wiederum hergestellt. 

Im § 2 wird festgehalten, daß die Ver­
sicherungsanstalt der österreichischen Eisen­
bahnen den Träger der Sozialversicherung für 
die Eisenbahnbediensteten darstellt. Für die 
Sonderversicherung ist nach § 2, Abs. (2), 
der Vorlage eine getrennte Aufstellung der 
Betriebsrechnung und der statistischen Nach­
weisungen vorgeschrieben. Die Vermögens­
nachweisung ist jedoch einheitlich zu führen, 
damit eine Einheitlichkeit in der gesamten 
finanziellen Gebarung gewährleistet ist. 

Im § 3 wird das schiedsgerichtliche Ver­
fahren, das bereits für die Unfall- und Invaliden­
versicherung normiert ist, auch für die 
Krankenversicherung in neuer Form vorge­
schrieben. 

Der § 4 regelt die Frage des gesetzlichen 
Unfallversicherungsschutzes für die Eisen­
bahnbediensteten, in dem der alte österreichi­
sche Rechtsgedanke wieder zur Geltung 
kommt. Mit der Einführung der reichs­
rechtlichen Bestimmungen war eine wesent­
liche Verschlechterung eingetreten, da die 
reichsdeutsche Regelung den festangestellten 
Bediensteten den Schutz der gesetzlichen 
Unfallversicherung entzog und an seine Stelle 
nach dem deutschen Beamtengesetz die so­
genannte Unfallfürsorge einführte, die die 
Bediensteten wie die Ruheständler um die 
Vort,eile der seinerzeitigen österreichischen 
Gesetze brachte. Dies ist vielleicht das Kern­
stück der ganzen Gesetzesvorlage, wona.ch 
ein Unrecht, das den Eisenbahnern durch die 
reichsrechtlichen Bestimmungen zugefügt 
wurde, nun wiederum beseitigt wird. 

Nach § 5 bleiben die im § 1 bezeichneten 
Beamten der Österreichischen Bundesbahnen 
in der Invaliden- und in der Angestellten­
versicherung versicherungsfrei - eine Sache, 
die selbstverständlich erscheint, um eine 
Doppelgeleisigkeit zu vermeiden . 

Der § 7 bezweckt, in den derzeit unklaren 
Verhältnissen bezüglich der Grundlage der 
Beitragsleistung zur Krankenversicherung für 
die seit dem Jahre 1945 abgelaufene Zeit 
Ordnung zu schaffen, und gibt der bis zur 
Geltung dieses Gesetzes von der Versicherungs­
anstalt der östeITeichischen Eisenbahnen durch­
geführten Beitragseinhebung die nachträgliche 
gesetzliche Genehmigung. Damit ist alles bis 
zu diesem Zeitpunkt abgeschrieben. 

§ 8 bestimmt schließlich, daß die zusätz­
liche Invalidenversicherung, die in Fort­
setzung der bezüglichen Tätigkeit der seiner­
zeitigen Reichsbahnversicherungsanstalt mit 
Zustimmung der in Frage kommenden Stellen 
ab 1945 von der Versicherungsanstalt der 
österreichischen Eisenbahnen durchgeführt 
wurde, auch weiterhin im bisherigen Sinn 
zugunsten der Lohnbediensteten der Bundes­
bahnen ausgeübt werden kann. 

Die §§ 9 und 10 enthalten die üblichen 
Bestimmungen über den Wirksamkeitsbeginn 
und den Vollzug des Gesetzes. 

Ich darf zum Schluß der Befriedigung · 
darüber Ausdruck geben, daß nun einer 80 
großen und wesentlichen Berufsgruppe ein 
Gesetz gegeben wird, das ein altes Unrecht 
gutmacht und die Eisenbahner wieder in die 
Lage versetzt, von den altösterreichischen 
Bestimmungen des Sozialrechtes Gebrauch 
zu machen. 

Dar Ausschuß für wirtschaftliche Ange­
legenheiten hat sich in seiner gestrigen Sitzung 
mit dieser Vorlage beschäftigt und empfiehlt 
Ihnen, gegen diesen Gesetzbeschluß des 
Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Bundesrat Schaidreiter : Hoher Bundesrat ! 
So begrüßenswert das vorliegende Gesetz für 
jene, die durch dieses Gesetz erfaßt werden, 
dadurch ist, daß sowohl der Personenkreis, 
der in den Rahmen dieser Versicherung fällt, 
klar umschrieben ist, als auch die rechtlichen 
Voraussetzungen jetzt gesetzlich festgelegt 
werden, BO hat es doch einen etwas unan­
genehmen · Schönheitsfehler. Der § 7 besagt 
nämlich, daß Handlungen, die nicht ordnungs­
mäßig erfolgten, nun die gesetzliche Sanktio­
nierung und sogar Rückwirkung erhalten . 

Wir wissen, daß der Höchstsatz für die 
Beitragsldstung zur Krankenversicherung 
780 S betragen hat. Von diesem Betrag war 
der Krankenversicherungsbeitrag zu leisten. 
Die Versicherungsanstalt der österreichischen 
Eisenbahnen hat sich aber um diese Be­
stimmung wenig gekümmert und hat die 
Beiträge einfach von dem Bruttoeinkommen 
des Bediensteten berechnet und eingehoben. 
Nun sind den maßgebenden Kreisen scheinbar 
doch Bedenken und Zweifel aufgetaucht -
so kann man wenigstens in den Erläuterungen 
zu § 7 feststellen -, Bedenken und Zweifel, 
ob hier nicht doch einmal irgendwalehe 
Unannehmlichkeiten entstehen könnten, die 
vielleicht unter Umständen sogar geriohtliche 
Austragungen auslösen .könnten. Um dieser 
Eventualität auszuweichen, ist man nun dazu 
übergegangen, diese eigentlich illegale über­
mäßige Beitragseinhebung durch das Gesetz 
zu sanktionieren. Das ist der Schönheitsfehler, 
der in diesem Gesetz aufscheint. 
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Ich bin gewiß nicht daran interessiert und 
fühle mich auch nicht dazu berufen, für jene 
das Wort zu sprechen, die ein höheres Ein­
kommen als 780 S bezogen haben . Aber ich 
möchte schon darauf hinweisen, daß dieser 
Kreis nach dem vorliegenden Geset� nicht 
nur keine Rückzahlung von ]\!fehrleistungen 
fordern kann, sondern daß sogar eventuell 
durch . die Versicherungsanstalt . rückgezahlte 
Beträge von den Empfängern wieder zurück­
zuzahlen sind. Das ist eine ganz eigentümliche 
Bestimmung . In der Regel ist es so, daß die 
Einzahler, wenn die Versicherungsanstalt zur 
Erkenntnis gekommen ist, daß unberechtigt 
Beiträge eingehoben wurden, diese wieder 
rückvergütet erhalten, zumindest aber, daß 
dann keine Rückforderungen mehr erfolgen. 

Warum erfolgte nun diese Belastung der 
Versicherten � Um eben die hohen Ausgaben 
dieser Versicherungsanstalt befriedigen zu 
können. Soweit ich unterrichtet bin, soll es 
sich um einen . Betrag von drei Millionen 
Schilling handeln. Das ist bestimmt kein 
Pappenstiel ! Ich bin mir bewußt, daß die 
Versicherungsanstalt hohe Leistungen an die 
Versicherten zu erfüllen hat, ich weiß aber 
leider auch, daß der Verwaltungsapparat wohl 
etwas übermäßig aufgebläht ist. Wozu 
brauchen wir heute drei Direktoren, wenn es 
früher, als die Bundesbahnen die Bundesbahn­
versicherung selbst in der Hand hatten, mit 
einem Dezernenten getan war 1 Es ist begreif­
lich, daß jede DirektorsteIle ihren eigenen 
großen Apparat erfordert, und das verteuert 
natürlich den Verwaltungsapparat außer­
ordentlich. Ich würde nichts sagen, wenn 
man die Gewißheit hätte, daß diese Mehrbeträge 
für die Betreuung der Versicherten verwendet 
werden. Dann wäre wenigstens noch eine 
Begründung für die Verankerung im Gesetz 
gegeben. Wir haben aber keine Gewähr dafür, 
daß nicht die Verwaltung zumindest einen 
ziemlichen Prozentsatz dieser Mehreinnahmen 
verschlingt. 

Deshalb glaube ich auch als Mitbetroffener 
das Recht zu haben, die bescheidene Forderung 
zu erheben , daß sich auch die Versicherungs­
anstalt einer ökonomischen Verwaltung be­
fleißigen möge, damit wir Eisenbahnbedienste­
ten wenigstens vor dem einen gefeit sind, 
daß die Rechte, die wir bisher durch die 
Versicherung der Bundesbahnen hatten, nicht 
geschmälert werden, sondern daß die Kranken­
versicherungsanstalt, insbesondere was die 
Heilverfahren usw. anbelangt, eine weitere 
Ausgestaltung erfahren möge. Dann ist 
wenigstens zu einem gewissen Teil eine Be­
gl'ündung für diesen § 7 des Gesetzes gegeben , 
der sich allerdings, wie . gesagt, in der Praxis 
unangenehm auswirkt. (Starker Beifall bei der 
Ö VP.j 

Berichterstatter Populorum (Schlußwort) : 
Wenn der Herr Bundesrat S c h ai d r e i t e r  in 
der Debatte auf die Erschwernisse, die durch 
den § 7 entstehen,_ verwiesen hat, dann ni�chte 
ich feststellen, daß man, wenn man die Vorteile 
der Angleichung an die Rechte der Bundes­
bediensteten und deren Krankenversicherungs­
anstalt in Anspruch nimmt, natürlich 3:uch 
die ganz geringfügigen Nachteile, die sich in 
Einzelfällen ergeben mögen, in Kauf nehmen 
muß. Das betrifft allerdings nur einen ganz 
kleinen Teil, der ja bisher tatsächlich nach 
seinem Einkommen zu niedrige Beiträge ge­
leistet hat. Durch die Anlehnung an die 
gesetzliche Regelung für die Bundesbedienste­
ten ergibt sich nun diese Angleichung der 
Beträge.  

In diesem Zusammenhang hat der Herr Vor­
redner vermeint, darauf verweisen zu müssen, 
daß der Aufwand in der am 1 .  Jänner 1948 
gegründeten Versicherungsanstalt der öster­
reichischen Eisenbahnen zu groß ist und sich 
diese Anstalt deshalb dieser Einnahmen, die 
hier im § 7 in rückläufiger Form aufsQheinen, 
begeben muß. Das ist eine solche Bagatelle, 
daß sie überhaupt nicht in Erwägung gezogen 
werden kann. (Bundesrat Jochberger:  Das ist 
keine Bagatelle, es sind immerhin insgesamt 
drei Millionen !) Es muß in diesem Zusammen­
hang festgestellt werden , daß der Aufwand 
der Versicherungsanstalt den allgemeinen Ver­
hältnissen entsprechend bescheiden ist und 
ü bel' das - unumgänglich notwendige Maß 
zweifel10s nicht hinausgeht. Sie haben ja selbst 
Gelegenheit , in die Gesohäftsführung dieser An­
stalt Einsicht zu nehmen . Die Anstalt unterliegt 
übrigens auch der Aufsicht des Rechnungshofes 
(Bundesrat Jochberge r : Da muß ich lachen !) , 
und dieser hat noch keine Veranlassung gehabt, 
ihre Gebarung zu beanständen. 

Wir haben in der Anstalt auch nicht drei 
Direktoren, sondern nur einen Direktor. Wenn 
die Anstalt in drei Sektoren gegliedert ist, 
so bedingt das der Umfang des Aufgaben­
kreises, denn wir haben hier eine Unfall­
versicherung, eine Invalidenversicherung und 
eine Krankenversicherung für 80.000 Aktive 
und beinahe ebenso viele Ruheständler zu 
betreuen. (Fortgesetze Zwischenrufe des Bundes­
rates Jochberger. - Gegenrufe des Bundes­
rates Freu,nd. - Der V o r s i t z e n d e  gibt das 
Glockenzeichen.) Jedem dieser drei Sektoren 
steht ein verantwortlicher Beamter vor. Wenn 
Sie nun den zu den Direktoren rechnen, so 
hat das natürlich mit der Feststellung, daß 
es in der Versicherungsanstalt nur einen 
Direktor gibt, nichts zu tun. 

Diese Versicherungsanstalt hat gerade im 
letzten Jahre auf dem Gebiete der erweiterten 
Heilbehandlung ungeheuer viel geleistet und 
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" 
hat hier Beträge ausgegeben, die, freilich im 
Interesse der Bediensteten, die finanzielle 
Kraft der Anstalt bis aufs äußerste angespannt 
haben. Der Kollege S c h a i d r e i t e r  weiß 
selbst, daß wir gerade im letzten Jahr in allen 
größeren Städten, wo wir über große Dienst­
stellen verfügen, eine Reihe von Institutionen, 
wie Zahnambulatorien , Elektro-Therapie und 
so weiter eingerichtet haben, daß wir weiter 
eine Reihe von Heilanstalten unterhalten, die 
der Wiedererlangung der Gesundheit unserer 
-Bediensteten dienen, daß alle diese Ein­
richtungen eben im Zuge der Zeit unerläßlich 
sind, darüber hinaus aber natürlich auch Geld 
kosten. Alle diese Einrichtungen waren gerade 
mit Rücksicht darauf, daß die Eisenbahner­
schaft während der letzten Jahre so schwere 
Aufgaben im Dienste zu erfüllen hatte, not­
wendig und mußten daher gemacht werden. 

Ich glaube also, daß wir die Einwände, 
die hier hinsichtlich eines angeblich nicht 
gerechtfertigten Aufwandes durch die Ver­
sicherungsanstalt gemacht worden sind, ruhig 
der Überprüfung durch den Rechnungshof 
überantworten können, und ich bin überzeugt., 
daß diese Überprüfung nur aufzeigen wird, 
mit welchen Schwierigkeiten diese und jede 
Versicherungsanstalt heute in der Erfüllung 
ihrer gesetzlichen Aufgaben zu kämpfen hat. 

Ich bitte Sie also, dem Antrag des Aus­
schusses für wirtschaftliche Angelegenheiten 
die Zustimmung zu geben. 

Gegen den Gesetzbeschluß des Nationalrates 
wird kein Eins pruch erhoben. 

Der 23. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
14. Juli 1949, betreffend das knappschaftIiche 

• Zusatzrentengesetz. 

großen und ganzen gleichgestellt . Um nun 
für die Kategorien von Arbeitern und Ange­
stellten, die im Bergbau tätig sind, jenen 
Vorsprung weiter beizubehalten, der eben durch 
die höheren Risken gerechtfertigt ist, wurde 
nun dieses Gesetz vorgelegt. Die Bergarbeiter­
schaft wird dieses Gesetz begrüßen und darin 
eine Anerkennung ihrer Leistungen für den 
Staat und für das Volk erblicken.. 

Bei der Behandlun.g der Regierungsvorlage 
durch den Natiol1ah�atsausschuß für soziale 
Verwaltung hat die Regierungsvorlage eine 
Abänderung dergestalt erfahren, daß der § 3 
der Regierungsvorlage gestrichen wurde und 
die seinerzeitigen §§ 4 und 5 nunmehr §§ 3 
und 4 wurden. 

Das Gesetz sieht in seinen ersten zwei 
Paragraphen. vor, daß jene Rentenleistullgen, 
die bei der knappschaftlichen Vollrente 212 S, 
bei der 'Witwenrente 125·80 S und bei der 
Waisenrente 1 06 S monatlich nicht übersteigen, 
eine Zusatzrente erhalten sollen, die im ersten 
Falle 31 ·80 S, für die 'Witwen 18·60 S und 
für die Waisen 15·90 S beträgt. Soweit der 
Gesamtbezug der Rente (ohne Kinderzuschuß) 
mit der Zusatzrento die genannten Beträge 
übersteigt, wird sie um den übersteigenden 
Betrag, höchstens j edoch auf die Hälfte 
gekürzt. Wenn aber der Gesamtbetrag bei der 
knappschaftlichen Vollrente 397·50 S, bei der 
Witwenvollrente 198·70 S und bei der Waisen­
rente 159 S übersteigt, wird die Zusatzrente 
um den vollen übersteigenden Betrag gekürzt. 
Schließlich bestimmt § 2 ,  Abs. (2), daß auf 
die Zusatzrenten weitere Erhöhungen der 
Sozialleistungen, die für die Zeit nach dem 
3 1 .  Mai 1949 gesetzlich beschlossen werden, 
voll anzurechnen sind. 

Der § 3 regelt die Bedeckung des 
.
M

1
ehr­

aufwandes. Danach ist gemäß dem Sozia ver­
Berichterstatter Scheibengraf : Hohes Ha·ns ! sicherungs-Überleitungsgesetz der Mehrauf­

Der vorliegende Gesetzesbeschluß des National- wand von 2'4 Millionen Schilling zu drei Viertel 
rates bringt eine Erhöhung der Rentenleistung aus der erhöhten Beitragsleistung zu decken, 
aus der kllappschaftlichen Rentenversicherung während zu einem Viertel die Bedeckung durch 
in Form von Zusatzrenten. Durch die Neu- den Bund zu erfolgen hat. 
regelung der allgemeinen Invalidenversicherung 

§ 4 setzt das Inkrafttreten dieses Bundes­hat die Rentenversorgung der gewerblichen 
Arbeiter jene höhere Leistungskraft der knapp- gesetzes mit 1 .  Juli 1949 fest und betraut mit 

der Vollziehung das Bundesministerium für schaftlichen Rentenversicherun,g erreicht, die 
bisher für die Bergarbeiter bestand. Die soziale Verwaltung. 

seinerzeitige höhere Leistung dieser Ver- Im Namen des wirtschaftlichen Ausschusses 
sicherung war dadurch gerechtfertigt, daß die b ea n t r a g e  ich, gegen diesen Gesetzesbeschluß 
Angehörigen dieses Berufszweiges bei der Aus- des Nationalrates k e i n e n  E i n s p r u c h  zu 
übung ihres Berufes besonderen Gefahren, erheben. 
besonderen gesundheit.lichen Schädigungen Der Antrag des Berichte1'statte1'8 Wi1'd 
ausgesetzt sind. Aus diesem Grund war schon 

I angenommen. 
seinerzeit eine entsprechende Regelung der 
knappschaftlichen Rentenversicherung not- Der 24. Punkt der Tagesordnung ist . der 
wendig. Wie bereits erwähnt, hat nun die I Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
erfreuliche ,Erhöhung der allgemeinen Renten- I 14. Juli 1949, betreffend das 2. Notarver­
versicherung diese Versicherungszweige im I sicherungs-Anpassungsgesetz. 
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Berichterstatter Dr. Hiermann : Hohes Haus ! 
Der vorliegende Gesetzesbeschluß des National­
rates bringt eine Angleichung der Leistungen 
der Notarversicherung auf Grund des neuen 
Lohn- und Preisübereinkommens. Die Haupt­
versammlung der Versicherungsanstalt des 
österreichischen Notariats hat vor nicht allzu 
langer Zeit im Zusammenhang mit dem 
dritten Lohn- und Preisübereinkommel1 den 
Beschluß gefaßt, eine Aufwertung der 
Leistungen um weitere 25 Prozent vorzu­
nehmen, so daß praktisch gegenüber dem 
1 .  Jänner 1948 . eine Verdoppelung der 
Leistungen stattfindet. Der vorliegende 
Gesetzesbeschluß führt das im § 2 an den 
Unterscheidungen hinsichtlich des Zeitpunktes 
des Versicherungsfalles vor dem 1 .  Jänner 1 948 
und nachher aus. Dasselbe wie in der Invaliden­
versicherung gilt für die Pellsionsversicherung, 
bei der gleichfalls eine Erhöhung des Grund­
betrages um 1 00 Prozent und des ent­
sprechenden Anteils des Steigerungsbetrages 
vorgesehen ist. Im weiteren werden alle festen 
Beträge, die im Notarversicherungsgesetz vor­
gesehen sind, auf das Zweifache hinaufgesetzt. 

Hinsichtlich der Boitragsleistungen braucht 
in diesem Zusammenhang nichts verfügt zu 
werden, weil man der Ansicht ist, daß der 
Mehraufwand von rund 200.000 S, der sich 
aus den Bestimmungen dieses Gesetzes el'gibt, 
aus d�n bisherigen Eingängen, beziehungsweise 
aus der Steigerung des N otariatstarifos ge­
sichert erscheint . 

Namens des zuständigen Ausschusses 
b e a n t r a g o  ich ,  dem Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates zuzustimmen. 

erweitert · worden, die zwar in Österreich 
geboren oder hier lange vor dem Jahre 1 938 
gewohnt haben, aber aus den verschiedensten 
Gründen die österreichische Staatsbürgerschaft 
nicht besessen haben. Das Gesetz sieht 
vor, daß alle Kriegsopfer, die vor dem 13.  März 
1938 durch längere Zeit in Österreich gewohnt 
haben oder nach diesem Datum geboren 
wurden, auf Grund dieses Gesetzes anspruchs­
berechtigt sind, und zwar auch dann, wenn 
sie bei Erhalt der österreichischen Staats­
bürgerschaft nach dem Jahre 1 945 eine 
Verzichtserklärung auf vermögensrechtlicheAn­
sprüche gegenüber dem Staate Österreich 
abgegeben haben. 

Der Vel'sorgungsanspruch der Kriegs be­
schädigten umfaßt zunächst die Beschädigten­
rente, die es auch SChOll vorher gegeben hat ; 
neu ist aber, daß sich die Beschädigtenrente 
in eine Grundrente und eine Zusatzrente 
aufteilt. Hinzu kommt der Anspruch auf 
Berufsausbildung, vor allem aber der Anspruch 
auf Heilfürsorge, auf Körperersatzteile und 
orthopädische Behelfe. Für die Hinter­
bliebenen sieht das Gesetz die Hinterbliebenen­
rente, das Sterbegeld und die Gebührnisse 
für das Sterbevierteljahr vor. Das Gesetz 
sichert allen nach seinen Bestimmungen als 
Kriegsopfer anerkannten Personen den An­
spruch auf eine Rente. Es war bei der Aus­
arbeitung des Gesetzes und auch schon vorher 
oft der Gedanke aufgekommen, den weniger 
als 50 Prozent Beschädigten die Rente über­
haupt nicht zu geben. Nach dem vorliegendeu 
Gesetzesbeschluß erhält jeder Kriegsbeschädigte 
auf jeden Fall eine Rente, wenn seine Er­
werbsfähigkeit um mindestens 30 Prozent 

Gegen den Geset.zesbeschluß des Nationalrates gemind.ert ist.  
wird k e i n  E i n s pr·u c h  erhoben. '  Die monatliche Grundrente beträgt bei . •  

Der 25. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
14. Juli 1949, betreffend das Kriegsopfer­
versorgungsgesetz. 

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
30 Prozent 20 S, für die 40prozentig Be­
schädigten 25 S, für die 50prozentig Beschä­
digten 70 S, wobei hier auf Antrag je nach den 
sozialen Verhältnissen und wenn der Antrag-

Berichterstatter Millwisch : Hohes Haus ! steIler erwerbsunfähig ist oder wenn er ein 
Das vorliegende Gesetz regelt die Versorgung besonders niederes Einkommen hat, eine Zu­
von zirlm 505.000 österreichischen Kriegs- satzrente von 1 1 0  S gewährt werden kann. 
opfern . Darunter befinden sich über 166 .000 Für die 60prozentig Beschädigten beträgt 
Kriegsbeschädigte, während mehr als 388.000 die Grundrente 90 S und die Zusatzrente 
Meilschen als Hinterbliebene anzusehen sind. 1 10 S, für die 70prozelltig Beschädigten 
Die bisherige Versorgung dieser Kriegsopfer die Grundrente 1 50 S und die Zusatzrente 
seit dem Jahre 1945 erfolgte auf Grund 165 S, für die 80prozentig Beschädigten die 
verschiedener reichsdeutscher Gesetze und Grundrente 1 80 S und die Zusatzrente 165 S. 
einiger österrcichischer Verordnungen und Für die 90prozentig Beschädigten stellt sich 
Gesetze, die nur provisorischen Charakter die Grundrente auf 280 S und die Zusatz­
trugen. rente auf 240 S ;  das gleiche gilt für die 

Das vorliegende Gesetz regelt nun ein- 10Oprozentig Beschädigten. 
heitlich die Versorgung der österreichischen Ist ein Kriegsbeschädigter pflegebedürftig, 
Kriegsopfer. Der Personenkreis, der weiterhin so hat er einen Ansprnch auf eine Pflege­
alle bisher Versorgungsberechtigten umfaßt, ' zulage. Die Höhe der Pflegezulage ist nach 
ist im neuen, Gesetz um alle jene Österreicher : der Schwere des Leidenszustandes und nach 
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dem für die Pflege und Wartung erforderlichen Die geldlichen Verf:>orgungsleistungen, die 
Aufwand abgestnft. Sie beträgt monatlich auf Grund dieses Gesetzes gewährt werden, 
in der Stufe I 165 S, in der Stufe II 205 S, unterliegen nicht der Einkommensteuer. Das 
in der Stufe III 245 S und in der Stufe IV 285 S. Gesetz ermöglicht auch den Kriegshil1ter­
Für Blinde ist eine Blinden- und eine Führer- bliebenen eine Krankenversicherung. Im 
hund zulage vorgesehen. XXII. Abschnitt ist vorgesehen, daß Kriegs-

Jeder Beschädirrte hat Anspruch auf unent- beschädigten oder Fürsorgebedürftigen, wenn 
geltliche Berufs�usbildUlw zur \iVicderac- sie nicht direkt der Begünstigung des Gesetzes 
winnung . oder Erhöhung

O 
sdncr Erwerbs- I teilhaftig werden können und dies für .sie 

fähigkeit. I sichtlich eine Härte bedeut.et, vom SozIal-
Der Beschädigte hat Anspruch auf Hell- m�n�8ter�um im �inver��ehmen m�t dem Fin�nz­

fürsorge bei jeder als Dienstbeschädigung ID1111stermm em HarteausgleIch gewahrt 
anerkannten Gesundheitsstörung. Ist er er- werden kann. 
werbsunfähig, hat er Anspruch'-- auf Heilfür- Für die Durchführung des Gesetzes sind 
sorge bei jeder GesundheitsstörullO'. Das Gesetz in erster Instanz die Landesinvalid0nä�nter, 
gibt jedem Beschädigten ein�n ... L\.nspruch in zw�it�r und le��te� Instanz

. 
die �ch�eds­

auf Versorgung mit Körperersatzteilen und kommIssIOnen zustandlg. In dIesen Schleds­
orthopädischen Behelfen, die zur Wieder- kommissionen sind die Kriegsopfer durch den 
gewinnung oder Erhöhung seiner Erwerbs- ersten Beisitzer vertreten. 
fähigkeit erforderlich sind. In den Schlußbestimmungcn des Gesetzes 

Die Hinterbliebenonversorgung umfaßt zirka ( §  108) ist für die Dauer der durch die wirt­
zwei Drittel des gesamten AufwandE's für die schaftlichen, Nachkriegsverhältnisse bedingten 
Kriegsopferversorgung. Die Hinterbliebenen- Beengtheit unserer Bundesfinanzen vorge­
rente gliedert sich in Elternrente, ·Witwenrente sehen, daß bei einem monatlichen Einkommen 
und "Vaisenrente. Die Witwenrente besteht von mehr als 1500 S oder einem Grund­
aus einer Grundrente und einer Zusatzrente. vermögen oder einem land- und forstwirt­
Die Grundrente beträgt für W-itwen, die schaftlichen Vermögen im Werte von mehr 
erwerbsunfähig sind oder das 55. Lebens- als 40.000 S oder einem Gesamtvermögen 
jahr überschritten haben oder für 2 Kinder von mehr als 80.000 S die Grundrente der 
zu sorgen haben, 1 00 S monatlich, die Zusatz- Beschädigten ruht. Der Anspruch von lVitwen 
rente für diese Witwen beträgt 120 S .  Witwen, auf Leistung der Grundrente ruht so lange, 
die das 45. Lebens,jahr vollendet oder für ein als das fortlaufende monatliche Einkommen 
waisenrentenbcl'cchtigtes Kind zu sorgen mehr als 800 S beträgt oder Grundvermögen 
haben, erhalten eine Grundrente von 60 S oder land- und forstwirtschaftliches Vermögen 
und eine Zusatzrente von 80 S. Für alle im Werte von mehr als 40.000 S oder ein 
anderen Witwen macht die Grundrente 25 S Gcsamtvermögen von mehr als 80.000 S 
aus, eine Zusatzrente ist nicht vorgesehen. vorhanden ist. Die Grundrente, die der Be­
Waisenrenten erh8Jten die ehelichen Kinder schädigte oder die Witwe auf Grund dieses 
von verstorbenen Beschädigten bis zur Er- Gesetzes bekommt, wird diesem Einkommen 
reichung des 18. Lebensjahres. Gleichgesetzt nicht zugerechnet . Diese im letzten Haupt­
sind auch die unehelichen Kinder und St.ief- stück des Gesetzes eingefügte Bestimmung 
kinder, wenn der Verst.orbene für ihren Unter- über das Ruhen der Grundrente ist eine 
halt gesorgt hat. Die Waisenrente beträgt Notbestimmung. Das ist auch daraus er­
für einfache Waisen 65 S, für Doppelwaisen sichtlich, daß sie nach Abs. (2) dieses Para-
120 S. graphen durch Verordnung des Sozialministers 

Anspruch auf Elternrente haben eheliche außer Kraft gesetzt werden kann, wenn der 

Eltern, die uneheliche Mutter, ferner Adoptiv- , Hauptausschuß cles Nationah'ates seine Zu­
Pflege- und Stiefeltern. Die Elternrente ge- stimmung dazu gibt. 
bührt nur dann, wenn die Bedürftigkeit Das Gesetz tritt am 1 .  Jänner 1950 in Kraft ; 
nachgewiesen wird. Die Elternrente wird als mit seiner Durchführung ist das Sozial­
Elternpaar- Rente mit 120 S und als Elternteil- ministerium im Einvernehmen mit dem 
Rente in der Höhe von 65 S geleistet. Finanzministerium betraut. 

Sterbegeld wird an Hinterbliebene gewährt, l\fit diesen Bestimmungen ist ein einheit-
wenn der Tod des Beschädigten mittel- oder liehes österreichisches Gesetzeswerk gc­
unmittelbar die Folge einer Dienstbeschädi- . schaffen, das den Bedürfnissen der öster­
gung ist. Die Höhe des Sterbegeldes beträgt I reiChischen Kriegsopfer so weit als möglich 
385 S. Beim Tod des Beschädigten werden Rechnung trägt. Es bringt, entgegengesetzt 
für die auf den Sterbemonat folgenden drei ' den Mitteilungen verschiedener Kreise, für 
Monate die Renten und Zulagen beträge weiter I die Kriegsopfer keine Verschlechterung i�rer 
bezahlt. Versorguugslage, sondern eher wesentlIche 
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neue Vorteile. Die Vorschläge zu dieser 
Gesetzesvorlage, die von der Zentralorgani­
sation der österreichischen Kriegsopferver­
bände, der Interessenvertretung der öster­
reichischen Kriegsopfer, an .den Ausschuß 
des Nationalra.tes weitergeleitet wurden, sind 
in weitestem Maße berücksichtigt worden. 
Wir können dazu feststellen, daß es eine 
wirklich einverständliche Zusammenarbeit der 
Gesetzgebung, der Interessenvertretung und 
der Beamten des Staates, die mit der Gesetzes­
ausarbeitung beschäftigt waren, gegeben hat. 
Vermag auch das Gesetz noch nicht in allen 
Teilen die Wünsche und die · Notwendig­
keiten der österreichischen Kriegsopfer zu 
befriedigen, so können wir doch sagen, daß 
es ein guter, beachtenswerter Anfang ist 
und daß bei einer Besserung der wirtschaft­
lichen Lage die Kriegsopfer Österreichs die 
Möglichkeit haben, neuerdings an die Gesetz­
gebung heranzutreten, um ihre Lage weiter 
zu verbessern. · 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Ange­
legenheiten hat mich beauftragt, dem Hohen 
Bundesrate den Antrag zu stellen, gegen 
das vorliegende Gesetz ke i ne n E i n s p r u c h 
zu erheben. 

Bundesrat Großauer : Hohes Haus ! Schon 
einmal hat heute ein Bundesrat Gelegenheit 
gehabt zu erklären , daß in diesem letzten 
Stadium der Parlamel1tsscssion eine Gesetzes­
vorlage verabschiedet vv'urde, weil sie sozial­
politisch notwendig war und weil der . ab­
tretende Nationalrat und Bundesrat dem 
Volke beweisen wollten, daß es ihnen mit der 
Vertretung sozialer Interessen ernst ist. 

Das vorliegende Gesetz über die Versorgung 
der Kriegsopfer wal' seit 1 945 Gegenstand 
ernster Beratungen der Kriegsopfer und auch 
der beteiligten Ministerien, vor allem des 
Sozialministeriums und des Finanzmini­
steriums . Dieses Gesetz ist, wie ja der Herr 
Berichterstatter schon erwähnt hat, ein ganz�s 
Gesetz. Es ist ein Gesetz, das sich nicht mehr 
auf vorherige Bestimmungen zu berufen 
braucht, sondern das in seiner Gänze nach den 
Bedürfnissen der Kriegsopfer aufgebaut ist . 
'\Vir Älteren wissen , wie es um die Kriegs­
opferversorgung seinerzeit, vor dem Jahre 1914,  
bestellt war. Wir erinnern uns noch jener 
Bedauernswerten , die mit Stelzfuß und Leier­
kasten durch das Land zogen und von den 
Patrioten Unterstützungen erbettelten. 

Die erste Republik hat zwar sogleich im 
Jahre 1 9 1 9  den Anfang zu einer Kriegs­
opfergesetzgebung geschaffen , es war aber 
für die Betroffenen ein langer Leidensweg, 
um bis zum Jahre 1938 die notwendigen 
Verbesserungen und Abänderungen der gesetz­
lichen Vorschriften durchzusetzen. 

Durch die reichsrechtlichen Bestimmungen 
wurde unser österreichisches Kriegsopferrecht 
außer Kraft gesetzt. Als 1945 der Tag der 
Freiheit wieder gekommen war, waren es 
die Kriegsopfer , die sich zusammentaten, 
jene Mitkämpfer aus der Zeit der ersten 
Gesetzgebung, die wußten, um was es geht 
und was getan werden muß. So ist damals 
eine Kriegsopferorganisation entstanden, die, 
geleitet von dem guten Gedanken, über die 
parteipolitischen Tagesfragen hinaus bestrebt 
war, ihre Interessen zu vertreten. Dies ist 
nun gelungen. Wenn es auch Jahre gedauert 
hat, um zu diesem heut.igen Gesetzesbeschluß 
zu kommen, so werden die Betroffenen, die 
Kriegsopfer, das Ergebnis zu schätzen wissen. 
Mein Vorredner, der Herr Berichterstatter, 
hat erwähnt, daß leider noch nicht alle 
Wünsche erfüllt werden konnten. Es sei 
aber zur Ehre der österreichischen Gesetz­
gebung gesagt, daß der Betrag, der im heurigen 
Jahr mit 651 Millionen Schilling für diesen 
Zweck zur Verfügung steht, mehr als ein Zehn­
tel des gesamten Staatshaushaltes ausmacht, 
des Aufwandes eines Staates, der, wie wir aUe 
wissen, selbst zu den Schwerkriegsbeschädigten 
gehört. Die Kriegsopfer sehen, daß der öster­
reichische Staat für sie sorgt, sie werden 
auch weiterhin ihre Belange zu vertreten 
wissen und sie werden auch dafür dankbar 
sein, daß sie nun Gelegenheit haben, ihre 
Rechte im Wege eines ordentlichen Ver­
fahrens zu vertreten. 

Zum Schluß möchte ich nicht verabsäumen 
hervorzuheben, daß es sich bei der Schaffung 
dieses Gesetzes nicht etwa um politische 
Belange der einen oder anderen Fraktion 
gehandelt hat, sondern daß hier echte Öster­
reicher am Werke waren. 

Ich möchte Sie daher bitten, diesem Gesetzes­
beschluß die Zustimmung zu erteilen in dem 
Bewußtsein, damit eine Staatsbiirgerpfficht 
zu erfüllen, und unter dem Mott,o, das sich 
die Kriegsopfer gesetzt haben : 

Durch Licht zur Menschheit, 
Verdammung dem Krieg ! 
Nur Recht schafft Frieden 
und Frieden ist Sieg ! ( Lebhafte1· Beifall 

bei der Ö V  P.) 

Der Bundesrat erhebt gegen den GesetzeB­
beschluß keinen Ein8pruch. 

Punld 26 der Tagesordnun.g ist der Gesetzes­
beschluß des Na.tionah'ates vom 14. Juli 1949, 
betreffend Abänderung von Bestimmungen 
über die Beitragsklassen, Beiträge und Steige­
rungsbeträge in der Invalidenversicherung. 

Berichterstatter Rubant: Hoher Bundesrat ! 
Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates wird die Höhe der Beiträge und 
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Steigerungsbeträge in der Invalidenver- ! einkommen findet. Die Gesetzesvorlage wurde 
sicherung für jenen Kreis der Versicherten ohne weitere Debatte im Nationalrat be­
abgeändert, für die die Versicherungsbeiträge schlossen. 
nicht von dem Krankenversicherungsträger Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
eingehoben werden ; das sind die selbst- heiten hat mich ermächtiat, dem Hohen 
versicherten und die auf freiwilliger Basis Bundesrat den Antrag vorz�legen, gegen den 
weiterversicherten und höherversicherten vorliegenden Gesetzesbeschluß des National­
Personen. Dieser Personenkreis ist natürlich rates keinen Einspru c h  zu erheben . 
gegenüber den allgemein Versicherten ent­
sprechend kleiner. Er beschränkt sich in der 
Hauptsache auf jene nicht ständig Beschäf­
tigten und auf, wie schon gesagt, im Wege 
der freiwilligen Versicherung Weiter- und 
Höherversicherte . Der Grund zu dieser 
Regelung liegt in der Auswirkung des letzten 
Lohn- und Preisübereinkommens, bei dem die 
höchste Bemessungsgrundlage in der Sozial­
versicherung auf monatlich 1050 S und der 
Beitrag zur Invalidenversicherung von 5·6 auf 
10 Prozent erhöht wurde. Zweck dieser 
Regelung, dieser Angleichung an die Beitrags­
sätze der übrigen Pflichtversicherten war, die 
nunmehr bestehende Gefahr einer dauernden 
Unterversicherung großer Kreise jetzt frei­
Willig Höherversicherter zu beseitigen und 
auch diese Gruppe der nicht direkt im Abzugs­
wege zur . Beitragspflicht Herangezogenen an 
das Recht der sonstigen Versicherten anzu­
passen. Die Erlassung eines Gesetzes war 
deshalb erforderlich, weil die bestehenden 
Bestimmungen über die Invalidenversicherung 
eine Regelung im Wege einer Verordnung oder 
eines Erlasses nicht gestatten. 

Das Gesetz selbst besteht in der Hauptsache 
aus dem § 1, der den Wirkungsbereich um­
schreibt, aus dem Schema, das den wöchent­
lichen Arbeitsverdienst, die wöchentlichen 
Beiträge und den jährlichen Steigerungsbetrag 
aufweist. Im ganzen sind 14  Beitragsklassen 
festgelegt. Im Abs. (2) des § 1 ist für die frei­
willige Höherversicherung außerhalb des 
Schemas und darüber hinausgehend eine weitere 
Beitragsklasse XV mit einem wöchentlichen 
Beitrag von 26 S und einem jährlichen 
Steigerungsbetrag von 3·12 S vorgesehen. 

§ 3 bestimmt, daß das Bundesgesetz hin­
sichtlich der nach Kalenderwochen zu be­
rechnenden Beitragsleistung mit 30. Mai 1 949, 
ansonsten mit 1 .  Juni 1949 in Kraft tritt. 
Diese Termine decken sich mit der vom 
Nationalrat beschlossenen und vom Bundesrat 
in einer der letzten Sitzungen bestätigten 
Regelung, womit die Bestimmungen über die 
Invalidenversicherung an das dritte Lohn- und 
Preisübereinkommen angeglichen werden . Mit 
der Vollziehung des Bundesgesetzes ist das 
Ministerium für soziale Verwaltung betraut. 

Hoher Bundesrat ! Es handelt sich hier um 
eine zwangsläufige · Maßnahme, die ihre Be­
gründung im dritten Lohn- und Preisüber-

Der Antrag wird ange nommen. 

27. Punkt der Tagesordnung ist der Gesetzes­
beschlußes des Nationalrates vom 14. Juli 1949, 
womit das Bundesgesetz über die Änderung 
sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften und 
ü bel' die Emährungszulage zu Leistungen der 
Sozialversicherung abgeändert wird (2. Novelle) .  

Berichterstatter Salzer : Hoher Bundesrat ! 
Das Bundesgesetz Nr. 223 vom 15. Okto­
ber 1948 sieht im § 8, Abs. ( 1 ) ,  vor, daß unter 
anderem pflicht- oder freiwillig versicherten 
Personen, die, ohne eine wiederkehrende Geld­
leistung zu beziehen, auf Rechnung eines 
Trägers der Sozialversicherung in einer Heil­
und Pflegeanstalt, beziehungsweise in einem 
Erholungsheim untergebracht sind, eine Er­
nährungszulage zu gewähren ist. Zu diesem 
Personenkreis gehören zum Beispiel die 
Familienmitglieder der selbständigen Land­
wirte und noch verschiedene andere Ver­
sichertengruppen, denen ansonsten ex lege 
ein Anspruch auf eine Ernährungszulage nicht 
zusteht. 

Nun steht es außer Zweifel, daß der Auf­
enthalt solcher Personen in einer Kranken­
anstalt allein keinen Anspruch auf die Er­
nährungszulage begründet. Das zitierte Bundes­
gesetz sieht ihn aber dennoch vor. 

Durch den vorliegenden Gesetzesentwurf wird 
nunmehr durch eine Revision des § 8, Abs. ( 1 ) ,  
des Bundesgesetzes Nr. 223 von 1948 dieser 
Anspruch aberkannt, indem künftig die Worte 
"ferner Pflichtversicherten oder freiwillig Ver­
sicherten, die, ohne eine wiederkehrende Geld­
leistung zu beziehen, auf Rechnung eines 
Trägers der Sozialversicherung Verpflegung in 
einer Heil- und Pflegeanstalt (Krankenhaus) , 
in einem Erholungs- (Genesungs)Heim oder 
in einer ähnlichen Anstalt erhalten" aus dem 
Gesetzestext gestrichen werden sollen. 

Weiters soll die Ernährungszulage nicht 
mehr erhalten, wer auf Grund des dritten 
Lohn- und Preiaübereinkommens wegen Weg­
fall der Ernährungszulage bereits erhöhten 
Lohn erhielt, in eine höhere Lohnklasse, was 
wieder erhöhte Sozialleistungen bedingt, bereits 
eingereiht wurde, ein höheres tägliches 
Krankengeld als 1 ·20 S bezieht oder im Genuß 
fixer Sozialleistungen, wie Stillprämien usw . •  

steht . In all diesen Fällen ist die wegfallende 
Ernährungszulage bereits materiell abgedingt. 
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Trotz dieses Abdingens hat sich aber der Entgelt zu leisten war. Mit Gesetz vom 
Gesetzgeber der Erkenntnis nicht verschlossen, 7 .  August 1945 wurde dem Lohnempfänger, 
daß dieser Personenkreis ab dem Zeitpunkt, gegenüber den früheren gesetzlichen Be­
in dem die Sozialversicherungsträger bei stimmungen , in materieller Hinsicht am 
Arboitsunfähigkeit nach Krankenhausaufent- weitesten entgegengekommen. Das Feiertags­
halt keine Leistungen mehr vollziehen, unter ruhegesetz vom Jahre 1945 enthält bekanntlich 
Umständen in einen wirtschaftlichen Notstand sechs kirchlich gebotene Feiertage, daneben 
geraten kann. Deshalb sieht der vorliegende noch drei kirchliche Feiertage, die aber nicht 
Gesetzentwurf von dem 29, mit Arbeits- mehr geboten sind, Ostermontag, Pfingst­
unfähigkeit verbundenen Krankheitstag ab montag und Stefanstag, und den 1 .  Mai als 
für solche Personen eine tägliche Erhöhung Staatsfeiertag. 
des Krankengeldes um I S vor. Der dem Hohen Haus heute unterbreitete 

Der Gesetzentwurf berücksichtigt ferner, Gesetzesbeschluß sieht vor, daß auch der 
daß die Sachleist.ungen in der Landwirt,schaft 6. Jänner, das ist der Heiligedreikönigstag, 
noch nicht neu bewertet sind. Dadurch eut- in den Kreis der vom Feiertagsruhegesetz 
stehen unter Umständen auf Grund der angeführten Feiertage einzubeziehen ist. Damit 
heutigen wirtschaftlichen Verhältnisse für die wird einem Wunsch und einer Forderung der 
Personen, die im Artikel I, § 8, Abs. ( 1 ) ,  Bevölkerung entsprochan, diesen in der kirch­
des Gesetzentwurfes umschrieben sind, der lichen Liturgie zu den höchsten Feiertagen 
dem Stammgesetz als neuer Abs. (3) angefügt zählenden Heiligedreikönigstag, der seinerzeit 
werden soll, gleichfalls vlieder wirtschaftliche ausgelassen wurde, in das Feiertagsruhegesetz 
Schwierigkeiten. einzubeziehen. 

Der zur Beschlußfassung stehende Gesetz- I Es kann nur begrüßt werden, daß mit diesem 
entwurf sieht darum für diesen Personenkreis Gesetz, dem lange und nicht leichte Verhand­
Vorauszahlungen in der Höhe der Ernährungs- lungen vorangegangen sind, in der Feiertags­
zulage vor, die aber auf die nachzuzahlenden frage nunmehr eine gewisse befriedigende 
Leistungen anrechenbar sind. Für jene Ver- Regelung erzielt wurde. Ich darf bei dieser 
sicherten also, die lohnklassenmäßig noch l1icht Gelegenheit bemerken, daß auch die Wirtschaft 
umgestuft, beziehungsweise deren Sachbezüge hiebei das beste Verständnis aufgebracht hat, 
noch nicht aufgewertet sind, ist für diese soll doch der Aufwand für einen Arbeitsruhetag 
Übergangszeit sozialpolitisch gleichfalls im der Wirtschaft eine Leistung von etwa 40 Mil­
Gesetzentwurf Vorsorge getroffen. lionen Schilling auferlegen. Es ist dies jeden-

Das Gesetz tritt rückwirkend mit 1 .  Juni 1 949 falls ein Verständnis, das die Wirtschaft 
in Kraft . Mit dem Vollzug ist das Bundes- bekundet. 
ministerium für soziale Verwaltung betraut. Das Gesetz selbst sieht also vor, daß zu den 

Der Ausschuß für ,virtschaftliche Angelegen- bisher bestehenden zehn Feiertagen ein elfter 
heiten hat sich in seiner gestrigen Sitzung mit hinzukommt, eIer Heiligedreikönigstag. Dies 
dem Entwurf beschäftigt und mich beauftragt, ist im Artikel I zum Ausdruck gebracht. 
dem Hohen Bundesrat den A n t r a g  vor- Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
zulegen, gegen diesen Gesetzesbeschluß keinen angelegenheiten hat sich gestern mit dieser 
Einspruch zu erheben, Vorlage befaßt und mich beauftragt, dem 

Der Antrag des Be'richter8tatters wird Hohen Bundesrat heute den Antr a g  zu 
unterbreiten,' gegen diesen Gesetzesbeschluß angeno m men. 

Der 28. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
1 4. Juli 1949, womit das Feiertagsruhegesetz 

keinen Einspruch zu erheben. 

Der Antrag des Berichter8tatters 'lvi'1'd 
angenom men. 

ergänzt wird. Der 29. Punkt der Tagesordnung ist der 

Berichterstat.ter Leskovar : Hohes Haus ! Mit Gesetze�beschluß des Nation
.
alrates �om 

dem gestern vom Nationalrat veralJschiedeten 14. JulI 1 949, betreffend das SIebente Ruck­

und heute dem Hohen Bundesrat vorliegenden I 
stellungsgesetz. 

neuen Feiertagsruhegesetz wird ein Schritt Berichterstatter Krammer : Hohes Haus ! Der 
weiter getan zur Regelung der Feiertagsfrage. vorliegende Gesetzesbeschluß beschäftigt sich 
Nach dem Feiertagsruhegesetz vom Jahre 1933 mit der Geltendmachung entzogener oder 
bestanden wohl dreizehn Feiertage, für die nicht erfüllter Ansprüche aus Dienstverhält­
aber kein Entgelt gewährt wurde. Die folgen- nissen in der Privatwirtschaft. Nach längerer 
den reichsdeutschen Bestimmungen, die Dauer ist das erste diesbezügliche Gefletz für 
während der Besetzung Österreichs in Kraft Arbeiter und Angestellte geschaffen worden . 
waren, sahen nur sechs mit Arbeitsruhe ver- Es ist aber eigentlich kein Rückstellungsge­
bundene Feiertage vor, für die n.llerdings das ! setz und es ist nicht vollständig, weil noch 
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ein Teil von Schäden wiedergutzumachen ist. 
Vor allem sind die Schäden an Bestand­
rechten von Wohnungen, Möbeln und der­
gleichen ja noch nicht voll behoben. Das 
Gesetz betrifft die politisch und rassisch Ver­
folgten. 

Der Berichterstatte',. ve7·liest hierauf den 
Gesetzestext aus Nr. 968 der Beilagen zu den 
stenographischen Protokollen des Nationalrates 
'lI.nd sagt zum Schl�tß : 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat sich in seiner Sitzung mit dieser 
Gesetzesvorlage beschäftigt. In seinem Auf­
trage b e a n t r a g e  ich, der Hohe Bundesrat 
möge gegen diesen Gesetzesbeschluß k e i n e n  
E i n s p r u c h  erheben. 

Der Antrag 'Wird angenom men. 

Der 30. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
14. Juli 1949, betreffend das Dritte Rück­
gabegesetz. 

Berichterstatter Holzfeind : Hoher Bundes­
rat ! Der vorliegende Gesetzentwurf schließt 
sich eng an das Gesetz an, das vorher als 
Siebentes Rückstellungsgesetz behandelt 
wurde. Der Unterschied ist nur der, daß 
das Siebente Rückstellungsgesetz Ansprüche 
aus privaten Dienstverhältnissen regelt, die 
in der nationalsozialistischen Zeit verletzt 
worden sind, während das Dritte Rückgabe­
gesetz Ansprüche aus privaten Dienstver­
hältnissen regelt, die zwischen dem 5. März 1933 
und dem 12 .  März 1938 beeinträehtigt worden 
sind. 

Das ist im wesentlichen der Unterschied 
dieser beiden Gesetze, und weil sich aus der 
Verschiedenheit dieser zwei, sagen wir, 
Regierungsformen Versehiedenheiten ergeben 
haben, ist es auch notwendig, hier zwei ver­
schiedene Gesetze zu machen. Im wesentlichen 
sind die Berechtigten dieselben wie im 
Siebenten RiicksteUungsgesetz , nämlich Ge­
halts- und Lohnempfänger , deren Dienst­
verhältnis in der Zeit von 1 933 bis 1938 
aufgelöst worden ist ; ferner Personen, die 
Anspruch auf Pensionen gehabt hätten 
und denen diese Ruhe- oder Versorgungs­
genüsse ganz oder t.eilweise entzogen oder 
nicht erfüllt worden sind. Wie im Siebenten 
Rückstellungsgesetz sind auch hier die öffent­
lich Bediensteten und die unter die Be­
stimmungen und Vorschriften des Sozial­
versicherungs-Überleitungsgesetzes fallenden 
Bediensteten von den Bestimmungen dieses 
Gesetzes ausgenommen. Ansonsten gleicht 
das Gesetz dem Siebenten Rückstellungs ­
gesetz, so daß sachlich dariiber nicht mehr 
viel zu berichten ist. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Ange­
legenheiten des Bundesrates hat sich

'" 
in 

seiner gestrigen Sitzung mit dem Gesetz 
beschäftigt und mich beauftragt" zu be a n­
t r a g e n, gegen das Gesetz keinen Einspruch 
zu erheben. 

Er hat s.ich aber gleichzeitig mit der Frage 
beschäftigt, warum denn die öffentlich Ange­
stellten, die ja schließlich genau so in der 
Zeit von 1933 bis 1938 und von 1938 bis 1945 
geschädigt worden sind, ständig von den 
Begünstigungen solcher Gesetze ausge­
schlossen bleiben. 

Das Beamten-Überleitungsgesetz stellt zwar 
durch die Rehabilitierung die Möglichkeit 
her, daß der einzelne öffentlich Bedienstete 
wieder auf seinen alten Dienstpost.en kommt, 
dasselbe trifft aber auch für sämtliche Privat­
angestellten zu, so daß hier die Gleichheit 
mangelt. Aus diesem Grund hat der Ausschuß 
für wirtschaftliche Angelegenheiten gestern 
über meinen Antrag einstimmig eine E n  t­
s c h l i e ß u n g  angenommen, die ich Ihnen 
vorlesen werde, und ich möchte den Hohen 
Bundesrat bitten, dieser Entschließung bei­
zutreten. Sie lautet (liest) : 

"Von den Bestimmungen des Siebenten 
Riickstellungsgesetzes wie auch des Dritten 
Rückgabegesetzes sind die öffentlichen Ange­
stellten ausdrücklich ausgenommen. Dies 
bedeutet für viele öffentlichen Bedienstete 
gegenüber den anderen Dienstnehmern eine 
ungerechte Härte� 

Der Bundesrat fordert daher die Bundes­
regierung auf, dem Nationalrat ehestens 
einen den ob zitierten Gesetzen analogen 
Gesetzentwurf für die öffentlichen Ange­
stellten vorzulegen. "  
Ich bitte Sie nochmals, gegen den vor­

liegenden Gesetzentwurf keinell Einspruch 
zu erheben und gleichzeitig diese Ent­
schließung anzunehmen. 

Der Bu,ndesrat beschließt, gegen den Gesetzes­
beschluß keine n  Einspruch zu erheben. -
Die Entschließung 'wird angenommen. 

Der 31. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
14. Juli 1949, betreffend ein Bundesverfassungs­
gesetz über die Geltendmachung entzogener, 
nicht erfüllter oder verlorengegangener An­
sprüche aus Dienstverhältnissen von Arbeitern 
in der Land- und Forstwirtschaft. 

Berichterstatter Steidl : Hoher Bundesrat ! 
Das uns vorliegende Bundesverfassungsgesetz 
über die Geltendmachung entzogener, nicht 
erfüllter oder verlorengegangener Ansprüche 
aus Dienstverhältnissen von Arbeitern in der 
Land- und Forstwirtschaft bringt die Gleich­
berechtigung dieser Arbeiter mit denen in der 
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übrigen Privatwirtschaft. Damit geht ein 
alter Wunsch in Erfüllung. Das Gesetz 
baut sich voll in den Rahmen des Siebenten 
(früher Sechsten) Rückstellungsgesetzes und 
des Dritten Rückgabegesetzes und damit 
in den Wirlmngsbereich dieser beiden Gesetze 
ein. Gemäß Artikel 10, Ziffer 1 1 ,  und Artikel 12,  
Ziffer 3, des Bundes-VeIfassungsgesetzes vom 
.Tahre 1929 war hiefür ein eigenes Bundes­
verfassungsgesetz nötig. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen· 
heiten hat sich in seiner gestrigen Sitzung 
damit befaßt, und ich empfehle dem Hohen 
Bundesrat, gegen dieses Gesetz keinen Ein. 
spmch zu erheben. 

Gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
wird k e i n  E i nspr'lt ch erhoben. 

Der 32. · Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
14. Juli , 1 949, betreffend die 3. Novelle zum 
Zollüberleitungsgesetz. 

Berichterstatter Salzer : Hoher Bundesrat ! 
Die Normalisierung unseres wirtschaftlichen 
Lebens ist noch lücht so weit gediehen, daß 
bereits eine systematische Revision unseres 
Zolltarifes durchgeführt werden könnte . Ins­
besondere ist es zur völligen Wiederauf­
richtung unseres wirtschaftlichen Lebens, be· 
sonders aber zur Versorgung der Bevölkerung 
mit Nahrungsmitteln und anderen Bedarfs­
gegenständen noch nötig, gewisse Zollbe­
günstigungen aufrecht zu erhalten. Dazu 
ist das Bundesministerium für Finanzen im 
Einvernehmen mit den beteiligten Bundes­
ministerien durch das Zollüberleitungsgesetz 
vom l8 . Juni 1 946, B.G.Bl.Nr. 1 27, ermächtigt. 

Nach den gegenwärtig geltenden Bestim­
mungen ist diese Ermächtigung am 30. Juni 
1949 erloschen. Ihre Verlängerung ist eine 
zwingende Notwendigkeit. Der vorliegende 
Gesetzentwurf sieht nun diese Verlängerung 
bis zum 3 1 .  März 1950 vor. Nachdem der 
seinerzeitige Termin bereits abgelaufen ist, 
die Rechtskolltinuität fndessen nicht gestört 
werden darf, ist im Gesetzen.twurf dessen 
rückwirkendes Inkrafttreten mit 1 .  Juli 1949 
vorgesehen. Mit der Vollziehung des Gesetzes 
soll das Bundesministerium für Finanzen 
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes· 
ministerien betraut werden. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Ange­
legenheiten hat sich gestern mit dieser Vorlage 
beschäftigt und mich beauftragt, dem Hohen 
Bundesrate zu empfehlen, gegen den vor­
liegenden Gesetzesbeschluß keinen Einspruch 
zu erheben. 

Der Bundesrat beschließt, keinen  E i n-
8pr�{,Ch zu erheben. 

Der 33. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
14. Juli 1949, betreffend die 4. OpferfUr­
sorgegesetz-Novelle. 

Berichterstatter Freund : Hoher Bundesrat ! 
Die zur Verhandlung stehende Gesetzesvor­
lage beabsichtigt, das bestehende Opferfiir­
sorgegesetz in einigen Punkten zu ändern 
und gleichzeitig auch zu verbessern. 

Diese Novelle gliedert sich in zwei Artikel. 
Im Artikel I sind jene Bestimmungen ent· 
halten, die zu Gunsten der politisch Ver­
folgten eingebaut werden sollen. In Ziffer 1 
heißt es, daß die Wirksamkeit einiger Be­
stimmungen des Kriegsopferversorgungsge­
setzes auch auf die Opfer des Kampfes und 
der politischen Verfolgung ausgedehnt werden 
soll. Darunter fallen insbesondere Bestim­
mungen über Berufsausbildung, Vergütung 
von Reisekosten anläßlich von Vorladungen, 
Rentenumwandlung und Vergünstigungen im 
öffentlichen .Personenverkehr. 

Die Ziffer 2 besagt , daß alle Opfer der 
politischen Verfolgung, die schwere Gesund­
heitsschäden erlitten haben, den Opfern des 
aktiven politischen Kampfes gleichgestellt 
werden sollen. 

Ziffer 3 besagt, daß die Opfer des politischen 
Kampfes bei der Einstellung auf Arbeits­
posten und Dienststellen den von der Kriegs­
opferfürsorge Betreuten gleichgestellt werden. 
Hiebei sollen die gleichen Sanktionen ange­
wendet werden, wie sie bei der Einstellung 
von Kriegsinvaliden vorgesehen sind. Damit 
sollen für die Opfer des Faschismus die gleichen 
Schutzbestimmungen gelten wie für die Kriegs. 
versehrten. 

In Ziffer 4 sind einige Steuerbegünstigungen 
vorgesehen. Über die Begünstigung der Steuer­
freiheit, wie sie durch die neuen Steuer­
gesetze auf Grund des dritten Lohn- und 
Preisübereinkommens geschaffen wird, hinaus 
wird die weitere Steuerfreigrenze für die 
Inhaber von Amtsbescheinigungen oder Opfer­
ausweisen von 1 20 auf 1 60 S erhöht werden. 
Das heißt also, daß über die sonstigen Be­
günstigungen, die einen steuerfreien Betrag 
vorsehen, für die Opfer des Faschismus eine 
weitere Freigrenze von zusätzlich 1 60 S 
im Monat gewährt werden soll. 

In Ziffer 5 sind vor allem anderen die 
Bestimmungen enthalten, die schon im Kriegs­
opferversorgungsgesetz bestehen und die Vor­
sorge treffen sollen, daß auch die Opfer des 
Kampfes gegen den Faschismus und ihre 
Hinterbliebenen so gestellt und behandelt 
werden sollen wie die Opfer, die durch den 
Krieg auf den Schlachtfeldern verursacht 
wurden. 
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Schon der Ausschuß des Nationalrates, daß es sich dabei um Mensuhen handelt, die 
der sich mit dieser Gesetzesvorlage beschäftigt unter den schwierigsten Verhältnissen aus 
hat, hat den Wunsch geäußert, das Bundes. freier Wahl Leben, Gesundheit, Vermögen und 
ministerium für soziale Verwaltung möge Familie aufs Spiel gesetzt haben, nur deshalb, 
eine neuerliche Verlautbarung des Gesetzes weil sie fanatische Anhänger der Idee eines 
mit allen seinen Novellierungen veranlassen, freien, selbständigen Österreichs auch in den 
um die Anwendung clieses Gesetzes zu er. aussichtslosesten Momenten geblieben sind. 
leichtern. Daher ist diese Ziffer von 20.000 doch etwas 

Gestern hnt sich der Ausschuß für wirt. höher zu werten, als es an und für sich das 
schaftliche Angelegenheiten mit dieser Vor. Dezimalsystem besagt. 
lage eingehend beschäftigt. In der Diskussion Es ist gestern im Ausschuß, wie der 
sind auch verschiedene Wünsche zum Aus· Referent schon angedeutet hat, die Frage 
druck gekommen, clie besagen, daß das, was aufgeworfen worden, ob wir uns mit der 
das Gesetz gewährt, noch lange nicht aus- gegenwärtigen Fassung dieser 4. Opfel'fürsorge­
reicht, um den Opfern das zu geben, was gesetz.Novelle zufrieden geben sollen. Da ist 
ihnen gebühren würde. Wir sind der gleichen nämlich besonders im § 9 eine sehr unange. 
Ansicht, wir vertreten aber die Meinung, nehme Seite, wie ich mir gestern wiederholt 
daß dieses Gesetz trotz alledem die Zu. von Vertretern dieser Personengruppe sagen 
stimmung finden soll, weil es wiederum einen lassen mußte. Es ist bekannt, daß die Wünsche 
Schritt vorwärts bedeutet in der sozialen hinsichtlich der Steuerbegüustigungen auf eine 
Fürsorge für jene Menschen, die in einer abzugsfreie Summe von 4200 S jährlich, 
der schwersten Zeiten in unserem I.Jande für beziehungsweise 350 S monatlich gingen und 
die Freiheit und Demokratie eingetreten sind. daß es in den langen Verhandlungen im zu· 

WIr erwarten, daß auch das neue Pa,rlament ständigen Ausschuß des Nationalrates nicht 
den weiteren Ausbau dieser sozialen Fürsorge · gelungen ist, diese Ansprüche unterzubringen. 
besorgen wird, um damit auch noch die Die Befriedigung dieser Wünsche wäre gleich­
letzten Wunden und die letzten Schäden, die bedeutend mit dem Ausfall von 26 Millionen 
diesen Menschen zugefügt worden sind, zu Schilling gewesen, die in der gegen.wärtigen 
heilen. Finanzgestaltung keine Bedeckung finden. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Ange- Das hat nun folgendes unangenehme 
legenheiten des Bundesrates hat mich beauf- Ergebnis : Wie ich mir von Fachleuten vor· 
tragt, hier den A n t r a g  zu stellen, der Hohe rechnen ließ, kam nach dem Stand vor der 
Bundesrat wolle diesem Gesetzesbeschluß die Novellierung des Gesetzes eine Kleinfamilie 
Zustimmung nicht versagen. VOll Mann, Frau und Kind bei einem Ein-

kommen von 750 S monatlich auf eine Lohn· Bundesrat Dr. Lugmayer : Hoher Bundesrat ! 
steuer von 13'40 S. Nach der vom Nationalrat Ich halte es für wichtig, in dieser Angelegenheit 

einige Sätze des Berichterstatters noch zu beschlossenen geringfügigen Hinaufsetzung der 

unterstreichen. Wir haben auf der reichen Abzugssumme kommt heute eine Herab. 

Tagesordnung der heutigen Sitzung drei setzung der Lohnsteuer auf 10·70 S heraus, 

Gesetze, die die besonders schwierige Struktur was also einer faktischen Verbilligung von 

unseres Staa,tes kennzeichnen. Das eine 2·70 S gleichkommt. Bei diesen Ansätzen ist 

Gesetz, das sofort folgen wird und mit dem ich es natürlich begreiflich, daß diese Menschen, 

beginnen möchte, um diese schwierige Lage die auf irgend eine Anerkennung ihrer be· 

zu erklären, ist die AuflasBung der Registrierung. sonderen Leistungen und Leiden warten, sich 

Sie betrifft einen Personenkreis von 450.000 sagen: Ist das ernst gemeint 1 
Personen und beseitigt den Widersinn, daß Daher haben wir gestern ziemlich lange 
eine Partei, die nicht besteht und verboten ist, diskutiert, um uns klar zu werden, was in dieser 
in amtlichen Mitgliederverzeichnissen geführt nicht angenehmen Situation zu tun ist. Es 
wird . Es ist dies eine Schwierigkeit, unter der wäre selbstverständlich möglich gewesen; eiJ?en 
wir jahrelang gelitten haben . Ein zweites Einspruch gegen das Gesetz zu erheben. Dies 
Gesetz, das wir heute bereits behandelt haben hätte bedeutet, daß aueh die wirklichen Ver· 
und das einen Personenkreis von 520.000 besserungen, die in das Gesetz hineingekommen 
Menschen umfaßt, ist das Kriegsopferver" sind und die der Herr Berichterstatter schon 
sorgungsgesetz. Über 10 Prozent der Staats· erwähnt hat, auf unbestimmte Zeit verschoben 
ausgaben sind die Folge jenes Krieges, der mit werden, weil ja der Nationalrat nicht mehr 
der Okkupation Österreichs begonnen hat. oder nur unter allerschwierigsten Umständen 
Nun haben wir hier ein drittes Gesetz, das einen Gelegenheit haben könnte, das Gesetz noch 
verhältnismäßig kleinen Personenkreis von einmal zu behandeln. Außerdem bleibt die 
etwa 20.000 Menschen umfaßt. Dieser Schwierigkeit des ungedeckten Abganges von 
Personenkreis ist aber dadurch gekennzeichnet, 26 Millionen immer noch bestehen. Wir haben 
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davon abgesehen, eine formelle Entschließung 
an die Regierung auf eine neuerliche Novel­
lierung dieses Gesetzes zu beantragen, und 
zwar wiederum aus · dem Grund, weil der 
Ausschuß - wenigstens in seiner Mehrheit -
der Ansicht war, daß eine solche Entschließung 
im gegenwärtigen Augenblick ins Leere ginge. 
Es bleibt daher nichts anderes übrig, als daß 
wir die Ansprüche dieses Personenkreises in 
unserer letzten Sitzung in diesem Halbjahr 
besonders unterstreichen. 

Ich darf vielleicht noch einige Bemerkungen 
dar an knüpfen. Wollen wir damit eine Gruppe 
besonders hervorheben 1 Bekanntlich sind ja 
unter den politisch Verfolgten verschiedene 
Gruppen zu unterscheiden. Wenn ich mir den 
ersten Absatz des Opferfürsorgegesetzes her­
nehme, um zu finden, für welche Personen 
diese Begünstigungen in Betracht kommen, so 
heißt es dort : die "im Kampfe gefallen" sind, 
die "hingerichtet worden" sind, die "an den 
Folgen einer Haft oder erlittenen Mißhandlung 
verstorben" sind, die an schweren Gesundheits­
schädigungen leiden oder gelitten haben oder 
die bei besonders schweren Quälereien 
mindestens sechs Monate in Haft waren. Das 
sind schwere Leiden, schwere Nachteile, 
schwere Schädigungen der eigenen Person und 
der Familie, die hier verzeichnet sind. .Es 
handelt sich also, wenn wir das in Betracht 
ziehen, nicht etwa um eine besondere Hervor­
hebung, um eine besondere Begünst.igung, 
sondern es handelt sich "wirklich im strengen 
Sinne des Wortes um eine Wiedergutmachung 
von Schäden, die diese Menschen erlitten 
haben. Zum Unterschied von jenen, die gegen 
ihren Willen auf die Schlachtfelder hinaus­

Aber wir haben die Aufgabe, diese Dinge 
nicht zu vergessen. 

Gewiß, unsere ganze staatspolitische Lage 
ist schwierig. Auf der einen Seite müssen wir 
aus voller Überzeugung heraus eintreten für 
die fortwährende Angleichung der gesamten 
politischen Lage an den Artikel 7 unserer 
Bundesverfassung, der ausspricht : vor dem 
Gesetz sind alle Bundesbürger gleich. Daher 
treten wir - von beiden Seiten des Hauses, 
wie ich unterstreichen möchte - für ein Ver­
geben der Sühnefolgen jener Personen ein, die 
der nationalsozialistischen Bewegung seinerzeit 
beigetreten sind. Aber ich betone es noch ein­
mal : Bei diesen 20.000 handelt es sich nicht 
um eine Hervorhebung, sondern um eine 
Wiedergutmachung und um eine Erinnerung 
für die gesamte lebende Generation, daß es 
Menschen gegeben hat, die unter den schwierig­
sten Verhältnissen nicht daran verzweifelt 
haben, ein neues Österreich wieder zu finden . .  
Daher ist, möchte ich sagen, die fünfte Novelle 
zu diesem Opferfürsorgegesetz eine patriotische 
Hypothek, die wir auf dieses Haus legen 
müssen, bis das neue Parlament wiederum 
zusammentritt . (Lebhafter Beifall bei der 
O VP.) 

Der Bundesrat beschließt, gege'n den Gesetzes­
beschluß dM Nationalrates ke inen  Einspruch 
zu erheben. 

Der 34. Punkt der Tagesordnung ist der 
Oesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
1 3 .  Juli 1949, betreffend die Streichung minder­
belasteter Personen aus den Registrierungs­
listen. 

geschleppt wurden, haben diese aus Berichterstatter Dr. Duschek : Hoher Bundes� 
freiem Willen, aus der freien Entscheidung rat ! Bei dem vorliegenden Gesetz handelt es sich 
heraus, in dem Glauben an das Wiedererstehen um einen teilweisen Schlußstrich unter das 
eines selbständigen und freien Österreichs leidigste Problem, mit dem sich Regierung und 
gehandelt. Es ist also eine Wiedergutmachung. Parlament in der zweiten Republik zu be-

Darüber hinaus ist es aber für uns auch schäft,igen haben. Der Inhalt dieses kurzen 
eine Anerkennung, ich möchte sagen, ein Gesetzes dürfte dem Hohen Bundesrat j a  
lebendes Andenken, eine lebende Mahnung, bekannt sein. E s  handelt davon, daß die min­
die uns diese Menschen vorgelebt haben und derbelasteten ehemaligen Nationalsozialisten 
die wir nicht vergänglich machen sollen. Ich aus den Registrierungslisten gestrichen werden 
halte es für besser, dieses Andenken durch sollen, wenn, wie der § 1 besagt, eine Sühne­
gesetzgeberische Maßnahmen in diesem Sinne abgabeschuld nicht oder nicht mehr besteht. 
unvergänglich zu machen, wenigstens für eine, Ergänzend ist dazu vielleicht festzustellen, 
für die gegenwärtige Generation, wie es das daß aus den Registrierungslisten nur der 
Gesetz ja teilweise andeutet, als etwa durch gestrichen werden kann, der drinsteht. Wenn 
die Errichtung von steinernen, kalten Denk- also noch Leute aus der Kriegsgefangenschaft 
mälern, von denen der Betreffende, . der nun zurückkommen, die registrierungspflichtig 
einmal dieses große und manches mal geradezu sind, dann werden sie sich registrieren lassen 
entsetzlic�e

. 
L?id �ber s�ch ergehen lassen 'I m

.
üssen. Sobald aber diese

. 
Eintragungen in d�e 

mußte, elgenthch mcht VIel hat. Es ist das LIsten Rechtskraft erlangt haben, werden SIe 
aber nicht so aufzufassen, daß das, wofür diese wieder gestrichen. 
Menschen mit dem Einsatz ihrer ganzen Person Der § 2 sieht eine gauz selbstverständliche, 
gelitten haben, jetzt in barer Münze aus- in anderem Zusammenhang schon in Er­
bezahlt werden soll. So versteht das niemand. scheinung getretene Bestimmung vor, daß 
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Personen, die sich nachträglich noch im 
nationalsozialistischen Sinne betätigt haben 
oder seit dem Jahre 1945 betätigen, nicht 
gestrichen werden, beziehungsweise in die 
Listen wieder aufgenommen werden. 

Der § 3 bezieht sich auf Bestimmungen des 
Artikels II des Gesetzes über die vorzeitige 
Beendigung der Sühnefolgen für minder­
belastete Personen, die durch das vorliegende 
Gesetz nicht betroffen werden. Es ist dies 
eine Selbstverständlichkeit. 

Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist die 
Bundesregierung betraut. 

Ich stelle namens des Ausschusses für Ver­
fassungs- und Rechtsangelegenheiten den An­
t ra g, der Hohe Bundesrat möge gegen diesen 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i n e n  
E i n s p r u c h  erheben. 

Der Antrag wird ange n o m men. 

Vorsitzender lng. Dr. Lechner : Die 
ordnung ist ersch öpft. 

Tages-

Die heutige Sitzung ist gleichzeitig die letzte 
vor den Ferien und wahrscheinlich auch die 
letzte vor dem Zusammentreten des neu zu 
wählenden Nationalrates. Der Bundesrat 
selbst kennt nach der Verfassung keine Gesetz­
gebungsperioden, ist also dauernd. Eine 

Änderung in seiner Zusammensetzung tritt 
nur dann ein, wenn der Landtag, der die 
einzelnen Mitglieder zu entsenden hat, eine 
Änderung in der Entsendung vornimmt. 

Wenn wir auf die Tätigkeit des Bundesra�es 
während der Gesetzgebungsperiode des 
Nationalrates zurückblicken, kann vermerkt 
werden, daß der Bundesrat 473 Gesetzes­
beschlüsse des Nationalrates in Verhandlung 
gezogen hat. Hievon hat er 463 Gesetzes­
beschlüssen die Zustimmung gegeben und 
gegen 10 Einspruch erhoben. Von diesen hat 
der Nationalrat 6 Einsprüchen Rechnung 
getragen, bezüglich 4 anderer Einsprüche einen 
Beharrungsbeschluß gefaßt. Es darf fest­
gestellt werden, daß der Bundesrat in den 
letzten vier Jahren nicht nur eine umfang­
reiche Arbeit bewältigt, sondern diese Arbeit 
auch in sachlicher, objektiver und korrekter 
Weise durchgeführt hat. Er darf daher auch 
des Dankes des Vaterlandes und des Volkes 
sicher sein. 

Zum Abschluß erlaube ich mir, allen Mit­
gliedern des Bundesrates angenehme Ferien, 
gute Erholung und Auf Wiedersehen ! zu 
wünschen. (Lebhafter Beifall.) 

Die Sitzung ist g e s c h lossen. 

Schluß der Sitzung : 15 Uhr 45 Minuten. 

Druck der Usterreidtisdlen Staatsdruckerei. 3708 49 
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